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Kennen Sie Herrn Tesla? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Wer hat nicht schon darüber ge­
staunt , wenn eine Glühbirne im Mund 
eines Magiers leuchtete oder eine 
Leuchtstoffröhre in der Hand er­
strahlt? Dabei werden Effekte von 
hochfrequenten Wechsel strömen 
ausgenutzt, um deren Erforschung 
sich der kroatische Wissenschaftler 
Nikola Tesla besondere Verdienste 
erworben hat. 

Tesla wird am 10. Juli 1856 in 
Smiljan (Kroatien) als Sohn eines or­
thodoxen Priesters geboren. Seine 
schon in der Schule zu bemerkende 
Begabung für Physik und Mathema­
tik läßt in ihm den Wunsch nach ei ­
nem technischen Studium reifen. An 
der Technischen Hochschule in Graz 
und Prag studierte er Ingenieurwis­
senschaften. Seine erste Stelle erhält 
er bei einer Telefongesellschaft in 
Budapest. Durch eine Anzahl von 
praktisch anwendbaren Erfindungen 
fällt Tesla den Verantwortlichen einer 
französischen Tochterfirma der Edi­
son-Gesellschaft in Paris auf. Sie bie­
ten ihm eine IngenieursteIle in ihren 
Werkstätten an, die Tesla 1882 antritt . 

Endlich bietet sich ihm die Mög­
lichkeit, seine schon früher ent­
wickelten Pläne zum Bau eines Elek­
tromotors mit rotierendem Magnet­
feld (Drehstrommotor) zu realisieren . 
Dabei ging Tesla von dem Gedanken 
aus, den in einem Generator erzeug­
ten Wechselstrom direkt für seinen 
Motor zu nutzen, anstatt - wie bei den 
bisherigen Elektromotoren - zu­
nächst über einen Kollektor Gleich­
strom zu erzeugen. Er erhoffte sich 
dadurch eine bessere Ausnutzung 
der Energie. Die Verantwortlichen der 
Gesellschaft bringen seiner Neuent­
wicklung nur wenig Interesse entge­
gen. Teslas Können schätzen sie je­
doch so hoch ein, daß sie ihn der 
Hauptgesellschaft in New York emp-

fehlen. Die ihm entgegengebrachten 
grundsätzlichen Widerstände aus 
den Reihen der Gesellschaft um Edi­
son bestehen fort; so macht Tesla 
sich 1887 selbständig . 

Seine bisher so geschmähten Ent­
wicklungen meldet er sofort zum Pa­
tent an. Nicht nur seine grundlegen­
den Ideen zu Drehfeldern und dem 
Drehstrommotor, auch ein Mehrpha­
sensystem zur Energieübertragung 
werden Tesla patentiert. Durch den 
Bau von elektrischen Maschinen er­
hält Tesla die notwendigen finanziel­
len Mittel , um seine Forschungen 
weiterzuführen. Seine Arbeiten und 
Patente finden in Fachkreisen großes 
Interesse. 

Das Gebiet der Hochspannung 
und Hochfrequenz rückt in den Mit­
telpunkt seines Wirkens. Tesla kon­
struiert einen Hochfrequenzstromge­
nerator und erforscht die starken 
elektromagnetischen Felder, die 
durch die fließenden Hochfrequenz­
ströme entstehen. Bei seinen Experi­
menten beobachtet er, daß gasge­
füllte Röhren aufleuchten, wenn sie in 
diese Felder geraten. Die Felder die­
ser hochfrequenten Ströme können 
scheinbar feste Materialien durch­
dringen und tieferliegende Schichten 
beeinflussen. Seine Schlußfolgerun­
gen sind für die medizinische Technik 
bedeutsam . Noch heute gehören 
Hochfrequenzbestrahlungen zu den 
genutzten Therapieformen in der Me­
dizin. 

Im Jahr 1891 stellt Tesla einen - in 
der Konstruktion einfachen - Trans­
formator vor. Der "Tesla-Transforma­
tor" erzeugt hochfrequente Wechsel­
ströme mit hohen Spannungen. 
Durch die hohe Frequenz (> 100000 
Hz) sind die Wechselströme für den 
Menschen ungefährlich, da die Mo­
leküle im Gewebe zu träge sind , die-

sen schnellen Richtungsänderungen 
der angreifenden Kräfte zu folgen. 
Der "Tesla-Transformator" wird noch 
heute zur Hochfrequenzerzeugung 
genutzt. 

Über seine Ergebnisse hält Tesla in 
den folgenden Jahren mehrere Vor­
tragsveranstaltungen in Amerika und 
Europa. Dabei stellt er seine Ideen zur 
drahtlosen Telegraphie mittels Hoch­
frequenzströmen und der Elektro­
energieübertragung vor, die er in den 
kommenden Jahren weiterent­
wickeln wird . Einen ersten drahtlosen 
Telegraphen kann er 1894 erproben. 
Doch seine Arbeiten zur Fernübertra­
gung von Elektroenergie bringen 
nach anfänglichen Erfolgen nicht die 
erhofften Ergebnisse. Besonders die 
Kosten des Projekts übersteigen bei 
weitem seine Möglichkeiten. Wegen 
schwindender körperlicher Kräfte 
zieht sich Tesla ins Privatleben zurück 
und stirbt am 7. Januar 1943 in New 
York. 

Um die Bedeutung von Teslas Ar­
beiten für den Bereich der hochfre­
quenten Wechselströme zu würdi­
gen, wurde die Einheit der magneti­
schen Induktion nach ihm benannt. 

(Foto: Siemens-Museum, 
München) 

Oie Einheit' der magnetischen 
Flußdichte oder Induktion ist das 
Tesla. 1 Tesla ist gleich der 
Flächendichte des homogenen 
magnetischen Flusses 1 Weber, 
der die Fläche 1 m' senkrecht 
durchsetzt. 

. Einheit = aus den Basisgrößen 
des international gültigen Maßsy­
stems abgeleitete Maßeinheit. 
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Verbot von Chemiewaffen zu werden, wird die künftige 
Aufgabenslellung des BVS 
der neuen SilUation wie folgl 
angepaßt 

Die Genfer Abrüslungskon­
ferenl Ubenniuehe am 3. Sep­
tember der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen in 

cw York eine Konvention 
zum weltweiten, umfassenden 
und Uberprüfbaren Verbol che­
mischer Waffen. Nach über 
neun Jahren intensiver und 
wechselvoller Verhandlungs­
geschichle konnIe unler deUI­
~chem Vorsitz der Entwurf ei­
ner Chemiewaffen-Konven­
tion erarbeitet werden, mit der 
der Besitz und Einsatz die .. r 
grausamen Menschenvemich­
tung:,mittel verboten werden 
soll. 

Außcnminisler Klaus Kin­
kel hob in einer erSlen Slel­
lungnahme hervor: 

Neue Aufgaben 
für den Zivil- und 

Katastrophen­
schutz 

"Die sicherheilspolitische 
EnlwickJung in Europa und 
der Weil slelhe unser Sicher­
heilskonzepl auf den Prüf­
swnd. Angesichls der 
grundsälzlich verändenen Si­
cherheitslage für die Bundes­
republik Deulschland, waren 
Aufgaben und Organisation 
des Zivil- und Kataslrophen­
schutzes neu festzulegen". er­
l.Jäne der innenpolilische 
Sprecher der CDU/CSU-Bun­
deswgsfraktion, Erwin Mar­
schewski MdB, anläßlich sei­
nes Informalionsbesuches bei 
der LandessIeIle RW des 
Bundesverbandes für den 
Selbslschutz (BVS). 

Der Leiter der BVS-Landes­
'Ielle NRW, Peler Eykmann, 
erläulene dem Recklinghäu>er 
Abgeordnelen, wie sich der 
Beschluß des Bundestagsin-

,.Deulschland hat während 
seines diesjährigen Vorsilzes 
in Genf unler Hochdruck die 
Ausarbeilung eines TeXles 
vorangetrieben. um den jetzt 
erreichten ausgewogenen 
Komprorniß zuslande zu brin­
gen. Ich persönlich werde 
mich bei der Generalver­
sammlung in New York im 
Plenum und in den Gesprächen 
mil zahlreichen meiner AmIS­
kollegen für die Annahme ei­
ner Resolution einsetzen, mit 
der die Slaaten dieser Weh 
aufgeforden werden, bei der 
für Anfang 1993 in Paris ge­
planlen Zeichnungskonferenz 
Erslzeichner dieser wichtigen 
Konvenlion zu werden. Es 
bleibl dabei: Der Abschluß ei-

nenausschusses in der alllägli­
ehen Praxis auswirken wird. 
Eykmann: "In Nordrhein­
Westfalen werden künftig die 
Aufgaben des BVS von der 
Außenslelle Recklinghausen 
wahrgenommen. Hierfür ste­
hen ca. 600 ehrenamIliehe und 
70 hauplamlliche Milarbeiler 
zur Verfügung, die sowohl in 
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nerChemiewaffenverbotskon­
vention ist ein Kernanliegen 
deulscher Außenpolilik. 

Ich begrüße es, daß die 
große Mehrheil der Konfe­
renzleilnehmer in Genf und 
viele weitere Staaten, die nicht 
unmillelbar an den Verhand­
lungen leilgenommen haben, 
den Konventionsentwurf un­
lerslÜllcn . Diejenigen Slaalen, 
die noch zögern. ihre Unler­
schrift unter die Konvention 7U 

selzen, rufe ich dazu auf, sich 
ebenfalls an einem wehweilen 
Bann chemischer Waffen, die­
ser grausamen MenschheilS­
geißel. 7U beleiligen. Gemein­
sam slehen wir in großer Ver­
anlwonung für eine wichlige 
Menschheilsaufgabe." 

Recklinghausen als auch in 
Slüllpunklen im Land einge­
selZl werden. Das heißI, daß im 
hauplamllichen Bereich allein 
in NRW mittelfristig 140 Plan­
slellen auf Dauer in andere 
Bundesländer verlagen bzw. 
eingespart werden müssen. 

Um der veränderten sicher­
heitspolilischen Lage gerechI 

I. Planungsaufgaben, um bei 
möglichen Krisen kurzfri­
slig den Bürgern und Ge­
meinden Hilfeslellung zu 
geben, 

2. Infonnalion über den Zivil­
schutz, 

3. Beralung der Gemeinden. 
Behörden und Belriebe zur 
SelbslschulZ-Ausbi Idung 
und teilweise deren Durch­
führung. 

Insgesaml wird der BVS 
darauf achlen, daß alle Maß­
nahmen des Selbslschutzes für 
den Krisenfall bereils jelll im 
läglichen Leben anwendbar 
sind, also einen Doppelnullen 
für den Bürger darsIelIen." 

I n diesem Zusammenhang 
wies Marschewski darauf hin, 
daß durch den grundlegenden 
Beschluß des Innenausschus­
ses alle Bemühungen zurück­
gewiesen worden seien, das 
ehrenamIliehe Engagemenl im 
Katastrophenschutl zu min­
dern, oder gar durch Aunösen 
ein7clner Organisationen -
wie von verschiedenen gefor­
den - eine Sicherheitslücke 
entslehen zu lassen. Er sei 
absolul sicher, daß bei Um­
selzung der Beschlüsse des 
Innenausschusses der Zivil­
und Kalastrophenschulz auf 
der Grundlage gewachsener 
Slrukluren sich inhahlich so 
ausrichlen werde. daß er den 
neuen Herausforderungen ge­
wachsen sein müsse. 

Neben der-Außcnslelle in 
Recklinghausen werde es bun­
desweit sieben weilere Außcn­
stellen des Bundesverbandes 
für den SelbslschulZ mil insge­
saml 44 Slützpunklen geben, 
erklöne der CDU-Innenpoliti­
ker. 

Unser FOlG zeigl den Spre­
cher der CDU/CSU-Bundes­
lagsfraklion, Erwin Mar­
schewski MdB, rechls, mit 
BVS-Landesslellenleiler Peter 
Eykmann. (Folo: Kruse) 



Mecklenburg­
Vorpommern neues 

Mitglied des BVS 
ach dem Beitritt des Bun­

deslandes Sachsen-Anhalt als 
Mitglied des Bundesverban­
des für den Selbstschutz am 7. 
Mai 1992 hat nun auch das 
Land Mecklenburg-Vorpom­
mern mit Datum vom 14. Juli 
1992 seine Mitgliedschaft zum 
BVS erklärt. 

Anläßlich einer Arbeitsta­
gung hatten die BVS-Landes­
stellen leiter Peter Eykmann, 
Wolfgang Raaeh, Helmut 
Schneider, Diethelm Singer 
und Helmut Nitschke Gele­
genheit, mit den Mitgliedern 
der Landtagsfraktionen von 
CDU, SPD und FDP Ge­
spräche zu führen. Dabei er­
klärte der Vorsitzende des 
Landtagsi nnenaussch usses, 
Hermann Bollinger MdL 
(CDU), daß der Zivil­
schutz/Selbstschutz und die 
sich hieraus ergebenden Akti­
vitäten von allen Fraktionen 
des Landtags mitgetragen wer­
den sollten. Im Hinblick auf 
die Erfahrungen der Bevölke­
rung mit der Zivilverteidigung 
der ehemaligen DDR, riet er zu 
behutsamem Auftreten und 
sorgfaltiger Argumentations­
wahl. Zivilschutzmaßnahmen, 
so Bollinger, seien aus seiner 
Sicht staatliche Vorsorge und 
sozial unverziehtbar. Wün­
schenswert sei die Einrichtung 
einer AußensteIle und die Auf­
nahme der lnfonnations- und 
Ausbildungstätigkeit des BVS 
in Mecklenburg-Vorpommern. 

In einem weiteren Gespräch 
mit dem Vorsitzenden der 
FDP-Fraktion im Landtag, 
Walter Goldbeck MdL, und 
der innenpolitischen Spreche­
rin der Fraktion, Stefanie 
Wolf, wurde der Selbstschutz 
als notwendig im Rahmen der 
gesamtgesellschaftlichen Ver­
antwortung bezeichnet. Es 
wurde bedauert, daß der B VS 
seine Tätigkeit noch nicht auf 
die neuen Länder ausgedehnt 
habe. Sie hätten kein Ver­
ständnis für die zögerliche 
Haltung des Bundes und er­
warten, daß der Bund den neu­
en Ländern die gleichen lei­
stungen wie den Altländern 
gewährt. Dies gelte auch für 

den Bereich des Selbst­
schutzes im Zivilschutz. 

Der innenpolitische Spre­
cher der SPD-Landtagsfrakti­
on, Reinhard Thomas, machte 
in seinem Gespräch mit den 
B V S-Landesstellenleitern 
deutlich, daß aus seiner Sicht 
die Welt keineswegs so fried­
lich sei, wie manche Mitbürger 
glaubten. Er setze sich daher 
nachdrücklich für die Ver­
bandstätigkeit in Mecklen­
burg-Vorpommern ein. Tho­
mas sicherte zu, die landesre­
gierung in allen Schritten zu 
unterstützen, die die Sicherheit 
für die Menschen erhöhen. 

Unser Bild zeigt den Vorsit­
zenden des Landtagsinnenaus­
schusses Mecklenburg-Vor­
pommern, Hermann Bollinger 
MdL (CDU), (2. v. r.) im Ge­
spräch mit den BVS-Lan­
desstellenleitern Wolfgang 
Raaeh, Peter Eykmann, Hel­
mut Nitschke und Helmut 
Schneider (von links). 

Kräfte des Bundes­
grenzschutzes im 

Katastrophen­
einsatz 

Mitte Mai kam es in den 
neuen Bundesländern Sachsen 
und Brandenburg zu Wald­
bränden mit erheblichem Aus­
maß. Eine Evakuierung der 
Bevölkerung der Stadt Weiß­
wasser konnte noch verhindert 
werden, jedoch Sperrungen 
von Straßen und der Bundes­
autobahnen 10 und 12 waren 
zeitweilig notwendig wegen 
der Löscharbeiten. 

Auf Antrag der Innenmini­
sterien der betroffenen Länder 
wurden im Bereich Weißwas­
ser acht Einsatzfahrzeuge mit 
je zwei Mann Besatzung und 
ein Beobachtungshubschrau­
berdes BGS zur Unterstützung 
der Führungs- und Koordinie­
rungsmaßnahmen Tag und 
Nacht eingesetzt. Beim Brand 
im Bereich des Autobahndrei­
ecks Spreeau wurde ebenfalls 
Tag und Nacht ein Beobach­
tungshubschrauber sowie am 
25. Mai 1992 ein Transport­
hubschrauber zur Unterstüt­
zung der Löscharbeiten einge­
setzt. Durch den Einsatz von 
BIV-Ausstattung konnten die 
Beobachtungshubschrauber, 
insbesondere nachts, gute Auf­
klärungsergebnisse über neue 
Schwelbrände melden. 

(BGS 6--7/92) 

Weniger Verkehrs­
tote auf deutschen 

Straßen 
Nach vorläufigen Ergebnis­

sen des Statistischen Bundes­
amtes nahm die Polizei im Juni 
1992 in Deutschland rund 
192000 Straßenverkehrsun­
falle auf, das waren 6,6 Prozent 
weniger als im Juni 1991. Bei 
über 136000 UnHilien ent­
stand nur Bagatellschaden, bei 
18 550 Unfallen wurde schwe­
rer Sachschaden festgestellt. 
Geringfügig zurückgegangen 
ist die Zahl der Unfalle mit 
Personenschaden um 0,2 Pro­
zent auf 36 912. Die Zahl der 
Verletzten sank um 1,5 Prozent 
auf 47 609. Ein starker Rück­
gang wurde für die Zahl der 

Verkehrstoten ermittelt, sie 
sank um elf Prozent auf 922. 

Im früheren Bundesgebiet 
registrierte die Polizei im Juni 
1992 bei allen Unfallkategori­
en Rückgänge: Die Zahl der 
Straßenverkehrsunfalle nahm 
um zehn Prozent gegenüber 
dem Juni 1991 auf rund 
157000 ab. Für die Zahl der 
Verletzten wurde mit 39271 
das niedrigste Juni-Ergebnis 
seit 1958 und für die Zahl der 
Verkehrstoten mit 639 sogar 
das niedrigste Juni-Ergebnis 
seit Bestehen der Statistik 
1953 ermittelt. 

In den neuen Bundesländern 
und Berlin-Ost stieg die Zahl 
der Straßenverkehrsunfalle im 
Juni 1992 weiter an; die Poli­
zei nahm rund 35 000 Unfalle 
(+ 12 Prozent) auf. Für die 
Zahl der Verletzten wurde ein 
Zuwachs um 8,4 Prozent auf 
8338 berechnet. 

Katastrophen­
schutzübung 

"Sommer '92" 
Seit 1978 werden im Stadt­

verband Saarbrücken jährlich 
zwei bis drei Stabsrahmen­
übungen durchgeführt. Dane­
ben wird auch einmal im Jahr 
eine Vollübung für rund ein 
Drittel der etwa 3600 im Kata­
strophenschutz mitwirkenden 
Helfer und Helferinnen durch­
geführt. 

Die diesjährige Übung stand 
unterdem Titel "Sommer '92". 
Rund 1400 Helfer aus den Be­
reichen Brandschutz, Bergung 
und Instandsetzung, Sanitäts­
und Betreuungsdienst, Was­
serrettung, Fernmeldedienst, 
ABC-Dienst sowie Versor­
gung und Verpflegung waren 
beteiligt. Darüber hinaus übte 
ein KatS-Führungsstab. 

Das Übungsgeschehen ver­
teilte sich auf sechs Schwer­
punkte, die sich wie folgt dar­
stellten: 
- Waldbrand, 
- Massenanfall von Verletzten 

nach einem schweren Ver­
kehrsunfall, 

- Tunnelunfall, 
- Menschenrettung aus Ge-

wässer, 
- Brand in einer Zivilschutz­

anlage 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 10/92 13 



und 
- Slraßenlransportunfal1. 

Das spektakulär..te Übungs­
geschehen war sicherlich der 
Massenunfall im Bereich der 
BundesauLObahn 620/Gers­
weiler Brücke sowie der Tun­
nelunfall in Eiweiler. 

Rund 200 Fahrzeuge stan­
den den Einsatzkr'Jften von 
Feuerwehr, THW, DRK, 
MHD, ASB, DLRG, Fernmel­
dedienst, ABC-Dienst sowie 
der Bundesbahn-Feuerwehr 
und der in Saarlouis stationier­
ten Luftlandebrigade 26 der 
Bundeswehr zur Verfügung. 

Ziel der Übung war die Er­
probung und Einübung der 
wechselseitigen Unterstüt­
zung mit luständigkeitsüber­
greifenden Maßnahmen im 
Bereich der Autobahn, der 
Bundesbahn. der Bundeswehr. 
der Schiffahrtsverwaltung, der 
Bergbehörde, der Forstverwal­
tung und schwerpunktmäßig 
der Polizei sowie die Vertie­
fung der Zusammenarbeit der 
unterschiedl ichen Fachdienste 
unter einsatzmäßigen Bedin­
gungen. 

Der Übungsablauf wurde 
von den Übungsbeobachtern 
insgesamt positiv beurteilt, die 
Helfer waren aufgrund der rea­
listischen Schadensdarstel­
lung sehr motiviert. Der 
Führungsstab, der zum Groß­
teil aus neuen Mitarbeitern be­
stand, bewältigte nach kurzen 
Anlauf chwierigkeiten die ge­
stellten Aufgaben zufrieden­
steIlend. 

Das organisationsübergrei­
fende Zusammenwirken der 
einzelnen Fachdienslc sowie 
die Zusammenarbeit zwischen 
Führungsstab und Technischer 

Einsatzleitung und der vor Ort 
tätigen Hilfsorganisationen 
warzum Teil aufgrund der Ent­
fernungen und der ausschließ­
lichen Kommunikation per 
Funk erschwert. Die Probleme 
konnten jedoch nach relativ 
kurzer Zeit gelöst werden. 

Die gestellten Anforderun­
gen an Führung und Helfer er­
brachten im Ergebnis Erkennt­
nisse, die für die Zukunft von 
besonderer Bedeutung sind. 
Dies trifft insbesondere für die 
Bewältigung großer Scha­
densereignisse zu, wo immer 
noch ein Mangel an Ärzten be­
steht, die die Sanitätseinheiten 
ergänzen. 

Insgesamt kann festgestellt 
werden. daß der Katastrophen­
schutz im Stadtverband Saar­
brücken die ihm übertragenen 
Aufgaben verantwortungsvoll 
zum Schutz der Bürger erfüllt. 
E bedarf jedoch einer konti ­
nuierlichen Weiterbildung in 
Form jährlicher Übungen. 

Unser Foto zeigt den ,.Mas­
senunfall" im Bereich Gers­
weiler-Brücke. 

(Foto: Theobald) 

EinheiUicher 
EG-Führerschein 
ab 1. Juli 1996 

Ab I. Juli 1996 müssen sich 
die Autofahrer in der Bundes­
republik auf einen neuen Füh­
rerschein einstellen. Denn 
dann wird das internationale 
Führerschei n- Klassen-System 
in der EG verbindlich einge­
führt. Darauf hat der Parla­
mentarische Staatssekrektär 
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beim Bundesverkehrsmini­
ster, Dr. Dieter Schulte, hinge­
wiesen. Dem neuen Führer­
schein liegt die 2. EG-Führer­
scheinrichUinie zugrunde, die 
ab I. Juli 1996 EG-weit in al­
len Mitgliedstaaten anzuwen­
den ist und die bis I. Juli 1994 
von allen Mitgliedstaaten je­
weils in nationales Recht um­
gesetzt sein muß. 

Schulte wertete die 2. Füh­
rerscheinrichtlinie als einen 
weiteren Schritt zur Harmoni­
sierung des Fahrerlaubnis­
rechtes in der EG, die bedeu­
tende europapolitische Akzen­
te setzt. So sieht sie den voll­
ständigen Wegfall der Um­
tausch- bzw. Umschreibungs­
pOicht vor, selbst wenn zuge­
zogene EG-Bürger aus ande­
ren Mitgliedstaaten für dau­
ernd im Aufnahmestaat ihren 
Wohnsitz nehmen. ,.Dies ist 
ein wichtiger Schritl", so 
Schulte, "für die Verwirkli­
chung der Freizügigkeit in der 
gesamten EG." 

Die Führerscheinrichtlinie 
bedeutet zugleich ein neues 
Kapitel in der Zusammenar­
beit zwischen den Führer­
scheinbehörden aller EG-Mit­
gliedstaaten. Notwendig sei in 
diesem Zusammenhang - so­
weit noch nicht vorhanden -
auch die Einführung zentraler 
Führerscheinregister in allen 
EG-Mitgliedstaaten . 

Lastwagen stürzte 
auf Intercity-Zug 
Ein schwer beladener Sat­

telschlepper ist am 4. August 
1992 bei Neuwied in voller 

Fahrt von der Straße abge­
kommen und zehn Meter tief 
unmittelbar auf einen fahren­
den Intercity-Zug gestürzt. 
Der 26jährige Lkw-Fahrer 
kam ums Leben, zwei Lokflih­
rer und ein Reisender wurden 
schwer, ein zweiler leicht ver­
letzt. Den Sachschaden schätzt 
die Polizei auf rund zehn Mil­
lionen Mark. 

Der mit Chemikalien bela­
dene Lkw war nach Polizeian­
gaben auf der kurvenreichen 
Strecke ins Schleudern ge­
kommen, hatte das Brücken­
geländer durchbrochen und 
war in den Führerstand des In­
tercity gestürzt. 

Unser dpa-Foto zeigt die 
Feuerwehr bei der Bergung 
des Lkw. 

GröBere SlcherheH 
für Schulkinder 

An Schulbushaltestellen 
soll künftig ein generelles Vor­
beifahrverbot gelten. Dies 
sieht ein Verordnungsentwurf 
des Bundesverkehrsministeri­
ums vor. den der Parlamentari­
sche Staatssekretär, Dr. Dieter 
Schulte (CDU). an die Mit­
glieder des Verkehrsausschus­
ses und an die Länder sowie 
die Verbände verschickte. Das 
generelle Vorbeifahrverbot an 
Schulbussen, dessen Ein­
führung vorerst nur außerorts 
und befristet vorgesehen ist, 
soll wirkungsvoll zur Reduzie­
rung des Unfallrisikos von 
Schulkindern an Haltestellen 
beitragen. 

Schulte unterstrich: "Vor 
und auch nach der Schule ha-



20 Jahre Deutsche 
Rettungsflugwacht 

Rund 10000 Einsätze flo­
gen die 16 Hubschrauber der 
Deutschen Rettungsflugwacht 
(DRF) im vergangenen Jahr. 
Meist sind es Verkehrsunfalle 
oder andere Notfalle, aber 
auch Krankentransporte im In­
und Ausland. 95000 Einsätze 
sind nach der Gründung der 
DRF im Jahre 1972 zusam­
mengekommen, und bis zum 
Ende des Jubiläumsjahres 
könnten es 100000 Flüge sein. 

Unser dpa-Foto zeigt eine 
Notfallverlegung mit Hilfe des 
Rettungshubschraubers. 

ben es Kinder meist sehr eilig. 
Es wird gedrängelt, geschubst, 
der Verkehr um den Schulbus 
herum zu wenig beachtet. Hin­
zu kommt, daß immer öfter 
Autofahrer nicht genü&end 
Rücksicht auf Schulkiilder 
nehmen und auch an Schul­
bussen und an Schulen zu 
schnell vorbeifahren. So 
kommt es immer wieder zu 
folgenschweren Unfallen. Im 
Interesse der Schulkinder ist 
deshalb eine Verschärfung der 
derzeitigen Verhaltensregeln, 
wonach nur mit mäßiger Ge­
schwindigkeit und in einem 
solchen Abstand vorbeigefah­
ren werden darf, daß eine Ge­
fahrdung der Kinder ausge­
schlossen ist, notwendig. Dies 
gilt insbesondere für Haltestel­
len außerhalb geschlossener 
Ortschaften, da dort häufig 
hohe Geschwindigkeiten ge­
fahren werden und Überque­
rungshilfen fehlen, also für die 
Schulkinder eine besondere 
Gefahr besteht." 

Nach Angaben Schultes 
sieht die Verordnung folgen­
des vor: 
- Schulbusse,diean Haltestel­

len außerhalb geschlossener 
Ortschaften halten, werden 
mit einer zusätzlichen licht­
technischen Einrichtung (ro­
tes Rundumlicht) und einer 
Schaltung für blinkendes 
Fernlicht! Abblendlicht aus­
gerüstet. 

- Bei Annäherung an eine 
Haltestelle außerhalb ge­
schlossener Ortschaften 
wird diese zusätzliche Ein­
richtung betätigt. 

- Ist die lichttechnische Ein­
richtung aktiviert, so muß 
der Schulbus auf der Fahr­
bahn halten und darf nicht 
überholt werden. An der 
Haltestelle darf in beiden 
Richtungen nicht vorbeige­
fahren werden. 
Die Verordnung soll noch 

im Herbst im Bundesrat be­
handelt werden. Sie soll 1993 
- nach Abschluß des Notifi­
zierungsverfahrens bei der EG 
- in Kraft treten. 

Psychologische 
UnfalHolgen­

forschung 
Wie Menschen geholfen 

werden kann, die den 
Schrecken eines Verkehrsun­
falls in der Erinnerung immer 
wieder neu erleben, wollen 
Forscherinnen um die Profes­
sorin Anke Ehlers in der Ab­
teilung für Klinische Psycho­
logie der Universität Göttin­
gen untersuchen. Dabei geht 
es um das Krankheitsbild 
der posttraumatischen Bela­
stungsreaktion, das schät­
zungsweise 15 bis 30 Prozent 
aller Unfallopfer zu schaffen 
macht und sich nicht nur in 

häufigen Erinnerungen an den 
Unfall äußert, sondern auch 
durch Konzentrationsstörun­
gen, Schlaflosigkeit und ver­
schiedene körperliche Be­
schwerden. Ziel des auf drei 
Jahre angelegten Projektes ist 
es, Ansätze zur psychologi­
schen Behandlung dieser Un­
fall-Folgeerscheinungen zu 
entwickeln. 

(df) 

Wenn die Retter 
sinnlos suchen 

Bei Notfall-Einsätzen irren 
Ärzte und Sanitäter immer 
wieder unnötig durch die Ge­
gend, weil Straßen und Häuser 
unzureichend beschildert sind. 
Dadurch geht oft kostbare Zeit 
verloren, was vor allem bei le­
bensgefahrlichen Erkrankun­
gen die Situation erschwert. 
Meist sind es Straßen ohne Na­
mensschilder, Häuser ohne 
Nummern und Wohngebäude, 
deren Eingänge in Hinterhöfen 
versteckt sind, die den Rettern 
Schwierigkeiten bereiten. 

Hier einige Tips des ADAC, 
die helfen, überflüssige Such­
aktionen zu vermeiden: 
- Dafür sorgen, daß die Haus­

nummer vorschriftsmäßig 
am Wohnhaus oder einer an­
deren geeigneten Stelle an­
gebracht ist. 

- Falls Büsche und Bäume die 
Hausnummer 
die Pflanzen 

verdecken, 
entweder 

zurückschneiden oder ein 
zweites Schild gut lesbar auf 
einem Pfosten befestigen. 

- Liegt der Hauseingang seit­
lich oder auf der Rücksei te 
des Gebäudes, ein extra Hin­
weisschild auf der Vorder­
seite des Hauses anbringen. 

- Mit Zustimmung der Ge­
meinde ein reflektierendes 
Hausnummern-Schild an­
fertigen lassen, das nachts 
besonders gut zu erkennen 
ist. 

- Straßenschilder gut sichtbar 
an separaten pfosten oder 
Lichtmasten im Gehwegbe­
reich anbringen. Hauswände 
sind oft zu weit entfernt und 
werden nachts von Schein­
werfern nicht erfaßt. 

- Die Stadtverwaltung über 
unleserliche oder abhanden­
gekommene Straßenschil­
der informieren und darauf 
drängen, daß sie erneuert 
werden. 

Neuer Leitfaden 
für WassersportIer 

Einen neuen Leitfaden für 
Wassersportier "Sicherheit auf 
dem Wasser - Ausgabe 1992" 
hat jetzt Bundesverkehrsmini­
ster Dr. Günther Krause her­
ausgegeben. Diese umfassen-
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de Informationsschrift wendet 
sich an alle Freizeitkapiläne 
und enthält neben den wichtig­
sten Schiffahnsregeln eine 
Fülle praktischer Tips und 
Hinweise, die der Sicherheit 
auf dem Wasser dienen. Auf­
gezeigt wird auch, welchen 
Beitrag jeder Wassersponler 
zum Schutz der Pflanzen- und 
Tierwelt in und an den Gewäs­
sern leisten kann. Wichtige 
Hinweise über Stau-/Kanal­
stufen, Bootsschleusen, anzu­
wendende Verkehrsvorschrif­
ten, Seenotrettungsstationen 
und mehr findet der Leser in ei­
ner herausnehmbaren karto­
graphischen Darstellung, die 
dem Leitfaden beigefügt ist. 

Die Broschüre kann kosten­
los angeforden werden beim 
Referat Öffentlichkeitsarbeit 
des Bundesverkehrsministcri ­
ums, Roben-Schumann-Platz 
I, 5300 Bonn 2, sowie bei al­
len Wasser- und Schiffahnsdi­
rektionen des Bundes. 

Tankschiff drohte 
zu sinken 

Im Rheinauhafen in der 
Kölner Innenstadt drohte ein 
Tankschiffzu sinken. Ein Boot 
der Wasserschutzpolizei be-

merkte, daß sich das Bunker­
schiff in einer gefahrlichen 
Schräglage an der Kaimauer 
des Hafens befand. Da das 
Schiff 90 ()()() Liter Dieselöl 
geladen haue, rückte die Be­
rufsfeuerwehr mit einem 
Großaufgebot an Fahrleugen 
an, um eine Umweltkatastro­
phe zu verhindern. Es wurde 
mit Seilen gesichen und an 
Deck lagernde Ölfasser wur­
den sofort mit Feuerwehrkrii­
nen von Bord gehievt. 

Die Feuerwehr fand schnell 
den Grund für die geftihrliche 
Schräglage: Von einem Vaku­
um im Rohrleitungssystcm an­
gezogen, haue sich der Tank 
auf der Backbordseite immer 
mehr geleen und das Öl in den 
Tank auf der Steuerbordseite 
gezogen. Durch Zurückpum­
pen des Öls wurde die Ladung 
wieder ausgeglichen und für 
die schwimmende Tankstelle 
bestand keine Gefahr mehr. 

(Foto: Dube) 

Feuerwehrturm 
und Handspritze 
Ein nicht alltägliches Ju­

biläum würdigt die Postver­
waltung von Rumänien mit der 
Herausgabe einer besonderen 
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Briefmarke. Vor genau 100 
Jahren wurde in Bukarest, der 
Hauptstadt des Landes, der 
neue Feuerwehrturm seiner 
Bestimmung übergeben. Das 
markante Gebäude, das auch 
als Beobachtungs- und 
Übungsturm dient, steht umer 
Denkmalschutz und genießt 
auch sonst im europäischen 
Raum Seltenheitswen. Grund 
genug, diesem Bauwerk ein 
Postwertzeichen zu widmen. 
Als der Bukarester Turm der 
Feuerwehr zur Nutzung über­
geben wurde, war noch die von 
einem Pferdegespann gezoge­
ne und mit Muskelkraft zu be­
dienende Handspritze das mo­
dernste Löschgerät auf dem 
Markt. Ein solches Geftihn ist 
auf der neuen Briefmarke 
ebenfalls abgebildet. Die Mar­
ke hat eine Auflage von drei­
hundentausend Stück. 

(Foto: pid-press) 

Die "Knautsch­
zone" der 

Motorradfahrer 
Oft haben Motorradfahrer 

deshalb gar keine Chance, oei 
einem Unfall ungeschoren da­
vonzukommen, weil sie falsch 
gekleidet sind. Zwar ist das Ri­
siko von Kopfverlelzungen in­
zwischen erheblich gesunken, 
weil sich fast a lle Fahrer an die 
Helmtragepnicht hahen , doch 
gilt für sie wohl die Devise 
"oben hui, unten pfui". Daß es 
bei ihnen - was die Schutz­
kleidung anbelangt - "un­
tenrum" zum Teil ganz er­
bärmlich ausschaut, zeigt nun 
eine Studie der Bundesanslah 

für Straßenwesen (BASt), Ber­
gisch Gladbach. Sie stelhe 
nämlich fest, daß bei immerhin 
80 Prozent der an einem Unfall 
beteiligten Motorradfahrer vor 
allem Beine und Füße extrem 
gefahrdet sind. Mit 60 Prozent 
auch nicht gerade selten sind 
Verlet7ungen an Armen und 
Händen. Dabei könnten viele 
Verletzungen wie etwa Schür­
fungen , Knochenbrüche und 
Bänderrisse, die meist beim 
Aufprall auf die Straße passie­
ren, durch eine wirksame 
Schutzk leidung wie Anzug, 
Handschuhe und Stiefel ver­
hinden werden. Eine Umfrage 
ergab, daß die Hälfte aller Mo­
torradfahrer auf Kurlstrecken 
deshalb keine passende Klei­
dung trägt, weil ihnen das auf­
wendige Umziehen lästig ist. 
Diese Mühe sollten sie sich al­
lerdings schon machen, denn 
bei einem Unfall bleibt dem 
Fahrer als "Knautschzone" 
meist nur seine eigene Beklei­
dung. (df) 

Initiative zu 
bundesweit 
einheitlicher 
Ausbildung 

In einer konzertierten Akti­
on wird zur Zeit vom Werk­
feuerwehrverband Deutsch­
land, den Regionalverbänden 
und den für die Werkfeuer­
wehren zuständigen EinzeIge­
werkschaften - unter Berück­
sichtigung der Brandschutzge­
setze der einzelnen Bundes­
länder -eine bundesweite Ver­
einheitlichung der Ausbildung 
zum Hauptberuflichen Werk­
feuerwehmlann angestrebt. 
Ziel der gemeinsamen An­
strengungen ist die Anerken­
nung nach dem Bundesbil­
dungsgesetz. 

Diese Thematik lag auch ei­
nem Gespräch einer Sachver­
ständigenrunde in der ÖTV­
Hauptverwahung in Stullgan 
zugrunde. Die Vemeter der 
Werkfeuerwehren, der Berufs­
feuerwehren und Fachleute 
der ÖTV für Berufsbildungs­
fragen erziehen hierbei Einig­
keit, ihre Forderung nach be­
ruflicher Anerkennung auf­
grund des heute erforderlichen 



Leistungsvermögens der 
Hauptberuflichen Werkfeuer­
wehren in den zuständigen po­
litischen, wirtschaftlichen und 
gewerkschaftlichen Gremien 
entsprechend zu vertreten. 

Vorbildfunktion für eine 
bundesweit einheitliche Rege­
lung des Berufsbildes könnte 
die seit 1987 in Rheinland­
Pfalz geltende Werkfeuer­
wehrverordnung sein, nach der 
das Berufsausbildungsziel for­
muliert und in die Tat umge­
setzt werden konnte. Seitdem 
gibt es in Rheinland-Pfalz den 
staatlich anerkannten Werk­
feuerwehrmann. 

Gasexplosion in 
Darmstadt 

Bei einer Gasexplosion in 
einem Darmstädter Wohnhaus 
sind am 17. August 1992 drei 
Menschen verschüttet und 
schwer verletzt worden. Die 

-Wucht der Explosion beschä­
digte die Nachbarhäuser und 
zertrümmerte die Schaufenster 
einer nahen Ladenleile. Als 
Explosionsursache vennutet 
die Feuerwehr eine defekte 
Gasleitung. 

Unser dpa-Bild zeigt Helfer 
des Technischen Hilfswerks an 
der SchadensteIle. 

Giftwirkung im 
Computer 
berechnet 

Sicherlich wünscht sich nie­
mand eine Wiederholung einer 
Brandkatastrophe, wie sie sich 
beispielsweise im November 
1986 bei der Schweizer Firma 
Sandoz in Basel ereignete. 
Sollte es aber dennoch zu ei­
nem solchen, trotz aller Vor­
sichtsmaßnahmen nie ganz 
auszuschließenden Unglücks­
fall kommen, will man künftig 
besser gegen die daraus entste­
henden Umweltschäden ge­
wappnet sein. Weil dies aber 
nur möglich ist, wenn man 
auch das Umweltverhalten der 
freigesetzten Chemikalien ge­
nau kennt, entwickelte jetzt 
eine Arbeitsgruppe am GSF­
Forschungszentrum für Um­
welt und Gesundheit in Neu­
herberg bei München ein 
Computer-Programm, in dem 
man mit Modellrechnungen 
die Auswirkungen solcher 
Schadstoffe auf die Umwelt 
nachstellen kann. 

Die Datenbank der GSF. in 
der die Daten über die Chemi­
kalien gespeichert sind, enthält 
mittlerweile 7703 Dokumente 
zu 68 Stoffen in Wasser, Bo­
den, Luft und Lebewesen. Wie 
die Forscher betonen, komme 
es bei künftigen Anwendun-

gen eines solchen Programms 
allerdings nicht nur darauf an, 
bei großen Katastrophen den 
"F1uß" der Schadstoffe nach­
zuvollziehen, sondern es ginge 
vielmehr darum, die routi­
nemäßig aus kommunalen 
Kläranlagen oder aus Indu­
striebetrieben entströmenden 
Schadslofffrachtcn erf a~~c;n 
und beurteilen zu können. Ziel 
der aufwendigen Modelle blei­
be es auch nicht, bereits ge­
schehene Katastrophen zu er­
klären, sondern Gefahren und 
Risiken neuer Chemikalien 
frühzeitig abzuschätzen und 
damit für Maßnahmen der Vor­
sorge und Früherkennung den 
Boden zu ebnen. (df) 

1990: 1700 Unfälle 
mit wassergefähr­

denden Stoffen 
In der Bundesrepublik 

Deutschland (Gebietsstand 
vor dem 3. 10. 1990) wurden 
1990 insgesamt 1729 Unfalle 
bei der Lagerung und beim 
Transport wassergefahrdender 
Stoffe registriert, das sind 45 
Unfalle mehr als im langjähri­
gen Durchschnitt. Am häufig­
sten an Unfallen beteiligt wa­
ren mit fast 90 Prozent aller 
Fälle Mineralölprodukte. 

Auch das noch ... 

Erste-Hilfe­
Übungs puppe 

zu echt 
Für einige Verwirrung sorg­

te kürzlich eine neue Erste­
Hilfe-Puppe eines namhaften 
Herstellers aus Lübeck, weil 
sie zu echt aussah. Aufmerk­
same Passanten alarmierten 
die Polizei, als sie in einem 
Parkhaus in Aachen in einem 
abgestellten Firmen-Pkw eine 
leblose Person halb zugedeckt 
unter einer Decke sahen. Die 
herbeigerufenen Polizeibeam­
ten hatten den Verdacht, daß es 
sich um das Opfer eines Ge­
waltverbrechens handeln 
könnte. Durch einen Schlüs­
seldienst gelang es, mit einem 
Draht die Decke wegzuziehen. 

Zum Vorschein kam eine Er­
ste-Hilfe-Übungspuppe der 
neueSlen Generation, die be­
sonders lebensecht und rea­
litätsnah aussieht. Die Aache­
ner Polizei forderte daraufhin 
von dem Hersteller die Erstat­
tung von 70,- DM für den 
Schlüsseldienst, da durch die 
naturgetreue Übungspuppe im 
Autodieöffentliche Sicherheit 
und Ordnung gestört worden 
sei. Das Unternehmen zahlte 
anstandslos. 
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lese,b,ief 
Der Artikel von Haedge "Schutz 

der Bevölkerung nach der Vereini­
gung Deutschlands" in der Ausgabe 
6/92 des "Bevölkerungsschutz-Ma­
gazins" bedarf in einer Reihe von 
Punkten der Richtigstellung. In die­
sem Artikel, wie auch in zwei anderen 
("Notfallvorsorge und zivile Verteidi­
gung" 3/92, "BrandschutziDeutsche 
Feuerwehr-Zeitung" 8/92), ist zumin­
dest für den Bereich des Katastro­
phenschutzes ein erstaunlich hohes 
Maß fachlicher Inkompetenz zu kon­
s!atieren. Die Analyse der Risiken und 
möglichen Gefährdungen ist sicher­
lich zutreffend, allerdings sind diese 
Aspekte bereits seit langem in Fach­
kreisen bekannt und akzeptiert und 
daher nichts Neues. 

Seine Schlußfolgerungen und For­
derungen bezüglich einer Neustruk­
turierung des erweiterten Katastro­
phenschutzes sind jedoch in vielerlei 
Hinsicht in sich widersprüchlich und 
fachlich nicht nachvollziehbar. 

Dieses beginnt damit, daß er be­
hauptet, die Konzeption des erwei­
terten KatS beruhe bis heute auf dem 
Szenario Dresden, Februar 1945. 
Haedge sollte eigentlich wissen, daß 
Dresden eine Brandkatastrophe, ver­
ursacht durch den sogenarinten Feu­
ersturm, war. Diese Erfahrungen wa­
ren nach dem Zweiten Weltkrieg 
Grundlage der Planungen für einen -
bis heute - sehr starken Brand­
schutzdienst im LSHD bzw. erweiter­
ten KatS. Insoweit ist das nicht mehr 
wahrscheinliche Szenario Dresden 
höchstens Argument für eine Verrin­
gerung des Brandschutzdienstes im 
erweiterten KatS. 

Der Bergungsdienst (damals ge­
nannt I-Dienst) hatte nur noch die 
traurige Aufgabe, Verbrannte und Er­
stickte zu bergen. Die Infrastruktur 
Dresdens war im übrigen nach relativ 
kurzer Zeit bereits wieder funktions­
fähig. 

Ganz anders als Haedge meint, se­
hen Folgen und notwendige Abwehr­
maßnahmen in den von ihm richtig er­
kannten künftigen Szenarien aus. 
Was ist zu erwarten? 
- Punktuelle Zerstörungen von Ob­

jekten, ggf. aus (staats-) terroristi­
schen Gründen mit hohen Men­
schenverlusten, 

- Zerstörungen von Schaltzentralen, 
Knotenpunkten und Engpässen der 
Infrastruktur (Wasser-, Energiever­
sorgung, Brücken etc.). Haedge 
selbst spricht von chaotischen Zu­
ständen durch solche Schäden. 
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- Erpressungsversuche durch A-, B­
oder C-Kampfmittel. 
Was wird als Abwehrpotential 

benötigt? 
- Feuerwehr, 
- Rettungs-, Sanitäts- und Betreu-

ungsdienst, 
- Flächendeckender Bergungsdienst 

mit schnellen Eingreifzeiten (auch 
im Spannungs- oder Kriegsfall ha­
ben unsere Bürger ein Anrecht auf 
schnelle Hilfe) und angemessener 
Ausstattung zum Eindringen in Ge­
bäude bzw. Schadensgebiete. Man 
erinnere sich nur an die Bilder aus 
dem Golfkrieg (ferngesteuerte 
Bomben in Hochhäusern und Bun­
kern). 

- Infrastrukturdienst, insbesondere 
zur Überbrückung der Engpässe in 
der Energie- und Wasserversor­
gung (vgl. auch hier Golfkrieg). 

- Spezialisierter A, B- und C-Dienst 
zum Messen, Spüren. Entgiften 
und Entsorgen. 

- Moderner Führungs- und Fernmel­
dedienst zur Koordinierung der Ab­
wehrmaßnahmen. 
Diese Fachdienste sollten mit ihren 

Einheiten teChnisch auf dem neue­
sten Stand sein (Möglichkeiten der 
Personaleinsparung), im Frieden voll 
einsetzbar sein und insbesondere im 
Bereich Bergungs-, Infrastruktur-, 

ABC- und auch Sanitätsdienst mit 
beruflich vorgebildeten Helfern arbei­
ten. Haedges Vorstellungen des Ein­
satzes von Werkfeuerwehren, Fir­
menleistungen, Bundesgrenzschutz, 
Bundeswehr und Bundeswehrfeuer­
wehren (!?) im KatS gehen völlig an 
der Realität vorbei. Als Quintessenz 
der VorSChläge von Haedge für einen 
"modernen" Katastrophenschutz 
läßt sich festhalten, daß er meint, mit 
Feuerwehr, Sanitätsdienst und 
Selbstschutzzügen (I?) ließe sich der 
Schutz der Bevölkerung sicherstel­
len. Zum Glück sind wir in der Bun­
desrepublik schon weiter. 

Welche Interessen Haedge vertritt, 
wird deutlich, wenn man seinen Arti­
kel in "BrandschutziDeutsche Feuer­
wehr-Zeitung" 8/92 liest. Hier entlarvt 
er sich als Interessenvertreter be­
stimmter Kreise im Deutschen Feuer­
wehrverband. Diese versuchen einer­
seits mit wahrheitswidrigen Behaup­
tungen das THW als Verschwender 
von Steuergeldern darzustellen, an­
dererseits mit Hilfe von Haedge die 
Notwendigkeit des Bergungs- und In­
standsetzungsdienstes in Frage zu 
stellen. Damit wird Haedge als 
"Sachverständiger" ~ür Katastro­
phenschutz endgültig unglaubwür­
dig. Dipl. -Ing. Dietrich Läpke 

5205 St. Augustin 

STELLENAUSSCHAEIBUNQ 

Im Bundesamt für Zivilschutz, einer Bundesoberbehörde im Geschäfts­
bereich des Bundesministers des Innern, ist in der Abteilung Katastro­
phenschutz im Referat KS 1 - Organisation, Stärke- und Ausstattungs­
nachweisung - die Stelle 

einer Aeferentln/elne. Aef_ntMI 
(BAT" alBBesO A 13) 

für den Arbeitsbereich Einsatztaktik und Ausstattungsplanung zu be-
setzen. 

Zum Aufgabenbereich gehören insbesondere: 
- BrandschutziABC-Schutz 
- Sanitätswesen/Betreuungswesen 
- Führung und Kommunikation des KatS 
Gesucht wird eine Beamtin/ein Beamter des höheren feuerwehrtechni­

schen Dienstes oder ein/e vergleichbare/r Angestellte/r mit abgeschlosse­
nem Hochschulstudium der Fachrichtung Fahrzeug-/Gerätetechnik oder 
Brandschutz1echnik. Praktische Erfahrungen im Bereich Brandschutz, Sa­
nitäts- oder ABC-Wesen werden vorausgesetz1. 

Neben Ihrem Fachwissen sollten Sie über große Einsatzbereitschaft, Ver­
handlungsgeschick und Verständnis für Verwaltungsabläufe verfügen. 

Wir bieten die Mitarbeit in einem jungen Team mit der Möglichkeit, Ihren 
künftigen Arbeitsplatz mitzugestalten sowie die im öffentlichen Dienst üb­
lichen Leistungen. 

Senden Sie bitte Ihre Bewerbung mit aussagefähigen Unterlagen bis zum 
30, November 1992 unter Angabe der Kennzahl A 58/92 an das 

Buncle .. mt fOr ZlvilllChutz 
- Personal referat - Deutschherrenstraße 93, 5300 Sonn 2. 

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich­
tigt. Von Ihnen wird nur ein Mindestmaß an körperlicher Eignung verlangt. 



Kleine Anfrage der Abgeordneten Ingrid Köppe und der Gruppe BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN 

"Die Bundesregierung 
lehnt eine Auflösung des 
Technischen Hilfswerks 

nach wie v'or ab" 
Staatssekretär Hans NeuseI antwortete im Namen der 

Bundesregierung - Deutlich zugenommene Inanspruchnahme 
des THW durch Länder und Gemeinden 

Unter dem Titel "Bedarf für eine 
kostenträchtige Erweiterung des 
Technischen Hilfswerks" richteten 
die Bundestagsabgeordnete Ingrid 
Köppe und die Gruppe BÜNDNIS 
9O/DIE GRÜNEN am 28. Juli 1992 
eine Kleine Anfrage an die Bun­
desregierung, auf die Staatsse­
kretär Hans Neusei, Bundesmini­
sterium des Innern, namens der 
Bundesregierung am 17. August 
1992 antwortete. 

Im folgenden veröffentlicht die 
Redaktion die Anfrage sowie die 
Antwort der Bundesregierung im 
Wortlau1. Wegen der besseren 
Übersicht stehen nach den einzel­
nen Fragen jeweils die Antworten. 

Im Vorwort zur Anfrage heißt es: 
Vor einem Monat antwortete die Bun­
desregierung auf die schriftliche Fra­
ge der Abgeordneten Ingrid Köppe 
nach zahlenmäßig spezifizierten Plä­
nen zur erheblichen Aufstockung von 
Helferzahlen, Ortsverbänden, Fahr­
zeugen und Haushalt des Techni­
schen Hilfswerks (THW), weder hege 
die Bundesregierung derartige Pläne 
selbst noch seien ihr entsprechende 
Unterlagen aus dem THW bekannt. 
Zwar sei in den neuen Bundesländern 
der Aufbau zusätzlicher THW-Orts­
verbände geplant, jedoch "entbehr­
ten" die im übrigen erfragten Steige­
rungszahlen "jeglicher reellen Grund­
lage" (Drucksache 12/2993, Frage 9). 
Angesichts dieser interessanten Aus-

kunft kommen wir nicht umhin, die 
Bundesregierung im Detail nach den 
vorliegenden Plänen zu fragen. 

Ferner ist zu problematisieren, 
warum der Bund aufgrund seiner auf 
den Kriegsfall beschränkten Zustän­
digkeit und entgegen der Forderung 
des Bundesrechnungshofes aus dem 
Jahr 1988, das THW aufzulösen, die­
se Organisation ohne eigene inländi­
sche Friedensaufgaben gerade heu­
te bei gesunkener Kriegsgefahr, 
knapper Haushaltslage und ander­
weitig bereits vorhandenen Hilfelei­
stungsstrukturen ausbauen sollte. 

Frage 1: 
Ist der Bundesregierung und vor al­

lem dem Bundesminister des Innern 
bekannt bzw. erinnerlich, 
a) daß das Bundesministerium des 

Innern (BMI) sowie der THW-Bei­
rat beim BMI in seiner Sitzung am 
13. Juni 1991 das THW gebeten 
haben, ein Konzept zur Neugliede­
rung der THW-Einheiten vorzule­
gen, welches unter dem Titel 
"Konzept zur Neustrukturierung 
des KatS-Fachdienstes Bergung 
und Instandsetzung" (Stand: 22. 
August 1991) dem Bundesminister 
des Innern auftragsgemäß über­
mittelt, dort auch mit den Verfas­
sern erörtert und seither unter der 
Kurzbezeichnung "THW 2000" 
diskutiert wurde; 

b) daß der Abgeordnete Johannes 
Gerster in seiner Funktion als Prä-

sident der THW-Helfervereinigung 
dem Bundesminister des Innern 
persönlich mit Schreiben vom 27, 
April 1992 einen umfangreichen 
Forderungskatalog dieser Vereini­
gung vom 16, April 1992 insbe­
sondere zum Ausbau des THW 
übermittelt hat mit der Bitte "um 
Übernahme dieser Vorstellungen 
in die weiteren Planungen"; 

c) daß die beiden genannten Kon­
zept-Papiere allen THW-Ortsver­
bänden zusammen mit einem Re­
solutionsentwurf übersandt wur­
den, worin das THW "unter Ein­
schaltung unserer politischen 
Lobby in Land und Bund" fordert, 
"die humanitäre Hilfsorganisation 
muß aus der Abhängigkeit des 
Bundesamtes für Zivilschutz be­
freit" werden und statt dessen u, a. 
einen eigenen umfangreicheren 
Verwaltungsapparat erhalten; 

d) eine Presseerklärung der Fraktion 
der COU/CSU vom 25. März 1992, 
worin dem THW rund 200 neue 
hauptamtliche Stellen zugesichert 
werden; 

e) in welchem ursächlichen und zeit­
lichen Zusammenhang diese Zu­
sage steht zu den tatsächlichen 
diesbezüglichen Planungen des 
Bundesministeriums des Innern; 

f) die Äußerung des Parlamentari­
schen Staatssekretärs beim Bun­
desminister des Innern, Eduard 
Lintner, zu den o. g. Konzeptvor­
schlägen während einer THW-Ta-
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gung am 29. November 1991 in 
Rheinland-pfalz, wonach bis zur 
Aufstellung des Haushaltsent­
wurfs 1993 .der Bundesminister 
auch über das Konzept zur Neu­
strukturierung der THW-Einheiten 
entschieden haben" werde und 
dabei unter Loslösung vom Bun­
desamt für Zivilschutz (BZS) "die 
Organisationsform im Interesse 
des THW optimiert werden solle" 
(so zitiert in der THW-Zeitung 
Rheinland-pfalz Nr. 1/92); 

g) die Erwartung des THW-Direktor.s 
Henkel, wonach "das Neukonzept 
THW 2000 wohl kaum vor 1995 
realisiert werden" (wird) (zitiert 
nach der THW-Zeitung NRW Nr. 
1//92)? 

Antwort zu 1 a bis g: 
Im Zuge der laufenden Diskussion 

über eine Neuordnung des erweiter­
ten Katastrophenschutzes haben die 
Länder, die kommunalen Spitzenver­
bände, die Hilfsorganisationen und 
der Deutsche Feuerwehrverband 
(DFV) eigene Vorschläge vorgelegt. 
Der Bundesminister des Innern und 
der gemäß § 5 THW-Helferrechtsge­
setz beim Bundesminister des Innern 
gebildete Beirat für grundsätzliche 
Angelegenheiten des THW haben 
deshalb die Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk (THW) gebeten, 
gleichfalls ihre Vorstellungen für die 
zukünftige Gestaltung der von dieser 
Organisation getragenen Fachdien­
ste zu entwickeln. Der Auftrag erfolg­
te ohne jegliche Vorgaben. 

Der Direktor des THW hat unter 
dem 22. August 1991 ein von Ar­
beitskreisen im THW erarbeitetes 
.Konzept zur Neugestaltung der 
KatS-Fachdienste Bergung und In­
standsetzung" vorgelegt, das im 
THW unter der Bezeichnung "THW 
2000" bekannt ist. 

Ferner hat die als privatrechtlicher 
Verein organisierte Bundesvereini­
gung der Helfer und Förderer des 
Technischen Hilfswerks ebenfalls 
Vorschläge zur Neuordnung des Zi­
vilschutzes gemacht. 

Der Bundesminister des Innern 
und die Länder sind übereingekom­
men, in einer gemeinsamen Arbeits­
gruppe alle vorliegenden Vorschläge 
zu prüfen. 

Frage 2: 
a) Auf welcher Grundlage hält die 

Bundesregierung angesichts all 
dessen womöglich an ihrer o. g. 
Antwort fest, hinsichtlich der frag­
lichen Veränderungen seien ihr 
"keine aktuellen Informationen 
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oder Unterlagen aus dem THW be­
kannt"? 

b) Wie ist ggf. bei einer solchen dürf­
tigen Informationslage der Fortbe­
stand des eigens für das THW zu­
ständigen Fachreferats KN 8 beim 
Bundesministerium des Innern 
noch zu rechtfertigen? 

Antwort zu 2a und b: 
Die Bundesregierung hält an ihrer 

Aussage fest, daß ihr keine aktuellen 
Informationen und Unterlagen aus 
dem THW bekannt sind, die Schlüs­
se auf einen Ausbau des THW für ei­
nen Kostenaufwand von rd. 2 Milliar­
den DM (u. a. Verdoppelung der Hel­
ferzahl, Erhöhung der Ortsverbands­
zahl auf 836 und zusätzliche Be­
schaffung von rd. 10000 Fahrzeu­
gen) zuließen. 

Frage 3: 
Wie bewertet die Bundesregierung 

bzw. das Bundesministerium des In­
nern im Hinblick auf die eigenen wei­
teren Planungen, daß nach diesen 
THW-Konzepten künftig 
a) jeder/jede Kreis/kreisfreie Stadt 

(insgesamt 328 in West- und 215 
in Ostdeutschland) mindestens ei­
nen THW-Ortsverband (bisher 620 
in West-, aber nur 31 in Ost­
deutschland) erhalten soll; 

b) hiernach allein in Ostdeutschland 
mindestens 185 weitere Ortsver­
bände aufzubauen wären, also 
weit mehr als die laut der o. g. Ant­
wort der Bundesregierung dort 
bisher zusätzlich vorgesehenen 80 
Ortsverbände mit 8000 Helfern; 

c) demgegenüber der vorgeschla­
gene Ausbau des Bergungs- und 
Instandsetzungsdienstes z. B. in 
Ostdeutschland einen weit höhe­
ren per.sonellen Mehrbedarf nach 
sich ziehen würde sowie in Ge­
samtdeutschland einen erhebli­
chen Mehrbedarf an Fahrzeugen 
und Gerät; 

d) das THW vom BZS "befreit", "ver­
selbständigt" und direkt dem BMI 
unter.stellt werden soll, wobei der 
Verwaltungsaufwand des THWer­
heblich - nämlich um ca. 400 
hauptamtliche Stellen - erweitert 
würde; 

e) das THW den gesamten Warn­
dienst, vier Länder-Katastrophen­
schutzschulen sowie vier Zentral­
werkstätten - deren Auflösung we­
gen Unwirtschaftlichkeit der Bun­
desrechnungshof gefordert hatte­
übernehmen soll; 

f) in erheblichem Umfang zusätzli­
che technische Ausstattung für 
das THW beschafft werden soll, 

während anderer.seits die Feuer­
wehren auf den Brandschutz­
dienst reduziert werden sollen, ob­
wohl heute 56 % all ihrer Einsätze 
in technischer Hilfeleistung beste­
hen? 

Antwort zu 3: 
a) Das THW-Konzept 2000 sieht in 

Westdeutsch land lediglich die 
Gründung von 14 weiteren Orts­
verbänden in den Kreisen vor, in 
denen das THW bislang noch nicht 
vertreten ist. 

b) Für Ostdeutschland geht das 
Konzept von insgesamt 80 Orts­
verbänden aus, die nach der vor­
liegenden Planung der Bundesre­
gierung bis Ende 1993 gegründet 
werden sollen. In den neuen Bun­
desländern steht bekanntlich eine 
Kreisreform bevor, da die dortigen 
Kreise eine wesentlich geringere 
Einwohnerzahl aufweisen als die 
Kreise in Westdeutschland. Als 
Planungsgrundlage sind deshalb 
zunächst 80 fiktive Katastrophen­
schutzgebiete gebildet worden, 
die in ihrer einwohnerbezogenen 
Größe einem Durchschnittskreis 
von rd. 180 000 Einwohnern im al­
ten Bundesgebiet entsprechen. 

c) Zu der Frage, welchen personellen 
und finanziellen Aufwand die Um­
setzung des THW-Konzepts 2000 
erfordern würde, wird unter 4.) 
Stellung genommen. 

d) Mit der von der Helferschaft und 
den hauptamtlichen Angehörigen 
des THW sowie von der THW-Hel­
fervereinigung geforderten Wie­
derherstellung der Selbständig­
keit der Bundesanstalt THW wird 
folgende Zielsetzung verbunden: 
- Vermeidung von Doppelarbeit 

und Reibungsverlusten, die seit 
mehr als 30 Jahren zu ständigen 
Spannungen und Auseinander­
setzungen zwischen THW und 
BZS führen, 

- Vereinfachung der Verwaltungs­
abläufe und damit eine höhere 
Effizienz des THW, 

- Führung der Helfer- und Ein­
satzorganisation THW durch 
eine eigene fachlich kompeten­
te Leitung, 

- höhere Identifikation der Helfer-
schaft mit dem THW. 

Auch der Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages hat in­
zwischen vorgeschlagen, das 
THW aus dem BZS herauszulö­
sen. 
Zwischen einer Verselbständi­
gung des THW und der Überprü­
fung des Stellen bedarfs, vor allem 



". 

bei den örtlichen Geschäftsführer­
Dienststellen und den Landes­
dienststellen, besteht kein Zusam­
menhang. 
Die Stellenausstattung für das 
hauptamtliche Personal ist seit 
1975 nicht mehr der Entwicklung 
des THW angepaßt worden. Die 
Aufgabenbereiche und die Inan­
spruchnahme des THW im In- und 
Ausland haben inzwischen jedoch 
eine beträchtliche Ausweitung er­
fahren. Dies hat zu einer erhebli­
chen dauernden Überlastung des 
hauptamtlichen Personals ge­
führt. Die Prüfgruppe des Bundes­
ministers des Innern ist deshalb 
beauftragt worden , den aktuellen 
Personal bedarf im THW festzu­
stellen. 

e) Es handelt sich um einen Vor­
schlag der THW-Helfervereini­
gung, den der Bundesminister des 
Innern nicht übernehmen wird. 

f) Wie aus der Antwort zu Ziffer 4 und 
zu Ziffer 6 Buchstabe e) ersichtlich 
ist, ist die Behauptung unzutref­
fend, das THW-Konzept 2000 
sehe die Beschaffung zusätzlicher 
technischer Ausstattung in erheb­
lichem Umfang vor. Das Konzept 
hat auch keine Auswirkungen auf 
die technischen Hilfeleistungen 
der Feuerwehren im Frieden. 

Frage 4: 
a) Sind der Bundesregierung bzw. 

dem BMI die vom Deutschen Feu­
erwehrverband angestellten und 
publizierten Berechnungen 
(Stand: 29. Mai 1992) der quanti­
tativen und insbesondere finanzi­
ellen Auswirkungen der THW-For­
derungen bekannt? 
Falls nein, warum nicht? 

b) Welche Einwände erhebt die Bun­
desregierung bzw. das BMI ggf. im 
einzelnen gegen die Plausibilität 
dieser Studie, und welche höheren 
oder geringeren Ergebnisse erge­
ben sich nach ihren eigenen Be­
rechnungen? 

c) Aufgrund welcher Erwägungen 
will die Bundesregierung ange­
sichts dessen ggf. weiterhin an ih­
rer Antwort auf die o. g. schriftliche 
Frage, welche die Feuerwehr-Be­
rechnungen aufgegriffen hatte, 
festhalten, wonach diese Zahlen 
angeblich jeglicher Grundlage ent­
behren und die bekannten THW­
Unterlagen keine entsprechenden 
Schlußfolgerungen zuließen? 

Antwort zu 4: 
a) Ja 
b) Die DFV-Studie geht von einer Rei-

he unzutreffender Annahmen aus 
und kommt auf dieser Grundlage 
zu Hochrechnungen, die nicht mit 
dem THW-Konzept übereinstim­
men. 
Die Hauptfehler liegen in folgen­
den Punkten: 
- in der Unterstellung, daß entge­

gen der in Fachkreisen bekann­
ten offiziellen Planung des Bun­
desministers des Innern in Ost­
deutschland in jedem der dorti­
gen 215 Kreise ein Ortsverband 
gegründet werden soll (vgl. auch 
Antwort zu Ziffer 3 Buchstabe 
b), 

- in der Verkennung, daß sich das 
weitere Kriterium für die Aufstel­
lung von Bergungszügen auf die 
tatsächlichen Einwohnerzahlen 
der einzelnen Kreise bezieht, 

- in der Nichtbeachtung, daß die 
Bergungszüge des THW-Kon­
zepts nur noch 28 aktive Helfer 
aufweisen, 

- in der doppelten Berücksichti-

Beispiel 1 : Stärke des THW 

gung der Reservehelfer (sowohl 
in den Bergungszügen als auch 
in der Helferreserve), 

- in der willkürlichen Zuordnung 
von zwei Installationsgruppen 
pro Ortsverband, obwohl das 
THW-Konzept grundsätzlich 
nur eine Gruppe pro Kreis vor­
sieht, 

- in der Nichtberücksichtigung 
der bereits vorhandenen Aus­
stattung und Helferzahl des 
THW, 

- in der Nichtbeachtung der aus 
den THW-Unterlagen ersichtli­
chen Zeitplanung für die Um­
setzung des THW-Konzepts. 
Nach dieser Planung soll die Be­
schaffung der neuen Ausstat­
tung nur im Rahmen der ohnehin 
anstehenden Ersatzbeschaf­
fungen erfolgen, d. h. auf der 
Grundlage der für die Ersatzbe­
schaffungen vorgesehenen 
Haushaltsansätze. 

Einheit 
Bergungszug 
Installationsgruppe 

Anzahl 
1824 
2299 

DFV 
Helfer 
76608 
41382 

THW-Konzept 
Anzahl Helfer 1) 
1140 31920 
620 7440 

Beispiel 2: Benötigte Fahrzeuge 

Fahrzeug-Typ 

GKWI 
GKW" 
MTW 
ITrKW 
Anh.1 t 1 achsig 
Anh. 7 t 2achsig 
MZB 

DFV 

1824 
1824 
1864 
2804 
1302 
1824 
1984 

c) Aufgrund der vorstehenden Aus­
führungen hält die Bundesregie­
rung an ihrer Antwort auf die 
schriftliche Frage der Abgeordne­
ten Frau Ingrid Köppe vom 17. Juni 
1992 fest. 

Frage 5: 
Was beinhalten die kurz-, mittel­

und langfristigen Planungen der Bun­
desregierung zur organisatorischen 
Fortenfwicklung sowie personellen 
und materiellen Ausstattung der Ein­
richtungen und Einheiten der Zivilen 

1) ohne Reservehelfer (15 960) 

THW-Konzept 

1140 
1140 
1183 
1374 
620 

1140 
379 

Anzurechnender 
Bestand-Ist 
929 GKW 
929 MKW 
920MKW 

17591TrKW 
600 Anh. 
800 Anh. 
235 MZB 

Verteidigung - auf Grundlage des am 
3. Juni 1992 vom Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages mehrheit­
�ich gebilligten Struk1urpapiers sowie 
des dazu gefaßten Beschlusses - und 
ihre Vorstellungen zur Struk1ur des 
Katastrophenschutzes im übrigen? 

Antwort zu 5: 
Nach dem vom Innenausschuß 

des Deutschen Bundestages mehr­
heitlich gebilligten Grundsatzpapier 
des Bundesministers des Innern über 
die künftigen .Strukturen der zivilen 
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Verteidigung" vom 20. September 
1991 sind zivile Vorkehrungen und 
Planungen 
- zur Aufrechterhaltung der Staats­

und Regierungsfunktionen, 
- zum Schutz der Bevölkerung, 
- zur Versorgung der Bevölkerung 

und der Streitkräfte mit lebens­
wichtigen Gütern und Leistungen, 

- zur Unterstützung der Streitkräfte 
für einen Verteidigungsfall weiter­

hin wahrzunehmen. Es ändern sich 
jedoch im Hinblick auf die veränder­
te Bedrohungslage in Europa, die 
neue NATO-Strategie und die Anpas­
sung der Streitkräftestrukturen die 
Gewichtung der einzelnen Aufgaben 
sowie die Struktur, Stärke und Aus­
stattung des vorzuhaltenden Poten­
tials. 

Hinsichtlich der Einzelheiten wird 
auf den erwähnten Bericht verwie­
sen. 

Die organisatorischen Auswirkun­
gen auf einzelne Verwaltungseinrich­
tungen des Bundes werden im Rah­
men der vom Innenausschuß bis zum 
1. Oktober 1992 erbetenen Prüfbe­
richte dargelegt. 

Frage 6: 
Welche Haltung nimmt die Bun­

desregierung insbesondere ein 
a) zu der Notwendigkeit und Mög­

lichkeit, nach drastischer Vermin­
derung der Kriegsgefahr in 
Deutschland die Haushaltsauf­
wendungen für die Zivile Verteidi­
gung zugunsten vordringlicherer 
Aufgaben soweit wie möglich zu 
reduzieren; 

b) zu der vorgeschlagenen Reduzie­
rung bzw. ausschließlichen Sub­
sumtion der technischen Leistun­
gen der Feuerwehren unter den 
"Brandschutzdienst"; 

c) zu der Forderung des Bundes­
rechnungshofs, das THWaufzulö­
sen und dessen Einheiten in die 
Feuerwehren einzugliedern; 

d) zur Einräumung eigener inländi­
scher Friedenszuständigkeiten 
bzw. bestimmter oder genereller 
Führungsaufgaben des THW im 
Katastrophenschutz; 

e) zu der Feststellung, daß der gefor­
derte Ausbau des THW zu einer 
Verdoppelung von anderweitig be­
reits bestehenden Hilfskapazitäten 
ohne entsprechende Einsatzzu­
ständigkeiten des THW führen 
würde? 

Antwort zu 6: 
a) Die Ausgaben für den Bereich der 

"Zivilen Verteidigung" sind im 
Haushaltsentwurf 1993 und der 
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mittelfristigen Finanzplanung zum 
EInzeiplan 36 deutlich abgesenkt 
worden. Die Ausgabenansätze im 
Einzelplan 36 sinken hiernach von 
derzeit 937 Millionen DM schritt­
weise auf 750 Millionen DM im 
Jahre 1996 (ca. 20 %). 

b) Die nach dem THW-Konzept vor­
geschlagene Subsumtion der 
technischen Leistungen der Feu­
erwehren unter den KatS-Fach­
dienst Brandschutz bezieht sich 
ausschließlich auf die Abgrenzung 
der einzelnen KatS-Fachdienste 
im Verteidigungsfall. Es besteht 
kein Zusammenhang mit der den 
Feuerwehren nach Landesrecht 
zugewiesenen Aufgabe der tech­
nischen Hilfeleistung bei Unfällen 
im Frieden. Die Länder haben in­
soweit die ausschließliche Rege­
lungskompetenz. 

c) Die Bundesregierung lehnt eine 
Auflösung des Technischen Hilfs­
werks nach wie vor ab. Die vom 
THW wahrzunehmenden Spezial­
aufgaben, insbesondere die Or­
tung und Bergung verschütteter 
Personen sowie die Instandset­
zung von Versorgungsleitungen 
gehören nicht zu dem Aufgaben­
bereich der Feuerwehren. 
Das THW ist erst vor kurzem durch 
das THW-Helferrechtsgesetz auf 
eine gesetzliche Grundlage ge­
steilt worden. Dieses Gesetz hat in 
den gesetzgebenden Körper­
schaften eine breite politische 
Mehrheit gefunden. 

d) Die Mitwirkung des THW bei der 
Bekämpfung von Katastrophen 
und bei Unglücksfällen größeren 
Ausmaßes auf Anforderung der für 
die Gefahrenabwehr zuständigen 
Stellen gehört nach § 1 Abs. 2 Nr. 
3 THW-HelferRG zu den gesetzli­
chen Aufgaben des THW. Die Bun­
desregierung begrüßt die in den 
letzten Jahren deutlich zugenom­
mene Inanspruchnahme der fach­
lichen und personellen Ressour­
cen des THW durch Länder und 
Gemeinden. Derartige Anforde­
rungen dienen dem besseren 
Schutz der Bevölkerung, fördern 
die Motivation der Helfer und stär­
ken den Leistungsstand des THW. 

e) Wie dargelegt, entbehrt die Be­
hauptung, die Hilfskapazitäten 
des THW sollen verdoppelt wer­
den, jeglicher Grundlage. 

Frage 7: 
Wie bewertet die Bundesregierung 

im Rahmen der notwendigen Abstim­
mung mit Ländem und Kommunen 
deren Kritik an dem nun vom Innen-

ausschuß des Deutschen Bundesta­
ges gebilligten BMI-Konzept zur Zivil­
verteidigung sowie insbesondere die 
"nachdrückliche" Aufforderung der 
Innenministerkonferenz vom 22. Mai 
1992, dem Beschluß vom 8. Novem­
ber 1991 zur Neukonzeption dieses 
Bereichs "baldmöglichst Rechnung 
zu tragen"? 

Welche Möglichkeiten zu einer Ei­
nigung sieht die Bundesregierung im 
einzelnen? 

Antwort zu 7: 
Die Bundesregierung wird die Auf­

fassungen der Länder und Kommu­
nen in den laufenden Entscheidungs­
prozeß miteinbeziehen. 

Daß zur Erarbeitung einer neuen 
Konzeption für ein seit 30 Jahren fest 
verankertes System Zeit gebraucht 
wird, macht u. a. die Tatsache deut­
lich, daß die Länder für ihre interne 
Meinungsbildung von April bis No­
vember 1991 gebraucht haben mit 
der Folge, daß in dieser Zeit die Erör­
terungen mit dem Bund ruhen muß­
ten. Da eine aktuelle Bedrohung nicht 
besteht, kann das alte System aus 
der Sicht des Bundes mit Sorgfalt 
überprüft werden, zumal die Arbeit 
unter den zur Zeit noch stark fließen­
den Rahmenbedingungen einer dy­
namischen Entwicklung der Sicher­
heitslage in Europa und der Welt ge­
leistet werden muß. 

Frage 8: 
Welche Bedeutung wird die Bun­

desregierung bei der Umsetzung der 
beschlossenen Neukonzeption dem 
interessanten Umstand beimessen, 
daß der Präsident der Bundesakade­
mie für zivile Verteidigung, welcher in 
seiner früheren Funktion als Referats­
leiter KN im Bundesministerium des 
Innem noch maßgeblich an den er­
sten konzeptionellen Entwürfen des 
fraglichen Strukturpapiers beteiligt 
war, sich gegen darin enthaltene Pla­
nungen (etwa zum Fortbestand von, 
Arbeitskräftesicherstellung, Aufent­
haltsregelung oder" Regierungsbun­
kern") in einem im Frühjahr diesen 
Jahres im "Bevölkerungsschutz-Ma­
gazin" pUbliZierten Aufsatz ausge­
sprochen hat? 

Antwort zu 8: 
Die Bundesregierung sieht aus 

grundsätzlichen Erwägungen davon 
ab, zu wissenschaftlichen Veröffent­
lichungen von Privatpersonen Stei­
lung zu nehmen. 



NIedersachsens Kataslrophenschutz-Drganlsationen präsentierten sich In Hannover unter dem Motto: 

"Wir helfen gemeinsam" 
Große Technikschau und Vorführungen beeindruckten 

Tausende von Besuchern - Aufruf zur aktiven Mitarbeit 
im Katastrophenschutz 

Es warein rundum gelungenerTag. 
Es paßte einfach alles - strahlender 
Sonnenschein, perfekte Organisa­
tion , Tausende von Besuchern. Was 
kann man sich als Veranstalter mehr 
wünschen? Und so strahlten auch die 
Gesichter der Verantwortlichen des 
ersten Aktionstages aller in Nieder­
sachsen im Bevölkerungsschutz mit­
wirkenden Organisationen. Unter 
dem Motto "Wir helfen gemeinsam" 
präsentierten sich der Arbeiter-Sa­
mariter-Bund (ASB) , die Arbeitsge­
meinschaft der Helfer in den Regie­
einheiten/-einrichtungen des Kata­
strophenschutzes (ARKAT), der Bun­
desverband für den Selbstschutz 
(BVS), die Deutsche Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft (DLRG), das 
Deutsche Rote Kreuz (DRKl, der Lan­
desfeuerwehrverband Niedersach­
sen (LFV), die Johanniter-Unfall-Hilfe 
(JUH), der Malteser-Hilfsdienst 
(MHD) und das Technische Hilfswerk 
(THW) am Sonntag, 13. September 
1992, in Hannover auf dem Opern­
platz und der Georgstraße. 

Beeindruckende Vielfalt 

Die Organisationen hatten sich viel 
Mühe gemacht, der Bevölkerung ei­
nen umfassenden Überblick über 
ihren Leistungsstand und die Ein­
satzmöglichkeiten zu bieten und so­
mit zu demonstrieren, was der Kata­
strophenschutz vermag. Die Vielfalt 
der Aktivitäten war beeindruckend. 
Was die rund 800 Helferinnen und 
Helfer aller Organisationen in Hanno­
vers Innenstadt aufgebaut hatten, 
faszinierte die Besucher ob groß oder 
klein. So fragte ein Knirps einen Feu­
erwehrmann: "Wie hoch ist die Lei­
ter?" Die Antwort "30 Meter" entlock­
te dem Jungen ein begeistertes 
"Baah!" 

Fragen über Fragen hatten aber 
auch die vielen tausend erwachsenen 
Besucher des Aktionstages, die sich 
informieren wollten, welche Einsatz­
fahrzeuge und technischen Geräte in 
den einzelnen Hilfsorganisationen für 
die Gefahrenabwehr bereitstehen. 
Wie Hilfe geleistet wird und welches 
Know-how vorhanden ist, um in ei­
nem Schadensfall schnell und effek­
tiv helfen zu können, demonstrierten 
die Helferinnen und Helfer neben der 
Technikschau bei eindrucksvollen 

Ein Blick aul die 
GeorgslraOe. Hier 

IsI die Technik­
schau aulgebaut. 

Vorführungen. Die gut in Szene ge­
setzte Praxis zog stets zahlreiche Zu­
schauer an, die mit Applaus nicht 
sparten. 

Bürger einbinden 

Die Vorführungen regten viele Be­
sucher des Aktionstages an, es 
selbst einmal zu versuchen. Und ge­
nau das wollten die Veranstalter er-
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reichen: Nicht nur reine Selbstdar­
stellung, auch der Bürger sollte ein­
gebunden werden in das Geschehen 
des Tages. Wer aktiv werden wollte, 
hatte hierzu vielfältige Möglichkeiten. 
Bei einem Sicherheits wettbewerb mit 
neun Stationen - betreut von jeweils 
einer Hilfsorganisation - galt es für die 
Teilnehmer, u. a. einen Notruf richtig 
abzusetzen, eine Behelfstrage herzu­
stellen oder eine in Brand geratene 
Person mit Hilfe einer Decke abzulö­
schen. Bei Quizaktionen kam es dar­
auf an, richtige Antworten auf Fragen 
wie zum Beispiel .Welches ist die 
richtige Schocklage?" zu finden. 

Wer erfolgreich war, dem winkten 
schöne Preise. Die Aktivitäten zum 
Mitmachen gaben immer wieder Ge­
legenheit zu einem vertiefenden Ge­
spräch mit den Bürgern. Die Helferin­
nen und Helfer konnten dabei ihr brei­
tes und interessantes Aufgabenfeld 
darstellen und für eine aktive Mitar­
beit im erweiterten Katastrophen­
schutz werben. 

Gemeinsamkeit demonstriert 

Um das Motto des Tages, "Wir hel­
fen gemeinsam", auch optisch zu de­
monstrieren, waren alle beteiligten 
Organisationen im Rahmen des Si­
cherheitswettbewerbs auf dem 
Opernplatz vertreten. Die große Fahr­
zeug- und Geräteschau sowie die 
meisten zusätzlichen Aktionen fan­
den Platz in der Georgstraße. 

Hier war der Arbeiter-Samariter­
Bund u. a. mit einer mobilen techni­
schen Einsatzleitung, einem Fahr­
zeug "Auslandshilfe" und einer Satel­
liten-Funkanlage vertreten. 

Die Regieeinheit des Landkreises 
Hannover aus Lehrte zeigte ein neu­
es Meßfahrzeug für ihre Schnell-Ein­
satz-Gruppe ABC und führte Was­
seranalysen durch. 

Der Bundesverband für den 
Selbstschutz, in dessen Händen 
Konzeption und Koordination der ge­
meinsamen Aktionen lag, sicherte die 
Anmeldung der Teilnehmer zum Si­
cherheitswettbewerb sowie die Aus­
wertung der Ergebnisse. Zudem 
konnten sich die Besucher an Infor­
mationsständen an einem . Miniquiz 
in Sachen Sicherheit" beteiligen. Die 
gemeinsame Ausstellung der Hilfsor­
ganisationen im Rundzelt des BVS 
wurde von Mitarbeitern des Verban­
des betreut. Besondere Aufmerk­
samkeit zogen Beispiele aus der 
Selbstschutzpraxis auf sich. Die 
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Im Rahmen des 
SIcherheitswett­

bewerbs beteiligt 
sich der ASB mit 

der Aulgabe 
.Rlchtlge Abnah­
me eines Motor­

radheims". 

Oie Regieeinheit 
Lehrte demon­

striert ein Strah­
lenmeOgerät. 

Immer gut 
besuch!: Vor­

lührungen aus 
der Selbstschutz­

praxis. 

Punkte für den 
SIcherheUswett­
bewerb konnten 
die Teilnehmer 
auch am BVS-

Stand sammeln. 
Aulgabe war es, 

eine präzise 
Schadens­

meldung durch­
zugeben. 



Viele Bürger be­
teiligen sich an 
den Quizaktionen. 

Die DlRG zeigt 
ein modernes 
Rettungsboot. 

Die Trinkwasser­
Aufberelfungsan­
lage des DRK. 

Ein DRK-Helfer 
erläufert die Aus­
slattung eines 
Sanitätszuges. 

praktischen Vorführungen waren 
stets dicht umlagert. 

Die konzeptionelle und organisato­
rische Mitwirkung an dieser zentralen 
Veranstaltung ermöglichte es dem 
BVS. seine zukünftige Aufgaben­
wahrnehmung. wie sie in den vom 
Bundesministerium des Innern her­
ausgegebenen "Strukturen der zivi­
len Verteidigung" festgelegt ist. in 
praktischer Umsetzung zu erproben. 
Alle Einzeimaßnahmen mußten dem 
übergeordneten Ziel dienen. Auf­
klärung und Information über Ziele 
und Möglichkeiten des Bevölke­
rungsschutzes (Rettungsdienst. Ka­
tastrophen- und Zivilschutz) zu ge­
ben. um Akzeptanz für den Selbst­
und Katastrophenschutz zu werben 
sowie Bürgerinnen und Bürger für die 
Mitarbeit im Bevölkerungsschutz zu 
gewinnen. 

Dies wollte auch die Deutsche Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft. Sie 
zeigte in Hannover Rettungsboote 
sowie ein Tauchereinsatzfahrzeug 
und erläuterte Baderegeln. 

Das Deutsche Rote Kreuz präsen­
tierte u. a. eine Trinkwasser-Aufberei­
tungsanlage. einen Sanitätszug mit 
Verbandplatz. die Fahrzeuge und 
Geräte einer Schnell-Einsatz-Gruppe 
(SEG). je einen Instandsetzungs-. 
Einsatzleit- und Taucherwagen sowie 
einen Kurzwellen-Funkwagen. Vor­
führungen einer Rettungshundestaf­
fel und die Arbeit eines Schmink­
trupps für realistische Unfalldarstel­
lung ergänzten die Selbstdarstellung. 

Im Mittelpunkt der Technikschau 
des Landesfeuerwehrverbandes Nie­
dersachsen standen u. a. ein Geräte­
wagen nGefahrgut". Tanklöschfahr­
zeuge. Rüstwagen und eine Drehlei­
ter. Auch hier wurden die Fahrzeuge 
und Geräte erläutert und Einsatz­
möglichkeiten aufgezeigt. 

Die Johanniter-Unfall-Hilfe hatte 
einen Sanitätszug. die Fahrzeuge ei­
ner Schnell-Einsatz-Gruppe und ei­
nen Instandsetzungs- sowie Ret­
tungswagen aufgestellt. Gut besucht 
waren die praktischen Vorführungen 
der JUH. Einsatzkräfte zeigten. wie 
ein "Verletzter" aus einem Pkw ge­
borgen. erstversorgt und abtranspor­
tiert wird. Stets wurden auch Zu­
schauer in das Geschehen mit einbe­
zogen. 

Mit einem Kranken- und Rettungs­
wagen stellte sich der Malteser-Hilfs­
dienst vor. 

Schließlich zeigte das Technische 
Hilfswerk. was ihm an Fahrzeugen 
und Geräten für Hilfeleistungen zur 
Verfügung steht. Breites Interesse 
fanden ein Bergungsräumgerät. 

1 BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 10/92 11 5 



Ein Rettungshund des DRK zeigt, was er gelernt hat. Wie wird eine Wunde richtig verbunden? Beim DRK kann man es lernen. 

Mannschafts- und Gerätewagen so­
wie ein Instandsetzungstrupp-Fahr­
zeug und Kranwagen. Daneben hat­
ten die Helfer einen Gerüstturm für 
Abseilübungen mit dem Rollgliss­
Gerät aufgebaut und demonstrierten 
den Bau von Stegen. Großen Zulauf 
hatten die Rettungshundevorführun­
gen. 

Die Zuschauer waren begeistert 
von den Leistungen der THW-Such­
hunde, die auf einem Hindernispar­
cours durch Röhren liefen, Leitern 
hochkletterten und schmale Stege 
überquerten. 

Hoher Besuch 

Innenminister Gerhard Glogowski 
und Hannovers Oberbürgermeister 
Herbert Schmalstieg hatten sich für 
den Besuch des Aktionstages viel 
Zeit genommen und ließen sich auf­
merksam die Fahrzeuge und Ausrü­
stungen erläutern. Die Helfer beant­
worteten viele interessierte Fragen 

der Politiker und wiesen auch auf ihre 
Probleme und Sorgen hin. 

Nach dem Rundgang hatte das 
"Bevölkerungsschutz-Magazin" Ge­
legenheit, den Innenminister über 
seinen Eindruck zu befragen: "Ich 
weiß nicht nur aus der Praxis der ver­
gangenen Jahre, sondern konnte 
auch heute hier vor Ort wieder sehen, 
daß der Katastrophenschutz generell 
in einem guten Zustand ist sowie die 
Helferinnen und Helfer hochmotiviert 
sind. Das Zukunftsproblem liegt im 
wesentlichen darin, den heutigen 
Stand zu halten. Für mich ist es des­
halb wichtig, daß Bund, Länder und 
Gemeinden in eine Richtung disku­
tieren, weil wir nur so weiterhin eh­
renamtliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter gewinnen können.' 

Koordinationsrunde gebildet 

Ud. Ministerialrat Manfred Gall­
witz, Referatsleiter in der Abteilung 
"Zivile Verteidigung, Katastrophen­
schutz" des niedersächsischen In-

nenministeriums, erläuterte dem 
"Bevölkerungsschutz-Magazin" den 
Hintergrund der Veranstaltung: "Wir 
haben in Niedersachsen eine Koordi­
nationsrunde aller Hilfsorganisatio­
nen geschaffen, die wohl in der Bun­
desrepublik einmalig ist. In dieser 
Runde nehmen wir sehr konzentriert 
alle Sorgen der Organisationen und 
Verbände auf und reagieren darauf", 
sagte Gallwitz. 

Eine der Sorgen sei auch die nach­
lassende Bereitschaft der Bürger, in 
einer dem Gemeinwohl orientierten 
Organisation ehrenamtlich mitzuwir­
ken. "Die Vertreter der Hilfsorganisa­
tionen meinten, daß man in dieser Si­
tuation nicht nur nach dem Staat ru­
fen, sondern das Problem in Selbst­
hilfe angehen sollte. So wurde ange­
regt, Aktionstage mit unterschiedli­
chen Aktivitäten in eigener Regie 
durchzuführen", so Gallwitz. Mit der 
Koordination der Aktionen sei der 
Bundesverband für den Selbstschutz 
betraut worden, weil der Verband die 
besten organisatorischen Vorausset­
zungen hierfür habe und die Aufga­
ben des BVS sich nicht nur auf ein be-

Mit ROslwagen Ist die feuerwehr auf der leistungsschau vertreten. Vater und Sohn sind beeindruckt von den "Mondmännern". 
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stimmtes Einsatzspektrum be-
schränken würden. 

Zur Zielsetzung der Veranstaltung 
sagte Gallwitz: "Zum ersten wollen 
unsere Katastrophenschutz-Organi­
sationen unseren Bürgern ihre tech­
nische Ausrüstung und ihren Ausbil­
dungsstand demonstrieren. Beides 
steht dabei für die Fähigkeit dieser 
Organisationen, Großschadenslagen 
zu meistern, also einem jeden von 
uns in Gefahrenlagen helfen und 
schützen zu können. Wir wollen ja 
nicht, daß unsere Bürger furchtge­
beugt und in Erwartung der nächsten 
Katastrophe durch den Alltag gehen. 
Wir wollen , daß sie sich eine gute Por­
tion Sorglosigkeit leisten können. 
Und dafür, daß diese Sorglosigkeit 
verantwortbar ist, stehen unsere 
Hilfsorganisationen. Unsere Bürger 
sollen hier und heute lebendig erfah­
ren können, daß technischer Stand 
und Ausbildung unserer Organisatio­
nen so hochqualifiziert sind, daß wir 
uns darauf verlassen können. 

Zweitens wollen wir deutlich ma­
chen, daß Demokratie auch eine Ver­
antwortungsseite hat. Daß man nicht 
immer nur die Sonnenseiten der De­
mokratie aufnehmen und ausleben 
kann, sondern daß auch bürger­
schaftliches Engagement dazu 
gehört, um diese verantwortbare 
Sorglosigkeit verwirklichen zu kön­
nen." 

Eröffnung im landtag 

Den Aktivitäten in Hannovers In­
nenstadt vorangegangen war die 
Eröffnung der Aktionstage sowie die 
Präsentation einer BVS-Ausstellung 
mit dem Titel " Wir helfen gemeinsam" 

Links: Die JUH 
zeigt, wie ein 
"Verletzter" erst­
.ersorgt und ab­
transportiert wird. 

Rechts: MHO­
Mitarbeiter Infor­
mieren über Ihre 

Rettungsarbeit. 

am Dienstag, dem 8. September, in 
der Wandelhalle des niedersächsi­
schen landtages. landtagspräsi­
dent Horst Milde konnte hierzu zahl­
reiche Politiker sowie Vertreter der 
Hilfsorganisationen begrüßen. Milde 
führte u. a. aus: "Ich begrüße es, daß 
diese Aktion hier im Hause eröffnet 
wird . Die Bedeutung, die ich als land­
tagspräsident dieser Ausstellung und 
dem Thema Bevölkerungsschutz bei­
messe, können Sie daran erkennen, 
daß ich Ihnen die wohl begehrteste 
Ausstellungsfläche Niedersachsens 
zur Verfügung gestellt habe, die Wan­
delhalle des landtages." 

Für ihn sei das Thema Katastro­
phenvorsorge eine wichtige Frage, 
und er habe sowohl in der Vergan­
genheit als auch zur Zeit gerade die­
sem Themenkomplex seine beson­
dere Aufmerksamkeit gewidmet. Ein­
geschlossen in den Themenkreis sei­
en auch Fragen, die mit dem Zivil-' 
schutz zusammenhängen. "Wir wol­
len mit der Ausstellung hier im Hause 
deutlich machen, daß hinter den Or­
ganisationen auch der politische Wil­
le steht, den notwendigen Rahmen 
für ein erfolgreiches Wirken zu schaf­
fen", betonte der Landtagspräsident. 

Anschließend sprach BVS-lan­
desstellenleiter Edgar Sohl in seiner 
Funktion als Koordinator der gemein­
samen Aktionstage. Er freue sich 
über den einstimmigen Beschluß der 
im niedersächsischen Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen, 
dem Bundesverband für den Selbst­
schutz die Koordinierung der Maß­
nahmen zu übertragen. Dieser Auf­
trag entspräche sowohl der alten als 
auch einer denkbaren neuen Aufga­
bensteIlung des Verbandes. 

Die Genehmigung zur Präsenta­
tion der neuen Ausstellung im land-

tag sei ein sichtbares Zeichen, wei­
che Aufmerksamkeit die politisch 
Verantwortlichen in Niedersachsen 
dem Thema "Bevölkerungsschutz" 
widmeten. Die Ausstellung gäbe ei­
nen kleinen Überblick über die unter­
schiedlichen Aufgaben und Struktu­
ren sowie über leistungen der Hilfs­
organisationen in Niedersachsen und 
solle in den folgenden Wochen u. a. 
in Schulen junge Menschen über Fra­
gen des Bevölkerungsschutzes infor­
mieren und zu aktiver Mitarbeit anre­
gen. 

Chance 
zur Selbstverwirklichung 

Für den kurzfristig verhinderten 
Schirmherrn der Aktionstage, Innen­
minister Gerhard Glogowski, sprach 
Staatssekretär Schapper. Er führte u. 
a. aus: 

"Machen wir es uns aus Anlaß die­
ser kleinen Feierstunde doch einmal 
wieder klar, worum es beim Katastro­
phenschutz geht. Es geht um nicht 
weniger als um den Schutz und die 
Sicherung des menschlichen le­
bens, der Gesundheit unserer Mit­
bürger und ihrer existentiellen le­
bensgrundlagen. HÖherwertige le­
bens- und Rechtsgüter sind 
schlechthin nicht denkbar. Deshalb 
gehört der Schutz dieser existentiel­
len lebensgüter zu den höchstrangi­
gen, zu den Kernaufgaben jeder 
staatlichen Ordnung. Dies gilt schon 
dort, wo leben, Gesundheit und ma­
terielle lebensgrundlagen des einzel­
nen zu sichern sind. Um wieviel mehr 
muß dies dann dort gelten, wo eine 
unbestimmbare Vielzahl von Men-
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schen dieser Bedrohung ausgesetzt 
ist, also im Katastrophenfall!" 

Vom Katastrophenschutz würde 
normalerweise in der Öffentlichkeit 
wenig gesprochen. Dies sei aus vie­
lerlei Gründen gut so. Vor allem sei es 
ein Zeichen dafür, daß die Bevölke­
rung dem Katastrophenschutz ver­
traue und sie sich beschützt und ge­
borgen fühle, meinte Schapper. 

"Dabei wissen unsere Bürger, daß 
Katastrophenschutz nicht vom Staat 
alleine gemacht werden kann. Da­
seinsvorsorge, die jede Verästelung 
denkbarer Gefahrenlagen abdeckt, 
würde eine Dichte erreichen, die zur 
Erstickung einer lebendigen Demo­
kratie führen würde - vom Finanzier­
baren ganz zu schweigen. 

Dies ist der organisatorische und 
gesellschaftspolitische Einstieg für 
das freiwillige Helfertum in den Kata­
strophenschutz. Ich möchte deshalb 
recht offensiv sagen: Katastrophen­
schutz darf nicht vom Staat allein ein­
gerichtet und aufrechterhalten wer­
den. Er muß auf das freiwillige Hel­
fertum gründen. Dabei denke ich, daß 
eine Demokratie, die ihren Bürgern 
Selbstbestimmung, Selbstverwirkli­
chung und Würde garantiert, ihnen 
auch ein gewisses Maß an Selbstver­
antwortung für sich und die Gemein­
schaft abverlangen darf. 

Ich appelliere deshalb an alle jun­
gen Menschen unseres landes-dar­
unter besonders auch an unsere ak­
tiven und dynamischen jungen Da­
men! - in ihre Lebensplanung auch 
den Gedanken einzubeziehen, einen 

Immer Im Mlltel­
punkt de. Intere.­

ses: die Ret­
tungshunde des 

THW. 
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Ein Fernmelder 
des THW infor­

miert über seine 
Aufgaben. 

Stegebau des 
THW in der 

Fußgängerzone. 

Teil ihrer Freizeit für den Schutz des 
Nächsten, des Mitmenschen, in den 
Organisationen des Katastrophen­
schutzes zu investieren. Vielleicht ist 
es für junge Leute ja bedenkenswert, 

daß die Mitwirkung im Katastrophen­
schutz - die ja in den meisten Fällen 
auch den echten sozialen Dienst bei 
Notfällen des Alltags umfaßt - zu ei­
nem der heute nicht mehr allzu häu-



Ministerialdirigent Herbert Antonlschkl , leiter der Abteitung "Zivile Ver- Eröffnung der Aktionstage Im landtag (von links): Staatssekretär Schapper, 
teldlgung, Katastrophenschutz" Im niedersächsischen Innenministerium landtagspräsident Milde und BVS-landesstellenlelter Sohl. 
(rechts), im Gespräch mit ltd. Ministerialrat Manlred Gallwitz. 

figen gesellschaftspolitischen Betäti­
gungsfelder geworden ist, auf denen 
die Chance zu eigener Selbstverwirk­
lichung durch Hilfe für andere gebo­
ten wird. Ich habe allen Grund zu der 
Hoffnung, daß ein Engagement die­
ser moralischen Wertigkeit für unse­
re jungen Menschen seinen Anreiz 
noch nicht verloren hat. 

Da dies nun einmal die Stunde des 
Bekennens und Aufrufens ist, will ich 
auch dies noch kurz anmerken: Ka­
tastrophenschutz muß auch weiter­
hin die Vorsorge für den Fall eines 
Schadenseintritts durch Kriegswaf-

"Bevölkerungs­
schutz In NIeder­

sachsen" heißt 
die BVS-Ausstel­
lung in der Wan­

delhalle des 
landtags. 

(Fotos: Sers 19, 
Senlt) 

fen umfassen. Die Notwendigkeit 
hierzu wird uns täglich durch er­
schütternde Fernsehbilder aus Re­
gionen gezeigt, die gestern noch zu 
unseren liebsten Urlaubszielen 
gehörten. 

Ich beklage mit Ihnen, daß die Neu­
konzeption des erweiterten Katastro­
phenschutzes und des Zivilschutzes 
trotz intensiver Bemühungen aus 
Niedersachsen noch nicht weiter 
fortgeschritten ist. Sorgen wir mit un­
seren Kräften dafür, daß das organi­
satorische Gerüst des erweiterten 
Katastrophenschutzes so erhalten 

bleibt, daß es einer Neukonzeption 
zugeführt werden kann." 

Zum Schluß dankte Schapper den 
Hilfsorganisationen für ihr außeror­
dentliches Engagement. Er sei beein­
druckt von dem, was die Helferinnen 
und Helfer auf die Beine gestellt hät­
ten. "Hier wurde nicht in erster Linie 
nach dem Geld des Staates gerufen, 
hier wurden Kräfte und Gestaltungs­
phantasien freigesetzt, die Sie auch 
für den Katastrophenschutz zu akti­
vieren pflegen." 

- güse -
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Flüchtlinge 

"Wer sich kümmert, wird 
auch verantwortlich" 

"Kölner helfen Flüchtlingen" -
eine Privatinitiative soll Schule machen 

Die Anspannungen der letzten 
Monate, die Strapazen ihrer Flucht 
aus der Heimat sowie der Reise 
nach Deutschland stehen vielen 
ins Gesicht geschrieben. Rotge­
weinte Gesichter, verängstigte, 
scheue Kinder, alte Menschen mit 
leeren Blicken - kaum jemand von 
den über 90 Flüchtlingen aus Bos­
nien-Herzegowina versteht, war­
um man an diesem Augusttag 1992 
nichts mehr hat außer den gerette­
ten Habseligkeiten und der Hoff­
nung au1 eine baldige Rückkehr in 
die vom Krieg zerstörte Heimat. 
Warum man nun an diesem Au­
gusttag 1992 in einem Land ist, in 
dem nur Dolmetscher die Mutter­
sprache verstehen. Zögernd stei-

Mit 200 000 Flüchtlingen hatte die 
Bundesrepublik Deutschland Ende 
Juli in Europa die weitaus größte An­
zahl von Menschen aus den Bürger­
kriegsgebieten im ehemaligen Jugo­
slawien aufgenommen. Gefolgt von 
Österreich und Ungarn mit je 50 000 
aufgenommenen Flüchtlingen und 
Schweden mit über 44 000 Men­
schen aus den Kriegsgebieten. Wei­
tere Aufnahmezahlen: Schweiz über 
17 000; Italien und Türkei je 7000; die 
Niederlande 6300; Norwegen über 
2000; Großbritannien, Luxemburg, 
Frankreich, Dänemark, Polen und die 
damalige Tschechoslowakei je über 
1000. 

Ende Juli und Anfang August wur­
den in zwei großen Sonderzugaktio­
nen mehrere tausend Flüchtlinge, die 
es bis Karlovac/Kroatien geschafft 
hatten, nach Deutschland gebracht. 
Das Deutsc(1e Rote Kreuz hatte die 
Betreuung der Flüchtlingszüge über­
nommen. Nach Auskunft der Ärzte 
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gen sie aus den Reisebussen, in 
denen sie die vorerst letzte Etappe 
ihrer Flucht hinter sich brachten, 
nachdem sie mit Sonderzügen 
nach Deutschland kamen. 

Dort, wo sie nun vorerst wohnen 
werden, stand noch vor Monats­
frist der Sommerweizen. Jetzt ste­
hen auf dem abgeernteten Acker 
50 Wohncontainer - ein provisori­
sches Dorf. Errichtet wurde es in 
Köln-Bocklemünd, durch das 
Technische Hilfswerk aus Köln und 
der Umgebung, im Auftrag der Pri­
vatinitiative "Kölner helfen Flücht­
lingen". Betreut werden die dort 
untergebrachten Menschen von 
Helfern des Malteser-Hilfsdienstes 
sowie des Caritasverbandes. 

waren die Flüchtlinge zwar erschöpft, 
aber nicht akut erkrankt. Die DRK­
Helfer hatten lediglich Kreislaufkol­
lapse, Sonnenbrände und Magenbe­
schwerden während der Fahrt von 
Karlovac nach Deutschland behan­
deln müssen. In Nürnberg, Karlsruhe, 
Unna (Westfalen), Ingelheim, Mün­
ster. Neumünster und Berlin verließen 
die Flüchtlinge nach über 20stündi­
ger Fahrt die Züge, um mit Bussen zu 
Sammelunterkünften in verschiede­
ne Bundesländer zu fahren, auf wei­
che sie nach Asylbewerberquoten 
verteilt wurden. 

Das Bundesinnenministerium rief 
gleichzeitig Privatpersonen, die 
Flüchtlinge aufnehmen wollen, dazu 
auf, sich direkt an die Innen- und So­
zialministerien der Länder zu wen­
den. Der Deutsche Caritasverband 
forderte die Bevölkerung auf, mit 
Hilfs- und Unterkunftsangeboten ein 
"Netz der Solidarität" zu knüpfen. 
Dies wäre auch eine "Aufforderung an 

Ende Juli dieses Jahres befan­
den sich rund 2,2 Millionen Men­
schen aus dem ehemaligen Jugo­
slawien auf der Flucht vor dem Bür­
gerkrieg in ihrer Heimat. Rund eine 
halbe Million davon hielt sich nach 
Angaben der Vereinten Nationen in 
anderen europäischen Ländern 
auf. Zirka 1,8 Millionen Flüchtlinge 
befanden sich noch auf dem Gebiet 
Ex-Jugoslawiens. Angesichts des 
größten Flüchtlingsstroms in Euro­
pa seit Ende des Zweiten Welt­
kriegs hoffte die UNO-Organisati­
on dabei au1 massive Hilfe durch 
die internationale Staatengemein­
schaft. 

die Innenminister der Länder und die 
Bundesregierung, mehr Kriegsflücht­
lingen die Einreise zu ermöglichen." 

Diesen Aufruf, ein .. Netz der Soli­
darität" zu knüpfen, griffen das Köl­
ner Verlagshaus M. Du Mon! Schau­
berg und der Westdeutsche Rund­
funk auf und riefen das Projekt .Köl­
ner helfen Flüchtlingen" ins Leben. 
WDR-Chef Fritz Pleitgen im Juli die­
ses Jahres: "Wir können nicht mehr 
länger einfach zusehen, wie die 
Flüchtlinge aus dem ehemaligen Ju­
goslawien ins Elend getrieben wer­
den. Auch wir Journalisten sind auf­
gerufen, nicht nur zu berichten, son­
dern selbst zu helfen, soweit das 
möglich ist ... Im Kölner Stadtteil 
Bocklemünd werden auf einem 
Gelände, das der Westdeutsche 
Rundfunk zur Verfügung stellt, Unter­
künfte auf Zeit geschaffen. Eine Zu­
flucht für Menschen in Not." 

Unterstützt wird das Projekt von 
der Stadt Köln, der Arbeiterwohlfahrt, 



Vor dem Nichts - mit schwerem Gerät rückt das THW In Köln-Bocklemünd an. 

MUhsam wird versucht, der Erdmassen He" zu werden. 

In rund 2500 ArbeItsstunden wird die gesamte Infrastruktur, hier: Kanaiarbeiten, des Contalnerdor­
fes erstellt. 

dem Caritasverband, dem Deut­
schen Roten Kreuz, dem Malteser­
Hilfsdienst, dem Technischen Hilfs­
werk sowie von Bürgern und Firmen 
durch Sach- und Geldspenden. Mit 
dieser Initiative soll gezeigt werden, 
daß die Bundesrepublik auch eine 
größere Anzahl von Flüchtlingen 
menschenwürdig unterbringen kann. 

Beispiel 
bürgerschaftlicher Hilfe 

Der Innenminister von Nordrhein­
Westfalen, Herbert Schnoor, begrüß­
te die gemeinsame Initiative: "WDR 
und der Verlag M. DuMont Schau berg 
sowie die verschiedenen Hilfsorgani­
sationen leisten gemeinsam einen 
wichtigen Beitrag bürgerschaftlicher 
Hilfe. Frei nach Antoine de Saint­
Exupery: ,Wer sich kümmert, wird 
auch verantwortlich.' Wir brauchen 
mehr solcher Vorstöße, damit die Not 
jener gelindert werden kann, die aus 
den zerstörten Städten ihrer Heimat 
flüchten müssen." 

Doch bevor Ende August die er­
sten Flüchtlinge im Kölner Container­
dorf begrüßt werden konnten, waren 
enorme Vorarbeiten erforderlich. Das 
Technische Hilfswerk, welches mit 
der Erstellung der Infrastruktur be­
auftragt wurde, sei hier besonders 
hervorgehoben. Denn am Anfang 
standen die THW-Helfer auf dem 
Acker in Köln-Bocklemünd vor dem 
Nichts. Kaum vorstellbar, daß hier in 
einigen Wochen Menschen leben 
sollten. 

Zunächst wurde mit umfangrei­
chen Erdarbeiten begonnen. Mit 
schwerem Gerät wie Radladern, Bag­
gern und Lastwagen wurde versucht, 
der Erdmassen Herr zu werden. 
Lehmboden wurde befestigt, Schot­
ter aufgefahren, Erdlöcher - soge­
nannte Punktfundamente - wurden 
gegraben; tiefe Gräben für die Ver­
sorgungsrohre angelegt. Später wur­
den die Erdlöcher mit Beton gefüllt, 
um im wahrsten Sinne des Wortes die 
Grundlagen für das Flüchtlingsdorf 
zu legen. 

Bis zu 30 hauptsächlich ehrenamt­
liche Helfer und Helferinnen des THW 
waren Tag für Tag vor Ort, teils wurde 
unter Flutlicht bis in die späten 
Abendstunden gearbeitet. Die ersten 
Umrisse des Dorfes zeichneten sich 
bereits Anfang August ab. Nachdem 
bis dahin über 1200 Kubikmeter Erde 
bewegt worden waren, schlängelten 
sich gelbe Dränagerohre durch den 
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Die Wohncontainer werden nach dem vom Kölner Amt tür Wohnungswesen erstellten Plan angeord­
net. 

aufgeschütteten Schotter, dort, wo 
später ein Innenhof und ein Kinder­
spielplatz entstehen sollten. Entlang 
der Punktfundamente zogen die 
THW-Helfer Trinkwasser- und Ab­
wasserleitungen sowie Stromkabel. 
Stählerne T-Träger wurden auf den 
Fundamenten verankert, auf welche 
dann die mobilen Wohneinheiten auf­
gesetzt wurden. Schon bei leichten 
Regenfällen verwandelte sich das 
Gelände regelmäßig in eine einzige 
Schlammwüste - was die Arbeiten 
immer wieder verzögerte und er­
schwerte. Die THW-Bilanz: In 2500 
Arbeitsstunden wurden 6000 Kubik­
meter Erde bewegt und die gesamte 

Infrastruktur einschließlich der Wohn­
einheiten erstellt. 

Das THW leistete 
über 2500 Arbeitsstunden 

Mitte August konnte sich dann das 
Ergebnis sehen lassen. Ein . Dorf" , in 
dem sich um zwei große Innenhöfe, 
von denen einer, wie bereits erwähnt, 
als Kinderspielplatz genutzt wird , 50 
mobile Wohneinheiten gruppieren. 
Wohnungen, Sanitäreinheiten, 
Waschräume und Büros, die unter-

einander durch überdachte Platten­
wege verbunden sind. 

Der Schlüssel der Wohnanlage 
ging am 17. August vom Technischen 
Hilfswerk an die Stadt Köln und dann 
in die Hand des Betriebsträgers, dem 
Malteser-Hilfswerk, über .• Das Dorf 
ist natürlich nicht für einen dauernden 
Aufenthalt geschaffen. Die Hoffnung 
aller ist, die hier untergebrachten 
Flüchtlinge bald in Kölner Familien 
vermitteln zu können, damit das Dorf 
für andere aufnahmefähig wird", so 
Michael Schneider vom Kölner Amt 
für Wohnungswesen an läßlich der 
Schlüsselübergabe. 

Die Betriebsträgerschaft des MHD 
beinhaltet die gesamte Verwaltung 
der Flüchtlingseinrichtung, die Orga­
nisation des Tagesablaufes sowie die 
Gewährleistung einer medizinischen 
Erstbetreuung. Zunächst war ein Ver­
antwortlicher vom Malteser-Hilfs­
dienst rund um die Uhr vor Ort, doch 
die nächtliche Präsens wurde einge­
stellt, nachdem sich die Flüchtlinge 
eingewöhnt hatten. 

Umfangreiche Betreuung 
durch die Malteser 

Der MHD-Verantwortliche im 
Flüchtlingsdorf dient als Ansprech­
partner in allen anfallenden Fragen. 
Er ist die Kontaktperson der MHD­
Dienststelle, für die Presse sowie für 
die Vertreter der Sozial-, Melde- und 
Ausländerbehörden und nicht zuletzt 

Ein kompte"e, Abwassersy,tem muß aulgebaut Die einze lnen Wohneinheilen werden an die Fachgerecht werden die letzten Sicherungen 
werden. Wasserversorgung angeschlossen . eingebaut - die Stromversorgung steht. 
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Zur Befestigung des Geländes wird Schotter aufgebracht. 

für die Polizei. Er sorgt für den Nach­
schub von diversem Verbrauchsma­
terial; betreut die Sachspenden; führt 
die Kleiderausgabe durch. Zudem 
organisiert er zusammen mit den 
Flüchtlingen die Reinigung der Ge­
meinschaftsunterkünfte und Sanitär­
anlagen und nimmt allgemeine Haus­
meistertätigkeiten wahr. Dabei wird 
der gesamte Dienst nachmittags, 
nachts und am Wochenende ehren­
amtlich geleistet. 

Der MHD sorgt ebenfalls für die 
Aufrechterhaltung eines ärztlichen 
Dienstes. Verschiedene Ärzte und ein 
Krankenhaus konnten für eine Mitar­
beit gewonnen werden. So kommt 
montags bis freitags jeweils für zwei 

SChlüsselüberga· 
be In Köln·Bock· 
lemünd (vordere 
Reihe von links): 
Patrick Wilk vom 
Malleser·Hllls· 
dienst, Helmut 
Keliner (lechni· 
sches Hilfswerk) 
und Michael 
Schleicher, Köl · 
ner Amt tür Woh· 
nungswesen', 
Ireuen sich über 
die Fertigstellung 
des Containerdar· 
les. 
(Fotos: Hilberath) 

Stunden ein Ärzt in das Dorf und un­
tersucht Menschen, die Beschwer­
den haben. Er stellt die Diagnose und 
führt unter Umständen eine Erstun­
tersuchung durch. Bei Bedarf werden 
die Patienten an Arztpraxen oder an 
das Krankenhaus vermittelt. Auch an 
eine psychologische Betreuung wur­
de von den Verantwortlichen ge­
dacht. Da die Flüchtlinge weder 
Deutsch noch Englisch sprechen, 
sind für jegliche Art von Kommunika­
tion Dolmetscher nötig. Diese konn­
ten ebenfalls zum Teil auf ehrenamt­
licher Basis gefunden werden. 

Die Anteilnahme der Bevölkerung 
an der Aktion .. Kölner helfen Flücht­
lingen" ist groß. Sie spiegelt sich nicht 

nur in regelmäßigen Geld- und Sach­
spenden wider, sondern auch in viel­
fältigem persönlichen Engagement. 
So beispielsweise bauten die bosni­
schen Flüchtlinge mit .. Unterstüt­
zern" aus Köln zwei steinerne Back­
öfen, in denen sie selbst ihr gewohn­
tes Brot herstellen können. Viele 
Gruppen und Vereine veranstalten 
Feste und Zusammenkünfte, um die 
Flüchtlinge von ihren Sorgen abzu­
lenken. 

Läuft im Containerdorf auch alles 
nach den Vorstellungen der Verant­
wortlichen, so gestaltet sich die Un­
terbringung der Flüchtlinge in Gast­
familien doch oft schwieriger als er­
wartet. Nicht selten schränken auf­
nahmebereite Bürger den in Frage 
kommenden Personenkreis ein. Be­
vorzugt werden Kinder, Mütter mit 
Kindern oder alleinreisende Frauen. 
Auch in Köln-Bocklemünd sollten 
hauptsächlich Frauen, Kinder und 
Säuglinge untergebracht werden. 
Doch gekommen sind meist Großfa­
milien, wobei unter .. Familie" auch 
entfernte Verwandte oder Nachbars­
kinder verstanden werden. Nicht zu­
letzt wollen viele Flüchtlinge lieber in 
größeren Gruppen zusammenblei­
ben, schließlich haben sie fast alles 
verloren - der Zusammenhalt mit ver­
trauten Menschen gehört zu den we­
nigen, das ihnen blieb. 

-smf-
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Appell an die Staatengemeinschaft zur Hilfe für die Flüchtlinge 

Der Bundesminister des Innern, Rudolf 
Seiters, hielt auf der UNHCR-Flüchtlings­
konferenz am 29, Juli 1992 in 
Genf/Schweiz folgende Rede: 

Im Namen Deutschlands danke ich dem 
Hochkommissar der Vereinten Nationen für 
Flüchthnge, Frau Sadako Ogata, für die 
Einladung zu dieser wichtigen Konferenz, 

Wir stehen vor einer seit dem Zweiten 
Weltkrieg in Europa nicht mehr gekannten 
Notlage. Unsere gemeinsame Aufgabe ist, 
den Opfern des Konfliktes im ehemaligen 
Jugoslawien wirksam zu helfen. Das Elend 
von vielen hunderttausend Menschen darf 
niemanden gleichgültig lassen. 

Ursache der gegenwärtigen Flücht­
hngswelle ist keine Naturkatastrophe. Sie 
ist die Folge einer gezielt und systematisch 
ins Werk gesetzten Politik der Eroberung 
und Vertreibung, eines Terrors gegen die 
Zivilbevölkerung, der auch vor dem blan­
ken Mord nicht zurückschreckt. 

Diese Politik ist das Werk serbischer Ex­
tremisten, die von Belgrad ermutigt, be­
waffnet und ausgerüstet worden sind und 
die auch weiterhin auf die Unterstützung 
der Verantwortlichen In Belgrad zählen 
können. 

Deutschland fordert die serbische 
Führung und die von ihr unterstützten Ex­
tremisten eindringlich auf, das Blutver­
gießen sofort zu beenden und die europäi­
sche Waffenstillstandsvereinbarung einzu­
halten. Nur dann kann der die Stabilität und 
die Glaubwürdigkeit Europas bedrohende 
Konflikt und das Massenelend der Bevöl­
kerung des ehemaligen Jugoslawiens be­
endet werden. Natürlich müssen auch die 
anderen Parteien des Konflikts den Waf­
fenstillstand befolgen. Racheakte darf es 
nicht geben. 

Wir sind nicht nur an den Bemühungen 
um die Beendigung des Krieges maßgeb­
lich beteiligt, sondern sehen die LOsung der 
humanitaren Folgewirkungen als unsere ei­
gene Aufgabe an. In den Hilfsbemühungen 
stehen wir an vorderster Stelle. Deutsche 
wissen wie kaum ein Volk in der Welt, was 
es heißt, die Heimat zu verlieren und auf der 
Flucht zu sein. 

Gemeinsam mit dem Hohen Flücht­
lingskommissar der Vereinten Nationen 
sind Wir der Ansicht, daß die Hilfe vor Ort 
abSOluten Vorrang haben muß. Oie Men­
schen müssen in die Lage versetzt werden, 
wenn irgendwie möglich, in oder nahe der 
Heimat zu bleiben. Deshalb leisten wir ak­
tive Hilfe für Flüchtlinge In Bosnien-Herze­
gowina, in Kroatien, in Slowenien und in 
Ungarn. Bisher galt unsere Sorge der Ver­
sorgung der Opfer mit dem Lebensnot­
wendigen - vor allem Nahrungsmittel, Me­
dikamente, medizinische Geräte, Kranken­
fahrzeuge, Kleidung und Ausrüstungsge­
genstände für Flüchtlingsunterkünfte. 

Angesichts der durch die serbische 
Großoffensive in Bosnien-Herzegowina 
ausgelösten neuen Flüchtlingswelle und 
der Tatsache, daß das hauptsächlich be-
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troffene Kroatien an die Grenzen seiner 
Aufnahmemöglichkeiten gestoßen ist, be­
absichtigen wir, uns in angemessenem 
Umfang bei der Unterbringung der Flücht­
linge zu ens::JaQieren. 

Deutschland hat 50 Mill. DM bereit­
gestellt, um winterfeste Unterkünfte für 
20 000 Flüchtlinge, einschließlich der nöti­
gen Infrastruktur, in Kroatien zu bauen. 
Diese Aktion soll so schnell wie möglich 
durchgeführt werden. 

Seit Beginn der Konflikte hat meine Re­
gierung - die Leistungen der Regierungen 
der einzelnen Bundesländer nicht einge­
rechnet - einschließlich unseres Anteils an 
den aktuellen EG-Maßnahmen Hilfe im 
Wert von 194,4 Mill. DM zur Verfügung ge­
steilt. 

Wir beteiligen uns auch an der interna­
tionalen Luftbrücke nach Sarajevo mit zwei 
Transportmaschinen der Bundeswehr. Ins­
gesamt wurden bis zum 25. Juli 47 Flüge 
mit einer Gesarnttonnage von 420 t durch­
geführt. 

Besonders hervorheben mOchte ich die 
Solidarität der deutschen Bevölkerung. Sie 
unterstützt in einer beispiellosen Welle der 
Menschlichke~ die Flüchtlinge, sei es 
durch Sammlung und Verteilung von Hilfs­
gütern vor Ort oder sei es durch die Zur­
verfügungstellung von Unterkünften. 

Zur Koordination und Abstimmung un­
serer Hilfe unterhält Deutschland in Zagreb 
als einziger Geberstaat ein eigenes Verbin­
dungsbOro. Damit ist es auch mOglich, die 
Hilfe gezielter an die BedOrft'gsten zu ver­
teilen und sogar Zivilpersonen in Kampf­
gebieten durch ein Selbstabholersystem zu 
erreichen. Vorsteher von Gemeinden, Pfar­
rer, muslImische Würdenträger und Ärzte 
holen sich wichtige Hilfsgüter direkt aus 
dem Lager des Verbindungsbüros in Zag­
reb ab und transportieren sie durch die 
Kampflinien. 

Deutschland ist bemüht, hilfSbedürfti­
gen Flüchtlingen aus dem ehemaligen Ju­
gOSlawien im Rahmen seiner Möglichkei­
ten den Aufenthalt durch Gewährung eines 
vorübergehenden Schutzes zu ermögli­
chen. 

So hat die Bundesregierung in Abstim­
mung mit den Innenministern der Länder 
am 22. Mai 1992 entschieden, Verwunde­
ten und kranken Personen aus Bosnien­
Herzegowina die Einreise zu gestatten, so­
weit deren medizinische Versorgung in 
ihrem Heimatland oder Erstaufnahmeland 
nicht gewährleistet ist. 

Gleiches gilt für Flüchtlinge, deren Un­
terbringung und Versorgung durch in 
Deutschland lebende Verwandte und Be­
kannte oder durch Wohlfahrtsverbände si­
chergestellt ist. Entsprechend großzügig 
wird die Sichtvermerkserteilung gehand­
habt. Seit Mai dieses Jahres sind rund 
30 000 Sichtvermerke erteilt worden. 

Seit Anfang 1992 bis zum heutigen Tag 
wurden rund 80 000 Asylbewerber aus 
dem ehemaligen Jugoslawien in Deutsch-

land aufgenommen. Nicht eingerechnet ist 
die große Zahl von Flüchtlingen aus diesem 
Gebiet, die insbesondere in die süddeut­
schen Länder eingereist sind und kein Asyl 
beantragt haben. Schätzungen gehen in 
die Zehntausende. 

Die Gesamtzahl der von Deutschland 
aufgenommenen Zufluchtsuchenden aus 
dem ehemaligen Jugoslawien beträgt nach 
vorsichtigen Schätzungen fast 200 000 
Personen. 

Trotz dieser enormen Belastung haben 
wir als eine einmalige humanitäre Aktion 
entschieden, zusätzlich bis zu 5000 Frau­
en, Kinder und alte Menschen aufzU[leh­
men, die in diesen Tagen aus Bosnien-Her­
zegowina nach Kroatien geflohen sind. Die 
dafür notwendige umfangreiche Evaku­
ierungsaktion mit Hilfe von sechs Zügen 
der Bundesbahn konnte am vergangenen 
Wochenende abgeschlossen werden. 

Diese Aufnahmeaktion und die Hilfe von 
50 Mill. DM für die Flüchtlingsunterbrin­
gung in Kroatien sind ein deutliches Zei­
chen, das wir Deutschen setzen wollen. Sie 
erfolgen in Erwartung dringend gebotener 
europäischer und internationaler Solida­
rität. 

Wir sehen es als Gebot europäischer 
Glaubwürdigkeit an, neben den umfassen­
den Bemühungen um eine Beendigung des 
Krieges und der Verstärkung der huma­
nitären Hilfe vor Ort jetzt zusätzliche An­
strengungen zur Linderung des Flücht­
lingselends durch eine gemeinsame Auf­
nahmeaktion zugunsten der aus Bosnien­
Herzegowina fliehenden Menschen zu un­
ternehmen. 

Wir appellieren deshalb an die interna­
tionale Staatengemeinschaft, insbesonde­
re an die europäischen Staaten, die hierfür 
notwendigen Schritte zu tun und dabei ins­
besondere Flüchthnge aus den Bürger­
kriegsgebieten im Rahmen einer interna­
tionalen LastenteIlung für eine begrenzte 
Zeit aufzunehmen. 

Die internationale Staatengemein-
schaft, insbesondere die europäischen 
Länder, dürfen sich ihrer Verantwortung 
gegenüber den Opfern und gegenüber den 
NaChbarstaaten, die von der Flüchtlings­
welle überrollt zu werden drohen, nicht ent­
ziehen. 

Unsere Glaubwürdigkeit wird in aller 
Welt auch daran gemessen werden, wei­
che konkreten Maßnahmen wir zur Unde­
rung des Flüchtlingselends untemehmen. 
Hilfen vor Ort reichen nicht mehr aus, um 
unserer Verantwortung gegenüber dem 
Geschehen im ehemaligen Jugoslawien 
gerecht zu werden. 

(Bulletin 4. August 1992) 



Hausschutzraum: 
Technisch 

neu konzipiert 
Weiterhin Förderung durch Zuschüsse 

"Die Bereitstellung von Schutzräu­
men bleibt eine weitere Aufgabe des 
Bevölkerungsschutzes. Schutzräu­
me können in einer Vielzahl von Ge­
fahren lagen von großem Nutzen sein, 
weil sie die Überlebenschancen der 
Bevölkerung beträchtlich vergrößern. 
Schutzräume können nicht ersetzt 
werden durch noch so aufwendige 
Rettungsmaßnahmen, die ihre Wir­
kung erst entfalten, wenn der Schutz 
versagt hat", führte der Bundesmini­
ster des Innern im April 1992 in einer 
Broschüre über die Geschichte, Or­
ganisation und Aufgaben seines Mi­
nisteriums u. a. zum Bereich "Bevöl­
kerungsschutz" aus. 

Zum gleichen Thema heißt es in ei­
ner Darlegung des Bundesbaumini­
steriums vom 25. Mai 1992 u. a.: 

"Aus den bisherigen Äußerungen, 
Erklärungen und vorliegenden 
Grundsatzpapieren, die von Bedeu­
tung für die zivile Verteidigung sind, 
geht eindeutig hervor, daß das Risiko 
von Katastrophen unterschiedlich­
ster Art heute und auch in Zukunft 
nicht ausgeschlossen werden kann. 

Zwar treten scheinbar zur Zeit die 
strategischen und sicherheitspoli­
tisch relevanten Risiken hinsichtlich 
kriegerischer Auseinandersetzungen 
etwas in den Hintergrund, jedoch 
muß dabei beachtet werden, daß die 
heutigen außenpolitisch-militäri­
schen Perspektiven Bestandteil un­
seres heutigen welt politischen Hori­
zonts sind, der sich aber von Tag zu 
Tag ändern kann. Keine Planung und 
keine wissenschaftliche Voraussage 
kann diese Veränderungen vorweg­
nehmen. 

Ziel einer effektiven Konzeption für 
den Zivilschutz muß es daher sein, 
eine weitgehende Unabhängigkeit 
der Zivilschutzmaßnahmen von den 
jeweiligen aktuellen Bedrohungsana­
lysen zu erreichen. 

Es kann festgestellt werden, daß 
der Grundsatz ,Schutz geht vor Ret­
tung' nach wie vor Gültigkeit hat. In 
diesem Zusammenhang muß beach-

tet werden, daß der Schutzraumbau 
als zentrale Aufgabe des Zivil­
schutzes für die Glaubwürdigkeit und 
Akzeptanz aller übrigen Maßnahmen 
der zivilen Verteidigung von grund­
sätzlicher Bedeutung ist und bleibt." 

Folgerichtig legt der Bundesbau­
minister daher eine Neukonzeption 
des baulichen Zivilschutzes vor. Ein­
fach-Schutzräume unter Beibehal­
tung der wesentlichen Anforderun­
gen des "Grundschutzes" - Schutz­
wert des bisherigen Schutzbaupro­
gramms - sollen die Bevölkerung ge-

Richt linien für die Gewährung von 
Zuschüssen des Bundes bei der 
Errichtung von Hausschutzräumen 
für Wohnungen 

Vom 6. Mai 1969 in der Fassung 
vom 19. Januar 1972. 

§ 1 Gegenstand der Förderung 
(1) Bauherren, die Schutzräume für 

Wohnungen oder für Wohnheime 
schaffen, können hierfür im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haus­
haltsmittel einen pauschalen Zu­
schuß erhalten. 

(2) Auf die Gewährung eines Zu­
schusses besteht kein Rechtsan­
spruch. 

§ 2 Beschaffenheit und Lage der 
Schutzräume 

(1) Schutzräume, für deren Errich­
tung Zuschüsse gewährt werden, 
müssen gegen herabfallende Trüm­
mer, gegen radioaktive Niederschlä­
ge, gegen Brandeinwirkungen sowie 
gegen biologische und chemische 
Kampfmittel Schutz gewähren und 
für einen längeren Aufenthalt geeig­
net sein (Grundschutz). Diese Vor­
aussetzungen sind erfüllt, wenn der 
Schutzraum den Anforderungen 
genügt, die in den "Bautechnischen 
Grundsätzen für Hausschutzräume 
des Grundschutzes" des Bundesmi­
nisteriums für Raumordnung, Bauwe-

gen Katastrophen der unterschied­
lichsten Art schützen. Die baulichen 
Zivilschutzmaßnahmen sollen des­
halb weitgehend unabhängig von der 
jeweils aktuellen Bedrohungsmaß­
nahme sein. 

Kostensparende Vereinfachungen 
wurden durch die Auswertung um­
fangreicher Forschungsarbeiten 
möglich. So konnten spezifische 
Fläche, spezifisches Raumvolumen 
und die erforderlichen Luftvolumen­
ströme gesenkt werden. Dadurch 
wird gleichzeitig die "Friedensnut­
zung" der Schutzbauten wesentlich 
verbessert. 

Genauso folgerichtig ist daher 
auch die Entscheidung, die Förde­
rung der freiwilligen Errichtung von 
Hausschutzräumen für Wohnungen 
im gleichen Umfang wie bisher fort­
zuführen. Die Richtlinien für die Ge­
währung von Zuschüssen des Bun­
des bei der Errichtung von Haus­
schutzräumen von Wohnungen in der 
Fassung von 19. Januar 1972 gelten 
also nach wie vor. Haushaltsmittel im 
erforderlichen Umfang werden durch 
das BMI bereitgestellt. 

sen und Städtebau in der jeweils gel­
tenden Fassung niedergelegt sind. 

(2) Die Schutzräume können sich 
innerhalb oder außerhalb des Wohn­
gebäudes befinden, außerhalb je­
doch nur dann, wenn sie in unmittel­
barer Nähe des Wohngebäudes lie­
gen und schnell erreichbar sind. 

§ 3 Höhe des Zuschusses 
(1) Die Höhe des Zuschusses rich­

tet sich nach der Zahl der Schutz­
plätze, die geschaffen und als zu­
schußfähig anerkannt werden. 

(2) Der pauschale Zuschuß ergibt 
sich aus nachfolgender Tabelle. 

Zuschüsse für Hausschutzräume 

Zahl der 
Schutzplätze 

10 
15 
25 
50 

Zuschuß 
(insgesamt) 

6650 
9150 

12625 
16800 

§ 4 Zahl der Schutzplätze 
(1) Die Zahl der in einem Schutz­

raum unterzubringenden Schutzplät­
ze wird nach den Anforderungen er­
mittelt, die die "Bautechnischen 
Grundsätze für Hausschutzräume 
des Grundschutzes" an Grundfläche, 
Luftraum und Frischluftzufuhr für ei­
nen Schutzplatz stellen. Der Schutz-
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raum muß mindestens zehn Schutz­
plätze umfassen. 

(2) Von den nach Absatz 1 ermit-
telten Schutzplätzen sind zu-
schußfähig: 

a) je Aufenthaltsraum ein Schutz­
platz, wobei Küchen unter 12 ni 
Grundfläche, Nebenräume, Zu­
behörräume und Wirtschaftsräume 
(das sind insbesondere Flure, Dielen, 
Speisekammern, Bade-, Wasch­
oder Duschräume, Toiletten, Besen­
kammern und sonstige Abstellräume) 
nicht als Aufenthaltsräume gerechnet 
werden; in jedem Schutzraum jedoch 
mindestens zehn Schutzplätze; 

b) in Wohnheimen so viele Schutz­
plätze, wie dies der Zahl der Perso­
nen entspricht, die in einem Gebäu­
de der betreffenden Art üblicherwei­
se wohnen. 

§ 5 Gemeinsame Schutzräume 
(1) Abweichend von § 4 Absatz 2 

ist eine höhere Zahl von Schutzplät­
zen zuschußfähig, wenn für mehrere 
Gebäude ein gemeinsamer Schutz­
raum geschaffen wird. 

(2) Voraussetzung hierfür ist, daß 
ein entsprechender Bedarf an 
Schutzplätzen für die Bewohner wei­
terer Gebäude besteht und nachge­
wiesen wird. Grundstückseigentümer 
oder andere dinglich Berechtigte, auf 
deren Grundstück ein gemeinsamer 
Schutzraum errichtet wird, haben der 
zuständigen Behörde eine Erklärung 
abzugeben, daß sie die Mitbenutzung 
des Schutzraumes durch andere Per­
sonen dulden. 

(3) Die Erklärung bedarf der Schrift­
form; sie muß öffentlich beglaubigt 
oder von der zuständigen Behörde 
abgegeben oder von ihr anerkannt 
werden. 

§ 6 Antragserfordernis 
Der Zuschuß wird auf Antrag ge­

währt. Der Antrag soll spätestens 
gleichzeitig mit dem Baugesuch bei 
der von der Landesregierung be­
stimmten Behörde gestellt werden. 

§ 7 Entscheidung über den Antrag, 
Auszahlung 

(1) Über den Antrag entscheidet 
die von der Landesregierung be­
stimmte Behörde. Die positive Ent­
scheidung enthält den ausdrückli­
chen Vorbehalt der plan- und sach­
gerechten Erstellung des Schutzrau­
mes; sie erlischt, wenn die Bauge­
nehmigung unwirksam wird. 

(2) Der bewilligte Zuschuß wird je­
weils zur Hälfte nach Rohbauabnah­
me und nach Gebrauchsabnahme 
des Schutzraumes ausgezahlt; führt 
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ein Architekt verantwortlich die Bau­
aufsicht oder wird das Bauvorhaben 
von einem öffentlichen oder ge­
meinnützigen Wohnungsunterneh­
men durchgeführt oder betreut, so 
genügt zur Auszahlung der ersten 
Hälfte die schriftliche Bestätigung 
des Architekten oder des Wohnungs­
unternehmens, daß die Kellerdecke 
fertiggestellt sowie der Rohbau des 
Schutzraumes plan- und sachgerecht 
ausgeführt ist. Die Auszahlung unter­
bleibt, solange der Schutzraum nicht 
plan- und sachgerecht ausgeführt 
oder - bei Gebrauchsabnahme -
noch nicht fertiggestellt ist. 

§ 8 Vorbescheid 
(1) Der Antragsteller kann einen 

Vorbescheid darüber verlangen, ob 
Mittel zur Förderung eines geplanten 
Schutzraumes zur Verfügung gestellt 
werden. 

(2) Der Vorbescheid ergeht unter 
dem Vorbehalt, daß diese Richtlinien 
eingehalten werden. Er erlischt, wenn 
nicht binnen sechs Monaten das Bau­
gesuch eingereicht und der Antrag 
gemäß § 6 gestellt wird. 

§ 9 Inkrafttreten 
(1) Gefördert werden Schutzräu­

me, die am 30. Juni 1969 noch nicht 
im wesentlichen fertiggestellt waren. 

(2) Der Zuschußbetrag laut Tabelle 
in der jeweils bei Baubeginn gelten­
den Fassung wird für Schutzräume 
gewährt, mit deren Bau nach dem 30. 
Juni 1969 begonnen worden ist. 

Zur einfacheren Anwendung nach­
stehend einige Hinweise: 

Zu § 1 
Es werden nur Schutzräume ge­

fördert, die in oder für Wohngebäude 
errichtet werden; für Schutzräume, 
die nicht für Wohnungen bestimmt 
sind, werden keine Zuschüsse ge­
währt. Der geförderte Schutzraum 
kann auch in einem Nichtwohnge­
bäude errichtet werden, er muß nur 
für Wohngebäude bestimmt sein. 
Zu§2 

Zu fördernde Schutzräume müs­
sen bestimmten technischen Min­
destanforderungen entsprechen; 
dies sind z. Z. die Bautechnischen 
Grundsätze für Hausschutzräume 
des Grundschutzes, Fassung Mai 
1991 , herausgegeben vom Bundes­
minister für Raumordnung, Bauwe­
sen und Städtebau (siehe weiter un­
ten). Da frühere Vorschriften - die bis 
dahin geltenden Bautechnischen 
Grundsätze für Hausschutzbau des 

Grundschutzes, Fassung Februar 
1972, mit Ergänzungsblatt Juni 1976 
- weitergehende Forderungen erhiel­
ten, erfüllen auch Schutzräume, die 
nach dieser Vorschrift errichtet wer­
den, sämtliche Mindestanforderun­
gen. 

Die Bautechnischen Grundsätze 
vom Mai 1991 sprechen nur von In­
nenschutzräumen. Im Absatz 2 wird 
auch von Außenschutzräumen ge­
sprochen. Dieser scheinbare Wider­
spruch ist nur mit den entstehenden 
Kosten zu erklären; die wesentlich 
teureren Außenschutzräume können 
entweder unter sinngemäßer Anwen­
dung der neuen Vorschriften oder 
entsprechend der Vorschrift vom Fe­
bruar 1972 errichtet und auch bezu­
schußt werden. 
Zu § 3 und § 4 

Im Gegensatz zu früher werden nur 
noch Schutzräume mit 10, 15, 25 und 
50 Schutzplätzen bezuschußt. Der 
kleinste Schutzraum muß also min­
destens 10 Schutzplätze aufweisen, 
unabhängig von der Zahl der vorhan­
denen Wohnräume. 
Zu §5 

Bei einem Schutzraum mit 25 Plät­
zen ist die Relation zwischen aufzu­
wendenden Kosten und gewährtem 
Zuschuß am günstigsten; in vielen 
Fällen dürfte ein derartiger Schutz­
raum ohne eigene finanzielle Auf­
wendungen zu errichten sein. Des­
halb besteht die Möglichkeit, einen 
Schutzraum für mehrere Gebäude zu 
errichten. Dabei können Wohnge­
bäude ohne eigenen Schutzraum im 
Umkreis von etwa 300 Metern um 
den zu errichtenden Schutzraum als 
Belegungsnachweis mit herangezo­
gen werden. 
Zu §8 

Da auf den Zuschuß kein Rechts­
anspruch besteht, ist es zweck­
mäßig, vor Planungsbeginn durch ei­
nen Vorbescheid das Vorhandensein 
von Zuschußmitteln und die Zu­
schußfähigkeit des geplanten 
Schutzraumes festzustellen. Der Vor­
bescheid ist dann für 6 Monate 
rechtsverbindlich. 
Zu§9 

Die Zuschußrichtlinien gelten für 
alle Schutzräume in oder für Woh­
nungen, die jetzt geplant werden. 

Oipl.-Ing. Fritz Neckermann 

Oie Bautechnischen Grundsätze 
für Hausschutzräume werden in 
der kommenden Ausgabe vorge­
stellt und erläutert. 



Erfolgreiche Stabsarbeit der Kataslrophenschutzleitung der KreisvelWaltung Bernkastel-Wittllch 
anläBlich der Felssprengung In Kröv 

"Die Sprengung ist 
planmäßig verlaufen!" 

Gute Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen, 
Behörden und Experten - 30 000 Kubikmeter Schiefergestein 

rutschten kontrolliert ab 

.. Der absturzgefährdete Felsen 
zwischen den Moselgemeinden Kröv 
und Kinheim ist am 23. Mai 1992 ge­
sprengt worden. Die Bevölkerung 
und Hunderte auswärtiger Schaulu­
stiger sahen zu, wie etwa 30000 Ku­
bikmeter Gestein in das Moseltal 
stürz1en. Der Schweizer Sprengex­
perte sprach von einer ,Bilderbuch­
Sprengung' . Damit können die rund 
170 evakuierten Bewohner wieder in 
ihre Wohnungen zurückkehren ..... 

Die dpa-Meldung schloß ein Ereig­
nis ab, das die Medien fast 14 Tage 
lang beschäftigte und das, so Eber­
hard Scheinert, Dezernent der Kreis­
verwaltung Bernkastel-Wittlich und 
Leiter des Katastrophenschutzsta­
bes, .. von der Presse zu hoch bewer­
tet wurde" : "Scheinbar sind wir mit 
dem Geschehen in Kröv in ein Nach­
richtenloch gefallen. An einigen Ta­
gen waren bis zu vierzig Rundfunk­
und Fernsehteams vor Ort, um über 
das aus ihrer Sicht spektakuläre Ge­
schehen zu berichten." 

Für die Verantwortlichen in der 
Kreisverwaltung stellte sich die Lage 
nicht so dramatisch dar ... Sie war sta­
tisch und somit relativ einfach zu be­
urteilen", sagt Scheinert, bei dem das 
.. Bevölkerungsschutz-Magazin" zu 
Gast ist, um sich über den Ablauf der 
Stabsarbeit der für die Bewältigung 
der Aufgabe installierten Katastro­
phenschutzleitung sowie über einzel­
ne Einsatzmaßnahmen zu informie­
ren. 

Gefahren erkannt 

Der absturzgefährdete Felsen ge­
genüber dem Winzerdorf Kröv be-

schäftigte die Verbandsgemeinde 
schon seit Anfang Februar. Kurz 
nachdem die Hangbewegung festge­
stellt wurde, brachte das Geologi­
sche Landesamt an dem Felsspalt ein 
Meßgerät an, um die Bewegung ste­
tig zu kontrollieren. 

Die Meßergebnisse führten zu dem 
Entschluß, Gegenmaßnahmen zu er­
greifen. Die Experten überlegten, ob 
der Fels mechanisch abgetragen 
werden muß oder durch Betonsprit­
zen stabilisiert werden kann. 

Unmittelbar nach dem Erdbeben 
Mitte April im Rheingebiet überprüf­
ten die Geologen erneut das Meß­
gerät. Es zeigte sich keine besorgnis­
erregende Veränderung. Doch weni­
ge Tage später wurde Alarm gege­
ben. Die Felsbewegung hatte sich 

plötzlich erheblich beschleunigt und 
ließ befürchten, daß der Felsen abzu­
stürzen drohte. 

Dies war der Zeitpunkt, zu dem die 
Verbandsgemeinde Kröv die Kreis­
verwaltung Wittlich bat, die Leitung 
der nun in Zusammenarbeit mit den 
Experten durchzuführenden Maß­
nahmen zu übernehmen. Die Gefah­
ren waren klar erkannt: Kommt es zu 
einem unkontrollierten Absturz des 
Felsen, können bis zu 60000 Kubik­
meter Schiefergestein in die Mosel 
fallen und eine Flutwelle auslösen. 
Die Wassermassen würden dann zu 
einer Gefahr für die Wohnbebauung 
auf der gegenüberliegenden Mosel­
seite werden. Gefährdet wären zu­
dem die Moselschiffahrt und eine 
Bundesstraße im Tal. 

Die Schweizer Sprengexperten bereilen den Felshang bel Kröv für die Sprengung vor. 
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Grenzwert festgelegt 

Als erste Maßnahme wurde das 
veraltete Meßgerät durch ein verbes­
sertes, leistungsfähigeres Meßsy­
stem ersetzt, das viertelstündlich die 
Bewegung des Felsens aufzeichnet. 
Die Geologen legten einen Grenzwert 
fest, der Indikator für einen unmittel­
baren Felsabsturz sein sollte. Der 
Wert lag bei 0,1 mm pro 24 Stunden. 
Wird dieser kritische Punkt erreicht, 
war geplant, die Mosel und die Bun­
desstraße zu sperren sowie die durch 
die zu erwartende Flutwelle gefähr­
dete Bevölkerung zu evakuieren. 

Nachdem das mögliche Szenario 
mit Hilfe der Experten festgelegt wor­
den war und die einzelnen Gegen­
maßnahmen erarbeitet wurden, 
wandte sich die Kreisverwaltung an 
die betroffene Bevölkerung. Kurzfri­
stig wurde die in der festgelegten 
Evakuierungszone wohnende Bevöl­
kerung zu einem Gespräch eingela­
den. "Wir informierten die Betroffe­
nen offen über die derzeitige Situa­
tion und wie wir zu reagieren beab­
sichtigten und aus welchen Gründen. 
Das ist von den Bürgern akzeptiert 
worden. Sie sahen die Notwendigkeit 
der Maßnahmen ein und hatten nicht 
den Eindruck, daß hier jemand in Pa­
nik verfällt", sagt Eberhard Scheinert. 

Parallel dazu liefen Gespräche mit 
der Polizei , der Feuerwehr und der 
Wasserschiffahrtsverwaltung, in de­
nen die einzelnen Vorgehensweisen 
abgestimmt wurden. 

Absturz droht 

Am Montag, dem 18. Mai, gegen 
17.30 Uhr, wurde von den Geologen 
Alarm ausgelöst. Der kritische Grenz­
wert war erreicht, ein unkontrollierter 
Absturz des Felsens konnte nicht 
mehr ausgeschlossen werden. Für 
diesen Fall war intern festgelegt wor­
den, einen der Situation angemesse­
nen Katastrophenschutzstab zu bil­
den. In dem nun im Kreishaus instal­
lierten Stab waren die Feuerwehr und 
Polizei , der Versorgungsdienst (MHD) 
sowie Mitarbeiter der Kreisverwal­
tung, die mit Aufgaben der zivilen Ver­
teidigung und des Katastrophen­
schutzes betraut sind, vertreten. 
Festgelegt war auch, daß im Falle ei­
nes Alarms sofort eine Technische 
Einsatzleitung im Feuerwehrgeräte­
haus in Kröv eingerichtet wird. 

All die vorab festgelegten Maß­
nahmen liefen nun an: Die Mosel so-
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wie die Bundesstraße wurden ge­
sperrt, die Bevölkerung über einen 
Lautsprecherwagen aufgefordert, die 
Gefahrenzone zu räumen. Zusätzlich 
gingen Feuerwehrmänner noch von 
Haus zu Haus und baten die Bewoh­
ner, die Wohnungen zu verlassen. In­
nerhalb kurzer Zeit war das Gebiet 
geräumt. Für den Katastrophen­
schutzstab stellte sich kein Unter­
bringungsproblem. Die frühzeitige In­
formation der rund 170 Betroffenen 
bewährte sich jetzt. Die meisten Bür­
ger hatten privat Vorsorge getroffen 
und fanden Unterschlupf bei Ver­
wandten oder Bekannten. Die vor-

Um zwei Meier 
isl der Wasser­
stand der Mosel 
bel Kröv abge­
senkt. 

Für Sprengmel­
sler GUnler 
Schwarz sind 
Felssprengungen 
längsl Roullne. 

sorglich ins Auge gefaßte Notunter­
kunft, eine Schule, wurde nicht 
benötigt. Sechs Personen brachte 
die Gemeinde in Hotels unter. 

Es wird gesprengt 

Gegen Mitternacht traf sich der 
Kernstab unter der Leitung von Eber­
hard Scheinert vor Ort mit Prof. Dr. 
Edmund Krauter, Geologiedirektor 
des Geologischen Landesamtes 
Rheinland-Pfalz, Mainz, und Dr. 
Bernhard Roß bach, Bundesanstalt 



für Wasserbau, Karlsruhe, die als 
Fachberater des Katastrophen­
schutzstabes fungierten. Es wurde 
diskutiert, welche weiteren Maßnah­
men getroffen werden müssen. Die 
Experten konnten nicht voraussagen, 
wie hoch die Flutwelle sein würde, 
wenn die Felsmassen in den Fluß rut­
schen. Dies war abhängig von der 
Konsistenz des Gesteinschiefers im 
Augenblick des Absturzes. Man kam 
zu dem Entschluß, wegen der Unab­
wägbarkeit der Gefahr den Wasser­
stand der Staustufe der Mosel bei 
Kröv noch in der Nacht um einen Me­
ter abzusenken. Gleichzeitig be­
schlossen die Geologen, den Fels zu 
sprengen. 

Es wurde Verbindung aufgenom­
men zu dem Schweizer Sprengmei­
ster Günter Schwarz, der mit seinem 
erfahrenen Team die Aufgabe über­
nehmen sollte. Schwarz reiste an und 
begann unverzüglich mit der Vorbe­
reitung der Sprengung. 

Zwischenzeitlich fiel die Entschei­
dung, den Wasserstand der Mosel 
um einen weiteren Meter abzusen­
ken. "Das war ein schwieriger Ent­
schluß, weil zum einen die Wasser­
schiffahrtsverwaltung sich Sorgen 
machte über die lange Zeit, bis der 
Fluß wieder aufgestaut ist, zum an­
deren bei diesem niedrigen Wasser­
stand die Gefahr bestand, daß an 
Bauwerken im Einzugsbereich der 
Mosel sogenannte Setzungsschäden 
auftreten", erläutert Scheinert. 

Nach den Besprechungen vor Ort 
zog sich der Katastrophenschutzstab 
immer wieder in das Lagezentrum in 
der Kreisverwaltung Wittlich zurück, 
wertete die Ergebnisse aus und setz­
te sie in enger Zusammenarbeit mit 
der TEL um. Zudem wurden eventu­
ell notwendige weitere Maßnahmen 
durchgesprochen und die entspre­
chenden Vorlaufzeiten ermittelt. 

Nachdem Sprengexperte Schwarz 
den Stab Mitte der Woche informier­
te, daß am Samstag die Vorbereitun­
gen abgeschlossen seien und am 
gleichen Tag gesprengt werden kön­
ne, galt es für die Einsatzleitung, die 
Sicherheitsmaßnahmen vorzuberei­
ten. 

Am Freitag spitzte sich die Lage 
nochmal zu. Der Fels hatte sich er­
neut überdurchschnittlich bewegt, 
und es wurde überlegt, eine Not­
sprengung noch an diesem Abend 
durchzuführen. Man kam dann davon 
wieder ab, weil sich die Meinung 
durchsetzte, daß durch das Absen­
ken des Wasserspiegels der Mosel 
um zwei Meter auch bei einem un­
kontrollierten Abrutsch des Fels-

hangs die Gefahr einer Flutwelle nicht 
mehr gegeben war. 

Riesige Staubwolke 

Punkt 8.00 Uhr löste Günter 
Schwarz am Samstag morgen die 
Sprengung aus. Aus sicherer Entfer­
nung wollten Hunderte von Schaulu­
stigen und die Pressevertreter das 
Spektakel bestaunen. Die Enttäu­
schung war groß, denn außer einer 
riesigen Staubwolke gab's nichts zu 
sehen. 

"Die Sprengung ist planmäßig ver­
laufen!", meldete die Technische Ein­
satzleitung nach Wittlich. Anschlie­
ßend traf sich das Stabs personal mit 
den Experten in Kröv zur letzten Be­
sprechung. Dabei wurde entschie­
den, alle vorsorglich getroffenen 
Maßnahmen aufzuheben. Die Bevöl­
kerung konnte zurück in ihre Woh­
nungen, die Sperrung der Bundes­
straße und der Mosel wurde aufge­
hoben, die Arbeit der TEL und des 
Katastrophenschutzstabes war be­
enflet. 

Erfolgreiche 
Zusammenarbeit 

In einem ersten Resümee zeigt 
sich Eberhard Scheinert zufrieden mit 

Der Felsen nach 
der Sprengung: 

Rund 30 000 
Kubikmeter 

Gestein rutschten 
kontroll iert ab. 

(Fotos: dpa) 

der Arbeit des Katastrophenschutz­
stabes und der TEL. Die Zusammen­
arbeit mit den beteiligten Hilfsorgani­
sationen, Behörden und Experten sei 
gut und professionell gewesen. Zwar 
sei im ehrenamtlichen Bereich unter 
dem Gesichtspunkt des Helfenwol­
lens in einigen Fällen überreagiert 
worden, aber das habe man in den 
Griff bekommen. 

Auch stellte sich in den ersten Ta­
gen für die Kreisverwaltung ein be­
sonderes Problem: die Pressearbeit. 
Zahlreiche Zeitungs- und Rundfunk­
reporter sowie Fernsehteams wand­
ten sich an die Verantwortlichen, um 
Informationen für ihre Berichterstat­
tung zu erhalten. Dies behinderte die 
laufende Arbeit erheblich. Der Druck 
ließ erst nach, als für die Medienver­
treter vor Ort in Kröv eine AnlaufsteI­
le eingerichtet wurde. Ein Mitarbeiter 
des Offentlichkeitsreferates der 
Kreisverwaltung übernahm die Posi­
tion des Pressesprechers und entla­
stete damit den Katastrophenschutz­
stab. "Dies hat sich bestens bewährt, 
und wir werden künftig bei ähnlichen 
Ereignissen gleich von Beginn an ei­
nen Pressesprecher bestimmen", 
sagt Scheinert. 

- güse-

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 10/92 129 



Arbelter-Samariter-Bund 

Intensivmobil - der ASB 
setzt neue Maßstäbe 

Europas modernstes Intensivmobil in Köln vorgestellt 

Der Vorsitzende des ASB-Lan­
desverbandes Nordrhein-Westfa­
len, Professor Dr. Heinz Engel­
hardt, stellte im Juli dieses Jahres 
auf einer Pressekonferenz in Köln 
das derzeit modernste Intensivmo­
bil Europas vor. 

Die medizinische Entwicklung 
erfordert immer häufiger die Verle­
gung schwerster Behandlungsfäl­
le in Spezialzentren und macht die 
Bereitstellung von mobilen Inten­
siv-Stationen notwendig. Die be­
stehenden Krankentransportsy­
steme haben mit dieser Entwick­
lung nicht schritthalten können. 
Aus dieser Erkenntnis heraus hat­
te der ASB bereits 1987 ein Spezi­
alfahrzeug entwickelt, um den 
Transport intensivpflichtiger Pati­
enten, die bisher als transport­
unfähig galten, unter modernsten 
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Überwachungs- und Behand­
lungskriterien zu ermöglichen. 

Der große Erfolg dieses ersten 
Intensivmobils bestärkte den Lan­
desverband des ASB in seinem 
Entschluß, ein weiteres Intensiv­
mobil bereitzustellen. Dieses zwei­
te - auf den Erkenntnissen der Er­
fahrungen mit dem ersten Spezial­
fahrzeug aufbauende - Intensiv­
mobil ist mit modernster medizini­
scher Technik ausgestattet und 
w ird dazu dienen, den immer 
größer werdenden Bedarf, insbe­
sondere auch in den neuen Bun­
desländern, zu decken. 

Ähnlich wie beim ersten Fahrzeug 
handelt es sich um ein Spezialfahr­
zeug auf der Basis eines Reisebus­
ses. Dieses Fahrzeug wurde mit ei­
nem Gesamtkostenaufwand von 

900000.- DM zu einer fahrbaren In­
tensivstation ausgebaut. Bei der Ent­
wicklung wurde auf die fünf jährige Er­
fahrung von insgesamt 625 Einsätzen 
mit dem ersten Fahrzeug zurückge­
griffen, so daß das neue Intensivmo­
bil mit einer Vielzahl von fahrzeug­
und medizintechnischen Neuerun­
gen aufwarten kann. 

Der ASB-Landesverband führt 
auch Verlegungen mittels Ambulanz­
hubschraubern und -flugzeugen 
durch. Die Erfahrung hat jedoch ge­
zeigt, daß bei Verlegungstransporten 
(Sekundärtransporten) diese Trans­
portmittel nicht den notwendigen Be­
handlungsraum bieten, um die für 

Unten: Das Intenslvmobll - keine Alternative 
zum Notamwagen des Re"ung.dlenstes, . on· 
dern ausschließlich tur den tnte rho.pltaltrans· 
port vorgesehen. 



eine ununterbrochene Überwachung 
und Behandlung schwerster Be­
handlungsfälle notwendige medizini­
sche Ausstattung unterzubringen. 
Zudem stellt bei vielen Patienten­
gruppen der Transport mit einem 
Luftfahrzeug ein zusätzliches Risiko 
dar. Der Einsatz von Ambulanzhub­
schraubern und -flugzeugen ist dar­
über hinaus witterungsabhängig und 
ermöglicht oft nicht den direkten 
Transport von Krankenhaus zu Kran­
kenhaus. Anders als bei der Primär­
rettung steht bei Verlegungsfahrten 
nicht der Zeittaktor sondern die In­
tensität und Qualität der medizini­
schen Überwachung und Behand­
lung im Vordergrund. 

Optimale klinische 
Bedingungen 

Der Patient wird unter Beibehal­
tung aller Überwachungs- und Be­
handlungskriterien in seinem Kran­
kenbettJlntensivpflegebett über eine 
ruckfreie Hydraulik-Bühne in den Be­
handlungsraum des Intensivmobils 
übernommen und dort unter optima­
len klinischen . Bedingungen an den 
Ziel ort befördert. Ein Umlagern des 
Patienten ist nicht erforderlich. Erfah­
rungsgemäß ist der Einsatz eines In­
tensivmobils insbesondere bei 
Rückenmarksverletzungen, schwer­
sten Verbrennungen, polytraumati­
sierten Patienten, Beatmungspatien­
ten und kardiologischen Risikopati­
enten erforderlich. 

Um ständig die für die Überwa­
chung und Behandlung notwendigen 
Laborbefunde auch während des 
Transports aktuell erstellen zu kön­
nen, wurde in das neue Intensivmobi l 
eine 'abgeteilte Laboreinheit einge­
baut. 

Zur Kreislaufüberwachung und 
-behandlung steht den behandeln­
den Ärzten ein EKG-Gerät zur Verfü­
gung, das auf dem Bildschirm sowohl 
die EKG-Ableitung (Herztätigkeit) als 
auch die Körpertemperatur, die aktu­
ellen Atmungswerte und den Blut­
druck anzeigt. Zur Dokumentation 
bestimmter Situationen bzw. Krisen 
ist das EKG mit einem Aufzeich­
nungsgerät verbunden. Daneben 
steht ein externer Schrittmacher zur 
Verfügung, an dem sämtliche Werte 
(Amplituden etc.) frei wählbar sind; 
der Kontakt zum Patienten wird über 
zwei großflächige Klebeelektroden 
hergestellt. Für Nottallsituationen ist 
das Intensivmobil mit einem Defibril­
lator ausgestattet. Eine automatische 

~ • = 
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Ein hydraulischer ladeli" hebl den Palienten mil BeU und Versorgungssyslem auf ein neues Trans­
portniveau. (Fotos: Fuhrmann) 

Dosierung der Injektion und Infusio­
nen wird über Injektomaten bzw. In­
fusions pumpen gesteuert. Zur Be­
handlung von Beatmungspatienten 
verfügt das Fahrzeug über eine zen­
trale Sauerstoffanlage mit 60000 li­
tern Sauerstoff und 20000 Litern 
komprimierter Atemluft. Außerdem 
steht ein Atemluftkompressor mit ei­
ner Leistung von 40 Litern pro Minu­
te zur Verfügung. Hierdurch können 

1987 1988 1989 

Einsätze 22 45 102 
davon ins Ausland I J J 

Anzahl der seit 1987 durchgelührten Einsätze. 

auch bei länger andauernden Trans­
porten keine Engpässe in der Atem­
luftversorgung auftreten. 

Das Intensivmobil ist mit dem mo­
dernsten auf dem Markt befindlichen 
Beatmungsgerät ausgestattet, das 
durch ein Narkosekreisteil für Halo­
than- und Lachgasbeimischung er­
gänzt wird. Mit diesem Gerät können 
alle Beatmungspararneter vom 
Säugling bis zum Erwachsenen ein-

1990 1991 1992 Insgesamt 
Ibis 5/92\ 

146 206 104 625 
- 9 J 19 

"110 1191 bis M .11U2 

Quelle: ASB·NRW 

I SEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 10/92131 



gestellt werden. Der gezielte Einsatz 
der Beatmungsautomaten wird durch 
ein Blutgasanalysegerät ergänzt, mit 
dem die Blutgaswerte kontrolliert und 
dementsprechend die Beatmungs­
parameter festgelegt werden kön­
nen. Das Intensivmobil ist zudem mit 
einem Chemomaten, einem Gerät zur 
Beatmungsinhalation, ausgestattet, 
mit dem eine Anreicherung der Atem­
luft auf 40 bis 50 Prozent Sauerstoff 
unter Beifügung von Arzneimitteln er­
folgen kann. Eine wesentliche Ver­
besserung der Diagnostik und Kon­
trolle bietet das an Bord befindliche 
Ultraschall-Untersuchungsgerät mit 
Bildvergrößerung und Bildspeiche-
rU~llsmöglichkeit. . 

Uber diese Ausstattung hinaus 
kann jedes Spezialgerät aus der ver­
legenden Klinik in das Intensivmobil 
zusätzlich aufgenommen und betrie­
ben werden, da durch zwei unabhän­
gig voneinander arbeitende 18000-
Watt-Aggregate die Stromversor­
gung als 12 V, 24 V, 220 V und 380 V 
Spannungsstärke sichergestellt wer­
den kann. 

Das Fahrzeug ist voll klimatisiert 
und mit einer Flächenkonvektoren­
heizung ausgestattet, die das Aufwir­
beln von Staub, Keimen etc. verhin­
dert. Der Behandlungsraum ist durch 
feste Türen gegenüber dem Fahr­
raum und dem sich im hinteren Teil 
des Fahrzeugs befindlichen Sozial­
raum abgetrennt. In diesem Sozial­
raum ist ein WC sowie ein Wasch­
becken mit fließend Warm- und Kalt­
wasser vorhanden. Zudem befinden 
sich hier zwei Liegeplätze sowie 
Kühlschrank und Mikrowellenherd, 
die es der Besatzung ermöglichen 
soll, bei weiten Verlegungsfahrten 
aus dem Ausland die Fahrt ohne Un­
terbrechung durchführen zu können. 

Die ständige Erreichbarkeit des In­
tensivmobils im In- und Ausland ist si­
chergestellt durch eine Funkausstat­
tung, durch Eurosignalempfänger für 
die Besatzung sowie ein Autotelefon 
im C-Netz-Betrieb mit Telefax. 

Durch das große Raumangebot 
des Intensivmobils konnten zwei In­
tensivpflegeplätze, die sowohl für In­
tensiv- als auch für Normalpflegebet­
ten geeignet sind, geschaffen wer­
den. Der Einsatz des Fahrzeuges bie­
tet sich damit auch für die Verlegung 
von schwersten Behandlungsfällen in 
Spezialbehandlungszentren (z. B. 
Schwerstverbranntenzentren) nach 
Großschadenslagen an. 

Die Stammbesatzung der Intensiv­
mobile besteht aus einem Fahrer, ei­
nem Anästhesisten und einem/einer 
examinierten IntensivpflegerIin. Bei 
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Technische Daten des Intensivrnobils 

Fahrgestell: 
Aufbau und Innenausbau: 
Länge: 
Breite: 
Höhe: 
Motor: 
Höchstgeschwindigkeit: 
Verbrauch: 
zul. Gesamtgewicht: 
Reichweite: 
Lenkung: 
Antrieb: 
Bremsen: 
Federung: 

Tankinhalt: 
Stromversorgung: 

Notstromversorgung: 

Klimaanlage: 
Heizung: 

Wasserversorgung: 

Sanitäre Anlagen: 

Hebebühne: 

Funk- und Fern­
meldeeinrichtungen: 

Mercedes 0303 modifiziert 
Fa. Koch, Mudersbach 
11260 mm 
2500 mm 
3820 mm 
Daimler Benz 365 PS Turbodiesel 
ca. 135 km/h 
ca. 30-35 I je 100 km 
17600 kg 
ca. 1000 km 
Servolenkung 
Hinterachse 
Druckluftbremse, ABS, ASR, Voith Retarder 
Die Luftfederung bietet einen hohen Fede­
rungskomfort. Durch zusätzliche Federung 
des Patientenbettes werden ideale Fede­
rungswerte erreicht. Die Luftfederung ist mit 
Hebe- und Senkvorrichtung ausgestattet. 
ca. 360 I Dieselkraftstoff 
ein Aggregat mit 15000 Watt Leistung. Fol­
gende Betriebsspannungen können erreicht 
werden: 12 V, 24 V, 220 V, 380 V 
durch einen eingebauten Batteriensatz ist die 
Stromversorgung für die wichtigsten medizi­
nischen Geräte vier Stunden lang sicherge­
stellt. 
Temperatur bis + 25 Grad 
Flächenkonvektoren. Dadurch keine Aufwir­
belung von Staub, Keimen etc. ; Versorgung 
über Wasserlhaushalt 
200 I Frischwasser, Abwassertank. Alle Tanks 
sind zwischen dem ersten und zweiten Boden 
untergebracht und beheiz!. Ein Einfrieren ist 
unmöglich. 
Es sind ein WC sowie drei Waschbecken mit 
fließend Warm- und Kaltwasser vorlhanden. 
Die einklappbare Hebebühne ist in der Lage, 
ein normales Patientenbett ruckfrei in das 
Fahrzeug zu liften. 
Ein 4-m-Band-Gerät FuG 8 b 1, ein Autotele­
fon im C-Netz-Betrieb sowie ein Eurosignal­
empfänger für die Besatzung. Das Fahrzeug 
ist für die Einsatzzentrale problemlos im ge­
samten Bundesgebiet zu erreichen. Weiterhin 
steht dem Personal ein Mobil-Faxgerät zur 
Verfügung. 

Medizinische Ausstattung des Intensivrnobils 

Sauerstoffversorgung: Das Fahrzeug verfügt über eine zentrale Sauer­
stoffanlage mit 60000 I Sauerstoff und 20000 I 
komprimierter Atemluft. 

Servo Ventilator 900 C: Das universelle Langzeitbeatmungsgerät für Be­
atmungstherapie und Narkose. 

Servo Ventilator 300: Das vielseitigste und umfassende Intensivpflege­
Beatmungsgerät für neue Therapiemethoden und 
Anwendungsgebiete; konzipiert für Patienten al­
ler Kategorien vom Neugeborenen bis zum Er­
wachsenen. 



Medumat variabel: 

Sirecust 1281 : 

Siredoc 60: 
Sonoline SX: 

Corpuls CP 90: 

Perfusoren: 

Blutgas-Elektrolyt­
System ABL 505 
mitOSM 3: 
Weinmann 
Absaugpumpen: 

Rettungsbett: 

Dieses Gerät kann zur 0 2-Versorgung und Beat­
mung des Patienten beim Transport (Fahr­
zeug-Krankenhaus) verwandt werden. Bei be­
sonderen Beatmungsanforderungen ist es mög­
lich, den Servo-Ventilator für diese Transporte zu 
benutzen. 
Modularer 8-Kanal-Patientenüberwachungsmo­
nitor mit Farbbildschirm zur Überwachung fol-
gender Vital parameter: 

• EKG 
• Atmung 
• Temperatur 
• Blutdruck, invasiv 
• Blutdruck, nicht invasiv 
• Herzzeitvolumen 
• Sauerstoffsättigung 

(Pulsoximetrie) 
• Beatmungsparameter 
• Integrierte Arrhythmieanalyse 
• ST-Segmentanalyse 
• Trendaufzeichnung 
• Patientendatenmanagement 
Dokumentationseinheit und Alarmschreiber. 
Handlicher, vielseitiger Sektor-Scanner für Ultra­
schalluntersuchungen in den Gebieten: 
• Innere Medizin 
• Geburtshilfe 
• Pädiatrie 
• Urologie 
• Neurologie 
• Kardiologie 
Zwei Sektorschallköpfe für abdominelle und kar­
diologische Anwendung. Vielfältige Bilddarstel-
lungsarten. 
Transportabler Defibrillator mit folgenden Über­
wachungseinheiten: 
• 12-Kanal-EKG mit Schreiber 
• Blutdruck, invasiv (3x) 
• Sauerstoffsättigung 
• Puls 
• Blutdruck, nicht invasiv 
• Temperatur (2x) 
• externer Pacer 
• Alarme 
Es stehen vier Doppelperfusoren zur Verfügung 
(vial-mikroprozessorgesteuerte Spritzen pumpen 
mit zwei voneinander unabhängigen Kanälen). 
Mit diesem Gerät ist es möglich, in kurzer Zeit 
Blutgaswerte zu kontrollieren und ggf. neue Beat­
mungsparameter festzulegen. 
Die Saug leistung läßt sich stufenlos bis minus 700 
mbar regeln. Zusätzlich zum Betrieb mit normalen 
Absaugkathetern steht ein Schlauch von 10 mm 
Durchmesser zur Verfügung, um zähflüssige und 
feste Sekretteile abzusaugen. 
Im Fahrzeug wurde ein Intensivbett installiert, das 
allen Anforderungen der modernen Intensivmedi-
zin entspricht. Es ist aber auch möglich, jedes an­
dere Krankenbett mit dem Fahrzeug zu transpor­
tieren. Eine entsprechende Verankerung ist si­
chergestellt. . 

Alle für die Behandlung des Patienten erforderlichen Artikel (Spritzen, 
Kanülen, Katheter etc.) stehen in ausreichendem Maß zur Verfügung. Für 
Blutkonserven und Medikamente steht außerdem ein Kühlschrank zur Ver­
fügung. 

längeren Verlegungsfahrten stehen 
bis zu drei Fahrer zur Verfügung. Den 
behandelnden Ärzten ist es möglich, 
die zu verlegenden Patienten bei der 
Verlegung selbst zu begleiten. Beide 
Intensivmobile bieten die Möglich­
keit, ein mehrköpfiges medizinisches 
Team aufzunehmen, da in jedem 
Fahrzeug bis zu 10 Plätze verfügbar 
sind. 

Beide Fahrzeuge können von Ärz­
ten, Krankenhäusern und Rettungs­
leitsteIlen zur Verlegung von Patien­
ten angefordert werden. Angehörige 
können sich auch direkt an die ASB­
Einsatzzentrale wenden, insbeson­
dere bei Patienten, die sich im Aus­
land in Krankenhausbehandlung be­
finden und deren Verlegung in eine 
Spezialklinik erforderlich ist. In einem 
solchen Falle setzen sich die Ärz1e 
der ASB-Einsatzzentrale mit den be­
handelnden Ärz1en vor Ort in Verbin­
dung, um die Behandlungs- und 
Überwachungsmöglichkeiten für den 
Transport abzustimmen. 

Zusammenfassung 

Das neu konzipierte Intensivmobil 
des ASB stellt weder von der Aus­
stattung noch vom Einsatzzweck her 
eine Alternative zu den unter notfall, 
medizinischen Gesichtspunkten ent­
wickelten Notarz1wagen des Ret­
tungsdienstes dar. Es dient aus­
schließlich dem Interhospitaltransfer. 

Einsatzerfahrungen und steigende 
Akzeptanz durch die Auftraggeber 
bestätigen das Konzept, wonach 
eine bislang als transportunfähig gel­
tende Patienten klientel unter Auf­
rechterhaltung der räumlichen und 
apparativen Bedingungen einer mo­
dern ausgestatteten Intensiv-Station 
zur Weiterbehandlung in Spezial zen­
tren verlegt werden kann. Improvisa­
tion wird verzicht bar. Die Verlegungs­
möglichkeit in einem Intensivbett er­
spart ein Umlagern der Patienten. 
Transporte in Streckeinrichtungen 
sind problemlos. Die Vollklimatisie­
rung des Behandlungsraumes auf 30 
Grad Celsius reduziert das Risiko bei 
SChwerstverbranntentransporten. 

Gerade bei Verlegungen aus der 
Geborgenheit einer funktionierenden 
Intensivtherapie muß sich das Mana­
gement erfahrener Ärz1e und PIlege­
kräfte einer Apparatur gleichen Si­
cherheitsstandards bedienen kön­
nen. Diese Voraussetzungen sind im 
Intensivmobilerfüllt. Stationiert ist 
das neue ASB-Intensivmobil am 
Städtischen Klinikum Köln-Merheim. 
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Laienhilfe mangelhaft 
Die Bereitschaft zur allgemeinen Hilfe sinkt -

Verbesserungsvorschlag: Erste Hilfe schon in der Schule 

Wie verschiedene Untersuchun­
gen zeigen, könnte heute noch jedes 
zehnte Opfer eines Verkehrsunfalls 
leben, wenn ihm sachgerecht und 
rechtzeitig Erste Hilfe geleistet wor­
den wäre. Insbesondere gilt dies 
auch für die 3733 Verkehrstoten, die 
1991 in den neuen Bundesländern zu 
beklagen waren. Professor Dr. Peter 
Sefrin von der Universität Würzburg: 
• Verlorene Zeit bei der Ersten Hilfe ist 
durch den besten Rettungsdienst 
und die höchstqualifizierteste Unfall­
klinik nicht mehr einzuholen." 

Das Deutsche Rote Kreuz bildet je­
des Jahr über 500 000 Bundesbürger 
in Erster Hilfe aus. Rechnet man die 
Teilnehmerzahlen in den kürzeren 
Lehrgängen für Führerscheinbewer­
ber (Sofortmaßnahmen am Unfallort) 
hinzu, so sind es nach DRK-Angaben 
jährlich weit über eine Million. Bei der 
tatsächlichen Bereitschaft, Erste Hil­
fe zu leisten, zeigt sich jedoch ein be­
schämendes Bild. 

Tatsächlich wird in über der Hälfte 
aller Notfälle keine oder nur unzurei­
chend Hilfe geleistet. Warum das so 
ist, darüber streiten sich die Gelehr­
ten. Professor Dr. Hans-Werner Bier­
hoff, Psychologe an der Universität 
Marburg, glaubt, daß eine Steigerung 
des Kompetenzgefühls durch einen 
hohen Ausbildungsstand auch die 
Hilfsbereitschaft erhöhen würde. 

In den neuen Bundesländern 
scheint die Bevölkerung hilfSbereiter: 
Dort haben, so eine Befragung der 
Bundesanstalt für Straßenwesen 
(BASt), 45 Prozent mindestens schon 
einmal geholfen. In den westlichen 
Bundesländern dagegen nur 31 Pro­
zent. In Ostdeutschland ist auch ein 
größerer Teil der Bevölkerung in Er­
ster Hilfe ausgebildet - 77 Prozent, in 
Westdeutschland dagegen 62 Pro­
zent. 
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Wie können die Kurse 
verbessert werden? 

Über die Hälfte allerTeilnehmer be­
suchen einen Erste-Hilfe-Kurs allein 
aus dem Grund, weil er im Rahmen 
einer anderen Ausbildung - etwa der 
Führerschein-Ausbildung - gesetz­
lich vorgeschrieben ist, heißt es in 
dem neuen Forschungsbericht der 
BASt .Möglichkeiten der Verbesse­
rung der Laienhilfe bei Verkehrsunfäl­
len". Die Qualität der Kurse läßt nach 
Meinung der Autorinnen zu wün­
schen übrig. Schlimmer noch: .Kei­
ner fragt nach der Qualifikation der 
Ausbilder", heißt es in dem Bericht 
weiter. So verwundert es nicht, daß 
die "Laienhelfer" im Ernstfall gerade 
noch wissen, wie man eine Notfall­
meldung durchgibt oder den Unfall­
ort absichert. 

Die Autorinnen kommen zu ver­
schiedenen Empfehlungen für Hilfs­
organisationen, Forschung, Ausbil­
der und Gesetzgeber. Unter anderem 
fordert die Studie von den Ausbil­
dungsanbietern eine engere Koope­
ration mit der Wissenschaft und ein 
langfristiges Konzept. Hierzu gehöre 
auch die Frage, ob die Ausbildung 
weiterhin mit ehrenamtlichen Helfern 
sichergestellt werden könne, oder ob 
die Ausbilder nicht entlohnt werden 
müßten. Ferner sollten die verschie­
denen Hilfsorganisationen gemein­
same Konzepte für die Ausbilder und 
die Unterrichtsmaterialien erproben 
und sich nicht, wie manchmal ge­
schehen, als Konkurrenz betrachten. 

Vom Gesetzgeber erwarten die Au­
torinnen, daß bei der künftigen Aus­
bildung auch mehr auf die "soziale 
Verpflichtung zur Hilfeleistung einge­
gangen werden muß". Doch da gibt 
sich Gernot Riediger vom Bundes­
verkehrsministerium keinen illusio­
nen hin: "Wir können die Motivation 
zur Ersten Hilfe nicht per Gesetz ver­
ordnen." 

Andererseits könnten Mängel in 
dieser Hinsicht noch weniger hinge­
nommen werden, als Mängel im Ver-

kehrsverhalten , das zu den Unfällen 
führe. 

Erste Hilfe in der Schule 

Nun soll die Ausbildung nach Emp­
fehlung der Studie als . Baukastensy­
stem" konzipiert werden, dessen Auf­
bau möglicherweise schon im Kin­
dergarten oder der Grundschule be­
ginnt, wobei die einzelnen Ausbil­
dungsschritte ineinandergreifen. Mit 
Kinder- und Malbüchern, mit Lego­
Bausteinen und anderem Spielzeug 
können die Jüngsten Unfallsituatio­
nen nachempfinden, mal Notarz1 
oder Rettungsschwester spielen, wo­
bei sich der Gedanke der Hilfe ver­
mitteln ließe. 

Der DRV-Ausschuß für Verkehrs­
medizin, Erste Hilfe und Rettungswe­
sen möchte die Erste-Hilfe-Ausbil­
dung grundsätzlich auf eine breitere 
Basis gestellt sehen. Nur im Rahmen 
der Schulausbildung sei eine Ausbil ­
dung in Erster Hilfe in der Lage, bei 
einer möglichst großen Zahl der Be­
völkerungsgruppen eine ausreichen­
de Handlungskompetenz für Notfälle 
zu schaffen. Deshalb sei eine ver­
bindliche Einbeziehung der Erste-Hil­
fe-Ausbildung erforderlich, wobei 
Teilelemente eines Erste-Hilfe-Kur­
ses entsprechend den Lehrplänen 
der verschiedenen Schulen verbind­
lich vermittelt werden sollen. 

Allgemein gilt, Vorurteile und Un­
wissen abzubauen. Oft ist es die 
Furcht, bei der Ersten Hilfe etwas 
falsch zu machen und damit im Nach­
hinein in Schwierigkeiten zu geraten, 
die von der Hilfeleistung abhält. Je­
dem Bürger muß deutlich werden: 
Wenn er als Ersthelfer nach bestem 
Wissen und Gewissen entsprechend 
seinen Fähigkeiten Erste Hilfe leistet, 
hat er grundsätzlich weder mit zivil­
rechtlichen noch mit strafrechtlichen 
Konsequenzen zu rechnen. 

(DVR-Report 2/92) 



Kar1-ludwig Haedge, Bonn 

Grundzüge 
des 

Strahlenschutz-
vorsorge­
gesetzes 

Fortsetzung aus Heft 9/92 

Maßnahmen 
nach dem StrVG 

Allgemeines 
Nachdem das StrVG die Aufgaben 

zur Radioaktivitätsermittlung, das 
dazugehörende Informationssystem 
(IMIS) und die Bewertung der ermit­
telten Daten der Radioaktivität be­
handelt hat, regelt es in einem be­
sonderen Abschnitt das Instrumenta­
rium der Strahlenschutzvorsorge. 

Das Gesetz selbst trifft keine de­
taillierten Einzelregelungen, sondern 
ermächtigt zum Erlaß entsprechen­
der Rechtsverordnungen. Dieses 
Vorgehen war im Gesetzgebungsver­
fahren umstritten und Gegenstand 
verfassungsrechtlicher Erörterun­
gen. Zusammenfassend ist zu die­
sem Komplex mit der herrschenden 
Meinung zu folgern, daß ein solches 
Vorgehen, gemessen an der ein­
schlägigen Rechtssprechung des 
Bundesverfassungsgerichts in Atom­
rechtssachen - insbesondere im sog. 
Kalkar-Beschluß vom 8. 8. 1975 -, als 
in Einklang mit der Verfassung an­
zusehen ist (z. B. Czajka, Das Strah­
lenschutzvorsorgegesetz, NVwZ 
1987, Heft 7, S. 556 ff; auch Renge-

". 

ling, Das neue Strahlenschutzvorsor­
gegesetz, DVBI. 15. Febr./1. März 
1987, S. 204 ff) . 

Für die getroffene Wahl, durch 
Rechtsverordnung die Materie der 
Bestimmung von Dosiswerten und 
Kontaminationswerten zu regeln, 
sprechen auch Gründe der Praktika­
bilität. Im Ereignisfall muß nach der 
Zweckbestimmung des Gesetzes 
derart gehandelt werden, daß die 
Strahlenexposition der Menschen 
und die radioaktive Kontamination 
der Umwelt unter Beachtung des 
Standes der Wissenschaft und unter 
Berücksichtigung aller Umstände so 
gering wie möglich gehalten wird. Bei 
gesetzlich festgelegten Werten müß­
te im Bedarfsfall unter Umständen 
das Gesetz geändert werden, dann 
nämlich, wenn die festgeschriebenen 
Werte nach wissenschaftlichem Er­
kenntnisstand diesem nicht mehr voll 
entsprächen. In einer solchen, zur 
Eile gemahnenden Situation kann 
nicht mehr ein zeitraubendes Geset­
zesänderungsverfahren durchge­
führt werden. Dem Schutz der Bevöl­
kerung liefe derartiges zuwider. 

Bestimmung von Dosis- und Kon­
taminationswerten, Berechnungs­
verfahren 

Der Bundesumweltminister wird 
durch das StrVG ermächtigt, zum 
Schutze der Bevölkerung die Strah­
lenexposition und die Kontamination 

der Umwelt nach dem jeweiligen Er­
kenntnisstand der Wissenschaft und 
unter Berücksichtigung aller Umstän­
de so gering wie möglich zu halten 
(§ 1), durch Rechtsverordnung Dosis­
und Kontaminationswerte sowie ih­
nen zugrunde liegende Berech­
nungsverfahren und Annahmen fest­
zulegen. 

Solche Rechtsverordnungen 
(RVOen) kann der BMU nicht alleine 
sondern nur im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Jugend, Fa­
milie, Frauen und Gesundheit 
(BMJFFG) - inzwischen getrennt -, 
Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten (BMELF) und Wirtschaft (BMWi) 
erlassen. Liegt die Zustimmung eines 
der notwendig zu beteiligenden ge­
nannten Ministerien nicht vor, kann 
eine solche Verordnung nicht verkün­
det werden. Mit dieser Regelung ist 
ein Korrektiv gegen Irrtum, dem ein 
einzelner eher unterliegen kann als 
mehrere, gefunden worden. Der Bun­
desrat (BR), die Ländervertretung bei 
der Gesetzgebung, hat solchen 
Rechtsverordnungen zuzustimmen. 

Für Eilfälle, die allerdings nur Er­
eignisse mit nicht unerheblichen ra­
diologischen Auswirkungen betref­
fen , sieht das Gesetz ein zeitlich be­
grenztes, alleiniges Verordnungs­
recht des BMU ohne Zustimmung 
des Bundesrates vor. Solche "Eilver­
ordnungen" treten automatisch zwei 
Monate nach Inkraft1reten außer 
Kraft. Sie können, falls es nötig wird, 
nur durch RVO mit Zustimmung des 
BR und im Einvernehmen mit den be­
teiligten Ressorts verlängert werden 
(§ 6 Abs. 1 u. 2). 

Bindungen aus 
supranationalem Recht 

Von der Verordnungsermächti­
gung ist seit Bestehen des StrVG vom 
19. Dezember 1986 bereits einmal 
Gebrauch gemacht worden. Eine Ver­
ordnung war nötig geworden, um Ein­
fuhren landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse aus Nichtmitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft auf Ra­
dioaktivität zu kontrollieren und deren 
Einfuhr ggfls. bei Überschreitung be­
stimmter Kontaminationswerte zu 
verhindern, nachdem eine entspre­
chende, die Mitgliedstaaten binden­
de EG-Verordnung ausgelaufen war. 
Jene Verordnung wurde einvernehm­
lich zwischen dem federführenden 
BMU, dem BMJFFG, dem BMELF mit 
Zustimmung des BR am 30. 1. 1987 
abgestimmt und erlassen. 
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Über die erwähnte Rechtsverord­
nung vom 19. Dezember 1986 hinaus 
wird derzeit kein Handlungsbedarf 
gesehen, da u. a. auch für die Bun­
desrepublik Deutschland bindende, 
einschlägige supranationale Rege­
lungen bestehen bzw. bei sich ab­
zeichnenden Bedarf in Kraft gesetz1 
werden können. 

Es handelt sich um Regelungen 
aufgrund des "Vertrages zur Grün­
dung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft" und des "Vertrages 
zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft" , abgekürz1 
EWG-Vertrag und Euratom-Vertrag. 

Bezüglich der die einzelnen Mit­
gliedstaaten bindenden supranatio­
nalen Regelungen aus den genann­
ten Verträgen wird gleichlautend in 
diesen Verträgen bestimmt: 

"Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und 
nach Maßgabe dieses Geweiligen -
d. V.) Vertrags erlassen der Rat und 
die Kommission Verordnungen, 
Richtlinien und Entscheidungen, 
sprechen Empfehlungen aus oder 
geben Stellungnahmen ab. 

Die Verordnung hat allgemeine 
Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen 
verbindlich und gilt unmittelbar in je­
dem Mitgliedstaat. 

Die Richtlinie ist für jeden Mitglied­
staat, an den sie gerichtet wird, hin­
sichtlich des zu erreichenden Ziels 
verbindlich, überläßt jedoch den in­
nerstaatlichen Stellen die Wahl der 
Form und der Mittel. 

Die Entscheidung ist in allen ihren 
Teilen für diejenigen verbindlich, die 
sie bezeichnet. 

Die Empfehlungen und Stellung­
nahmen sind nicht verbindlich (Artikel 
161 Euratom- und Artikel 189 EWG­
Vertrag; Hervorhebungen d. Verf.). 

Für die hier erörterte Materie des 
StrVG sind die Verordnungen auf­
grund der beiden Verträge von ent­
scheidener Bedeutung. Sie sind nach 
den beiden wiedergegebenen Ver­
tragswerken in den Mitgliedstaaten, 
so auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, verbindlich . 

Die die Strahlenschutzmaterie be­
handelnden Rechtsverordnungen 
der EWG und von Euratom werden 
hier nicht in Einzelheiten behandelt, 
es muß genügen, auf zwei dieser Re­
gelungen kurz einzugehen. 

Kontaminationshöchstwerte 
der EG 

Am 22. Dezember 1987 hat der Rat 
der Europäischen Gemeinschaft zwei 
Verordnungen beschlossen, in denen 
Kontaminationshöchstwerte festge­
legt werden: 
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- Die Verordnung über Einfuhrbedin­
gungen für landwirtschaftliche Er­
zeugnisse aus Drittländern nach 
dem Unfall im Kernkraftwerk 
Tschernobyl : sie trat am 30. 12. 
1987 in Kraft und galt für zwei Jah­
re. Sie ist am 22. 12. 1989 um drei 
Monate bis zum 31 . 3. 1990 verlän­
gert worden. Durch eine weitere 
EG-Verordnung vom 22. 3. 1990 
(Nr. 737/90) ist sie bis zum 31 . 3. 
1995 verlängert worden. Danach 
dürfen landwirtschaftliche Erzeug­
nisse nicht in die EG importiert wer­
den, wenn sie die Kontaminations­
höchstwerte von 370 Bq/kg Cäsi­
um bei Milch und 600 Bq/kg Cäsi­
um bei sonstigen landwirtschaftli­
chen' Erzeugnissen überschreiten. 
Damit können die erforderlichen 
Vorsorgemaßnahmen, die die Bun­
desregierung gefordert hat, EG­
weit durchgeführt werden. 

- Die Verordnung zur Festlegung von 
Höchstwerten der Radioaktivität in 
Nahrungsmitteln und Futtermitteln 
bei künftigen nuklearen Unfällen 
und anderen radiologischen Not­
standsituationen; diese EG-Verord­
nung kann nicht unmittelbar ange­
wendet werden. Die Kontaminati­
onswerte, die in Anhang I der Ver­
ordnung festgelegt wurden, müs­
sen im Ernstfall durch eine Verord­
nung der EG-Kommission in Kraft 
gesetz1 werden; später können sie 
dann an die konkrete Gefahrensi­
tuation angepaßt werden. Die Wer­
te betragen z. B. für Cäsium 1000 
Bq/kg (bzw. Bq/I) bei Milch und 
Milchprodukten und 1250 Bq/kg 
(bzw. Bq/l) bei sonstigen wichtigen 
Nahrungsmitteln. Nach Auffassung 
der Bundesregierung sind diese 
Werte zu hoch angesetz1; sie for­
dert Werte in der Größenordnung 
der o. g. "Tschernobyl-Verord­
nung". Diese EG-Verordnung läßt 
auf nationaler Ebene aber keinen 
Raum mehr für gesonderte gesetz­
liche Verbote und Beschränkun­
gen bei Lebens- und Futtermitteln 
(s. o.). 
Im internationalen Sprachge-

brauch wird diese vorbereitete Ver­
ordnung mit ihren Ergänzungen als 
sog. "stand-by-Regelung" bezeich­
net, die . schubladenfertig" ist und im 
Bedarfsfall in Kraft gesetz1 wird und 
sofort in allen Mitgliedstaaten gilt. 

Mit diesen Ausführungen über die 
Geltung supranationalen Rechts wird 
das Kapitel "Bestimmung von Dosis­
und Kombinationswerten und diesen 
zugrunde liegende Berechnungsver­
fahren und Annahmen" abgeschlos­
sen. 

Verbote und Beschränkungen 

Sind die Dosis- und Kontaminati­
onswerte bestimmt, - sie stellen Be­
lastungsgrenzen dar - dann muß 
auch dafür gesorgt werden, daß sie 
eingehalten werden. Dazu schafft das 
Gesetz die Voraussetzungen, indem 
es Ermächtigungen erteilt, entspre­
chende Rechtsverordnungen für Ver­
bote und Beschränkungen zu erlas­
sen. 

Der BMJFFG bzw. Nachfolgemini­
sterien im Einvernehmen mit den 
BMU, BMELF und BMWi durch 
Rechtsverordnung das Inverkehr­
bringen, die Ein- und Ausfuhr sowie 
die Durchfuhr von Lebensmitteln , Ta­
bakerzeugnissen und Bedarfsgegen­
ständen sowie Arzneimitteln und de­
ren Ausgangsstoffen verbieten oder 
beschränken (§ 7 Abs. 1). 

Als Ergänzung dazu kann der BM­
ELF durch Rechtsverordnung wie­
derum im Einvernehmen mit dem 
BMU, BMJFFG und BMWi das Ver­
füttern oder Inverkehrbringen und die 
Ein- und Ausfuhr sowie die Durchfuhr 
von Futtermitteln verbieten oder be­
schränken (§ 7 Abs. 2). 

Der Bundesumweltminister kann 
ferner im Einvernehmen mit den ge­
nannten anderen Ministern die Ver­
wertung und Verwendung von Ge­
genständen, Stoffen und Reststoffen 
verbieten oder beschränken und die 
Beseitigung von Abfal l regeln (§ 7 
Abs. 3). 

Alle diese Verordnungen bedürfen 
der Zustimmung des Bundesrates. 
Bei Eilbedürftigkeit können sie auch 
ohne diese Zustimmung erlassen 
werden; treten dann jedoch nach 
spätestens zwei Monaten außer Kraft 
(§ 7 Abs. 4). 

Sind zwischenstaatliche Vereinba­
rungen oder bindende Beschlüsse 
der Europäischen Gemeinschaften 
innerstaatlich umzusetzen, sind die 
vorbehandelten Formerfordernisse 
zu erfüllen (§ 7 Abs. 5). 

Befugnisse im grenzüber­
schreitenden Verkehr 

Zur Einhaltung der festgelegten 
Dosis- und Kontaminationswerte 
normiert das StrVG das Recht, Ein­
fuhrverbote auszusprechen, sofern 
durch Rechtsverordnungen Verbote 
und Beschränkungen, wie sie im vor­
angegangenen Abschnitt dargestellt 
wurden, ausgesprochen worden sind 
(§ 8 Abs. 2). 



Sofern es ausreicht, die Einhaltung 
der festgelegten Dosis- und Konta­
minationswerte durch Dekontamina­
tionsmaßnahmen zu erreichen, sind 
diese von den Grenzpolizeibehörden 
zu veranlassen. Die Möglichkeit der 
Zurückweisung an der Grenze be­
steht ebenso wie diejenige, kontami­
nierte Fahrzeuge oder andere Sachen 
der zuständigen Behörden zur De­
kontamination zuzuleiten (§ 8 Abs. 1). 

Eine Besonderheit bezüglich der 
Zuständigkeit im Freihafen Hamburg 
wird durch das Gesetz ermöglicht, 
nämlich durch Vereinbarung zwi­
schen dem Bundesminister der Fi­
nanzen und dem Senat der Freien 
und Hansestadt Hamburg die Durch­
führungszuständigkeit dem Freiha­
fenamt zu übertragen (§ 8 Abs. 3). 

Empfehlungen des BMU 
an die Bevölkerung 

Wie es die Tschernobyl-Katastro­
phe gezeigt hat, ist es von entschei­
dender Bedeutung, die Bürger unse­
res Landes im Ereignisfall mit ausrei­
chenden, aber auch kurzen Informa­
tionen zu versehen, damit sie sich zu 
ihrem Schutz adäquat verhalten kön­
nen. 

Das StrVG ermächtigt daher den 
BMU, der Bevölkerung bestimmte 
Verhaltensweisen zu empfehlen (§ 9 
Abs. 1 S. 1). Diese Empfehlungen er­
gänzen die Ge- und Verbote sowie 
die Beschränkungen, die in den vor­
angegangenen Kapiteln vorgestellt 
wurden. 

Der BMU soll seine Empfehlungen 
an die Bevölkerung im Benehmen mit 
den zuständigen obersten Landes­
behörden richten (§ 9 Abs. 1 S. 2). Da­
bei bedeutet Benehmen einerseits 
mehr als bloßes Anhören, anderer­
seits aber kein Einvernehmen, wei­
ches die Zustimmung zur jeweils ge­
troffenen Entscheidung nach Form 
und Inhalt, also formell und materiell 
bedeutet. Diese Vorschrift ist als 
"Sollvorschrift" ergangen. Sie ist 
nicht zwingend, ist aber im Sinne des 
kooperativen Förderalismus wo ir­
gend möglich zu beachten. Ist Gefahr 
im Verzug, also Eilbedürftigkeit gege­
ben, kann man sich durchaus Situa­
tionen vorstellen, in denen das "soll" 
in den Hintergrund treten muß. 

Betreffen die geplanten Empfeh­
lungen Verhaltensweisen der Bevöl­
kerung bezüglich der Lebensmittel, 
Tabakerzeugnisse, Bedarfsgegen­
stände, Arzneimittel und deren Aus­
gangsstoffe sowie Futtermittel, dann 

hat der BMU vor ihrer Bekanntgabe 
mit den zuständigen Fachressorts 
(BMJFFG, BMELF, BMWi) das Ein­
vernehmen, d. h. also die Zustim­
mung nach Form und Inhalt, herbei­
zuführen (§ 9 Abs. 1 S. 3). Wenn es 
sich bei dem die Empfehlungen nötig 
machenden Ereignis um ein solches 
mit ausschließlich örtlichen Auswir­
kungen handelt, kann die zuständige 
oberste Landesbehörde Empfehlun­
gen an die Bevölkerung erteilen (§ 9 
Abs.2). 

In bei den Fällen, gleich ob BMU 
oder oberste Landesbehörde, ist die 
gesetZliche Regelung als "Kann-Be­
stimmung" ausgebildet, was dem 
rechtlichen Gehalt von Empfehlun­
gen entspricht. Empfehlungen haben 
keinen verbindlichen Charakter (vgl. 
Art. 161 Euratom- und Art. 189 EWG­
Vertrag), sie erzeugen keinen Rechts­
zwang. Sie dürfen keine Eingriffe in 
den Rechtskreis der Bürger zur Folge 
haben. Nur dann, wenn sie etwa 
empfehlen, bestimmte Lebens- oder 
Futtermittel nicht zu verwenden, wird 
der eben behandelte Grundsatz tan­
giert. Unter Umständen können in 
solchen Fällen sogar Ausgleichsan­
sprüche entstehen (hierzu: Bischof, 
Erläuterungen zum StrVG, Anm. zu 
§ 9; Rengeling, a. a. O. S. 206/7). 
Durch die getroffene Regelung soll 
erreicht werden, daß Unklarheiten, 
wie sie durch teils widersprüchliche 
Verlautbarungen von Bund und Län­
dern, ja sogar Privaten, anläßlich der 
Tschernobyl-Katastrophe die Bevöl­
kerung beunruhigten, nicht mehr ein­
treten. Ganz ausgeschlossen können 
sie, ebenso wie Kompetenzstreitig­
keiten, nicht werden. 

Durchführung des 
Strahlenschulzgeselzes 

Bereits durch die Aufgabenauftei­
lung im Gesetz auf Bund und Länder 
ist eine "geteilte" Gesetzesdurch­
führung involviert. Im Aufgabenkata­
log sowie in dem Maßnahmen katalog 
der §§ 8 und 9 ergeben sich Verwal­
tungsbefugnisse des Bundes, die be­
stimmten obersten und oberen Bun­
desbehörden und Bundesanstalten 
zugeordnet werden (§ 10, 11), die 
sog. bundeseigene Verwaltung (Arti­
kel86, 87, 87cGG).ln diesem Bereich 
können allgemeine Verwaltungsvor­
schriften ohne Zustimmung des BR 
erlassen werden (§ 10 Abs. 2 S. 3), es 
besteht ein Weisungsrecht des Bun­
des. 

- -- .~------------~---

Das Gesetz sieht in einem Fall die 
Ausführung auch als eigene Angele­
genheit der Länder vor. Die Aus­
führung als landeseigene Verwaltung 
ist dann gegeben, wenn die Länder 
von ihnen von Gesetzes wegen zu­
stehenden "weitergehenden Radio­
aktivitätsermittlungen" (§ 2 Abs. 2) 
Gebrauch machen (§ 10 Abs. 1 S. 2). 
Auch in diesem Bereich können mit 
Zustimmung des Bundesrates allge­
meine Verwaltungsvorschriften durch 
die Bundesregierung erlassen wer­
den (Artikel 84 Abs. 2 GG). Der Bun­
desregierung steht bei Ausführung 
des Gesetzes als eigene Angelegen­
heit der Länder (nur) die Rechtsauf­
sicht zu (Artikel 84 Abs. 3 GG). 

Die Bundeswehr erhält beim Ge­
setzesvollzug eine Ausnahmerege­
lung. In ihrem Bereich obliegt ihr die 
Ausführung des Gesetzes und der 
aufgrund des Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen (§ 10 Abs. 1 
S. 3). Im übrigen wird das Gesetz und 
die auf seiner Grundlage (nach § 6 
und 7) erlassenen Rechtsverordnun­
gen in der Regelform der Gesetzes­
ausführung, der Bundesauftragsver­
waltung, ausgeführt. Dies ergibt sich 
für das Gebiet der Kernenergie aus 
Artikel 87c GG. . 

Im Falle der Bundesauftragsver­
waltung kann die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates all­
gemeine Verwaltungsvorschriften er­
lassen und die einheitliche Ausbil­
dung der Beamten und Angestellten 
dieses Bereichs regeln (Artikel 85 
Abs. 2 S. 1 und 2 GG). Ferner hat der 
Bund ein Weisungsrecht gegenüber 
den Landesbehörden, das durch die 
jeweils zuständigen Bundesressorts 
ausgeübt wird (Artikel 85 Abs. 3 GG). 
Schließlich steht dem Bund im Rah­
men seiner Aufsicht nicht nur die Auf­
sicht über Rechtmäßigkeit, sondern 
auch über die Zweckmäßigkeit des 
Gesetzesvollzugs durch die Länder 
zu (Artikel 85 Abs. 4 GG). 

Verwaltungsbehörden 
des Bundes 

Allgemeines 
Bereits bei der Darstellung der Auf­

gaben und des "Integrierten Meß­
und Informationssystems" nach dem 
StrVG ist darauf hingewiesen wor­
den, daß die AufgabensteIlung sich 
im Laufe der Zeit herausgebildet und 
nach fortschreitenden Erkenntnissen 
im Bundesbereich vervollkommnet 
und erweitert hat. Dabei ist erkennbar 
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geworden, daß in verschiedenen 
Ressortbereichen angesiedelte Bun­
desbehörden oder -dienststellen die­
se Aufgaben erledigt haben (vgl. Bi­
schof, Erläuterungen zum StrVG, S. 
66 ff). Sie tun es auch heute noch, 
wenn auch mit Modifizierungen, die 
sich als nötig erwiesen haben und 
teils auch in anderer Zuordnung. 

Durch das Gesetz zur Errichtung 
eines Bundesamtes für Strahlen­
schutz vom 9. Oktober 1989 sind die 
Strahlenschutzvorsorgebehörden 
des Bundes komplettiert worden. Da­
mit ist ein länger dauernder Prozeß 
auf dem Wege zu einer optimalen ma­
teriellen Aufgabenerfüllung abge­
schlossen worden. 

DerVollständigkeit halber ist in die­
sem Zusammenhang zu erwähnen, 
daß internationale Abkommen und 
bilaterale Verträge auch auf dem Ge­
biet des Strahlenschutzes mehr Zu­
sammenarbeit und Sicherheitspart­
nerschaft herbeiführen sollen. 

Internationale Übereinkommen: 
- über die frühzeitige Benachrichti­

gung bei nuklearen Unfällen (26. 9. 
1986), 

- für die Hilfeleistungen bei Nu­
klearunfällen (26. 2. 1987). 
Bilaterale Verträge: 

- In den Jahren 1987/88 hat die Bun­
desregierung entsprechende Ver­
träge mit Frankreich, Dänemark, 
Norwegen, Schweiz, Spanien und 
der Sowjetunion abgeschlossen. 
Mit den osteuropäischen Staaten 
steht man dieserhalb in Verbin­
dung. Von besonderer Bedeutung 
ist in diesem Zusammenhang das 
Schnellinformationssystem der EG, 
das der Europäische Rat am 14. 12. 
1989 beschlossen hat und das in 
Kraft ist. 

Einrichtungen mit eigenem Meß­
stellenbereich 

Das durch das Gesetz über die Er­
richtung des Strahlenschutzbundes­
amt geänderte StrVG umreißt die je­
weiligen Aufgaben der Behörden und 
fOhrt diese auf. 

Im einzelnen sind es: 
Der Deutsche Wetterdienst (DWD) 

mit seinen rd . 30 über die Bundesre­
publik Deutschland 0NJ verteilten 
Meßstelien und dem Zentrallabor in 
Offenbach1M. (§ 11 Abs. 1 Ziff. 1). 

Der DWD ist zuständig für die Mes­
sung der Radioaktivität und für die 
Prognose der Ausbreitung im Bereich 
der Luft und der Niederschläge im ge­
samten Bundesgebiet. Diese Tätig­
keit schließt die einschlägige Ent­
wicklung und Festlegung von Probe­
nahme-, Analyse- , Meß- und Berech-
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nungsverfahren, die Durchführung 
von Vergleichsmessungen und -ana­
lysen ein. 

Daneben führt der DWD nuklid­
spezifische Aktivitätsmessungen in 
bei den ihm "zugewiesenen" Medien, 
Luft und Niederschläge, durch, was 
ihm durch die Verordnung zur Über­
tragung von Meß- und Auswerteauf­
gaben nach dem StrVG vom 3. 8. 
1989 zusätzlich zu den seitherigen 
Aufgaben übertragen wurde (§ 1 
Ziff. 2 d. VO). Hierbei kommt dem 
Zentrallabor des DWD eine wichtige 
(Leitstellen-)Funktion zu. 

Das Umweltbundesamt (UBA) und 
seine rd. 20 Meßstelien sind zustän­
dig für die Messung großräumiger 
Belastung und grenzüberschreiten­
der Transporte nicht-radioaktiver 
Luftschadstoffe und meteorologi­
scher Parameter. Eine einschlägige 
Strahlenschutzvorsorgeaufgabe hat 
das UBA durch die "Verordnung zur 
Übertragung von Meß- und Auswer­
teaufgaben nach dem StrVG" v. 3. 8. 
1989 zugewiesen erhalten. Dem 
UBA-Meßnetz wurde die Ermittlung 
der künstlichen Gesamtbeta- und 
Jod-131-Aktivitätskonzentration in 
der Luft neben dem DWD, allerdings 
ohne die nuklid spezifische Analyse 
von Aerosolen und ohne Alphaspek­
troskopie übertragen (§ 1 Ziff. 1 d. 
VO). Die Meßeinrichtungen wurden 
entsprechend ergänzt. 

Der Warndienst (WD) - ein Aufga­
bengebiet des seit Jahrzehnten be­
stehenden Zivilschutzes - mit seinen 
zehn Warnämtern (WÄ) und rd . 2000 
Meßstelien. Allein die Zahl der Meß­
stellen weist den WD mit als Kern­
stück des IMIS aus. Der WD ist zu­
ständig für die Messung der Gamma­
Ortsdosis-Leistung (ODL) und der im 
Boden abgelagerten Aktivität im ge­
samten Bundesgebiet. 

Warum Messung der Gamma­
Ortsdosis-Leistung? 

Die Antwort kann hier nur stark ver­
kürzt gegeben werden. Die Gamma­
strahlung ist die stärkste und am auf­
wendigsten abzuschirmende Strah­
lung. Die Alphastrahlen haben eine 
Reichweite von nur wenigen Zenti­
metern, die Betastrahlung reicht nur 
einige Meter. Beide haben nur eine 
vergleichsweise geringe Eindringtiefe 
in Materie. 

Demgegenüber hat die Gamma­
strahlung eine Reichweite von meh­
reren Kilometern und durchdringt 
dicke Materialschichten. Die Abschir­
mung davor erfordert dicke Schich­
ten von Material hoher Dichte. Die 
Neutronenstrahlung besitzt wie die 

Gammastrahlung eine hohe Durch­
dringfähigkeit. Zu ihrer Abschirmung 
sind im Gegensatz zur Gammastrah­
lung nicht dicke Schichten von Mate­
rial hoher Dichte, sondern wasser­
stoffhaltige Materialien (wiez. B. was­
sergebundener Zement, Paraffin, 
Wasser) besonders geeignet. 

Kurzum: Die Gammastrahlung ist 
diejenige mit dem größten Risiko und 
ist daher im Rahmen der Strahlen­
schutzvorsorge zu messen (zur ver­
kürzt und einfach dargestellten Pro­
blematik der Strahlung ist auf die all­
gemeinverständliche Schrift des 
Bundesverbandes für den Selbst­
schutz "Strahlenschutz im Selbst­
schutz", 1. Auflage zu verweisen). 
Das Meßnetz des WD überzieht die 
Bundesrepublik Deutschland (West­
teil) mit automatischen Meßstellen, 
die in einem mittleren Abstand von 11 
km voneinander installiert sind, deren 
Meßköpfe sich 1 m über der Erd­
oberfläche befinden und die eine 
Messung der örtlichen Strahlungsin­
tensität bis hinab zum Pegel der 
natürlichen Umgebungsstrahlung er­
lauben. 

Die Meßstelien sind organisato­
risch nach geographischen Ge­
sichtspunkten jeweils einem von 
zehn Warnämtern zugeordnet. Die 
Kommunikation zwischen den 
Warnämtern und Meßstelien erfolgt 
über das öffentliche Fernsprechnetz. 
Das Meßsystem erfüllt hinsichtlich 
des Meßbereichs der Sonden, der 
gemessenen und gespeicherten Do­
sisleistungsmittelwerte, der Übertra­
gungszyklen sowie der Schnittstellen 
der Zentralstationen auch die Anfor­
derungen für eine Einbindung in das 
integrierte Meß- und Informationssy­
stem zur Überwachung der Umwelt­
radioaktivität . Das ist geschehen. Die 
Meßgeräte arbeiten kontinuierlich 
und setzen bei Schwellenüberschrei­
tungen und bei Tendenzerkennungen 
Eigenmeldungen ab, so daß das 
Meßnetz auch die Funktion der 
Frühwarnung erfüllt. Dieses System 
wird auf die neuen Bundesländer 
ausgedehnt. 

Dem WD kommt im Rahmen sei­
ner AufgabensteIlung nach dem 
StrVG ein weiteres zu. Von entschei­
dender Bedeutung für die Beurtei­
lung der Umweltradioaktivität ist die 
Kenntnis der Bodenkontamination, 
wobei hier neben der Gesamtaktivität 
die Kenntnis der Nuklidverteilung der 
abgelagerten radioaktiven Stoffe im 
Vordergrund steht. Nur an hand der 
Nuklidspektren und der daraus zu ge­
winnenden Kenntnisse hinsichtlich 
Halbwertszeit, Migrationsvermögen 



oder Mobilität in der Nahrungskette 
lassen sich verläßliche Prognosen 
hinsichtlich der Auswirkungen auf 
den Menschen erstellen. 

Unbeschadet ihrer Notwendig­
keit läßt sich diese Aufgabe weder 
der Aufgabenzuteilung des § 2 
Abs. 1 noch dem § 11 als solche des 
Bundes entnehmen. Es handelt sich 
bei ihr, unbeschadet dessen, daß sie 
großräumig erfolgen soll und muß, 
um eine in Bundesauftragsverwal­
tung durch die Länder zu erfüllende 
Aufgabe, was aus der Aufgabenver­
teilung des § 3 Abs. 1 Ziff. 5 folgt. Es 
ist indessen nicht damit zu rechnen, 
daß die Länder diese Aufgabe für sich 
reklamieren (Roewer, Strahlen­
schutzvorsorgegesetz, Kommentar, 
zu § 11 StrVG). 

Unter Berücksichtigung des 
bestehenden flächendeckenden 
Gamma-Ortsdosisleistungsmeßnet­
zes des Warndienstes ist es ausrei­
chend, wenn mobile Meßgeräte zur 
nuklidspezifischen Messung der auf 
dem Boden abgelagerten radioakti­
ven Stoffe vorgehalten werden. Die­
se Meßgeräte sind zusammen mit 
den erforderlichen Ausrüstungen 
(Energieversorgung, Funktelefon) auf 
Fahrzeugen installiert und messen 
die örtlichen Ablagerungen auf dem 
Boden. Die Kenntnis der Nuklidver­
teilung an verschiedenen Meßorten 
und die gleichzeitige Kenntnis der 
Gamma-Ortsdosisleistung erlauben 
eine Bestimmung der abgelagerten 
Aktivität flächendeckend, da davon 
ausgegangen werden kann, daß sich 
die Nuklidverteilung qualitativ nicht 
ändert. Hierfür werden zehn mobile 
nuklidspezifische Meßeinrichtungen 
benötigt, deren ständige Einsatzbe­
reitschaft sicherzustellen und sicher­
gestellt ist. Diese Spezialfahrzeuge 
sind jeweils bei einem der zehn 
Warn ämter stationiert und werden 
dort unterhalten und gewartet. 

Die Meßwerte sowohl der Ortsdo­
sisleistungsmessungen als auch der 
nuklid spezifischen Bodenmessun­
gen laufen bei den jeweiligen WÄ zu­
sammen und werden zu Plausibi­
litätskontrollen an das IAR und da­
nach von dort an die Zentral stelle des 
Bundes weitergeleitet. 

Das IAR des BfS steuert den Ein­
satz der mobilen Meßeinrichtungen 
zur Erfassung der Oberflächenkonta­
mination des Bodens in Abstimmung 
mit der Zentralstelle des Bundes. 

Das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS), Salzgitter, mit seinem Institut 
für Atmosphärische Radioaktivität 
(IAR), Freiburg, ist zuständig für 
- die Spurenanalyse. Darunter ist die 

Messung spezieller, nur mit höhe­
rem technischen Aufwand zu mes­
sender Nuklide und Nuklidgruppen 
(Sondernuklide) zu verstehen. Die 
Messung solcher Nuklide bzw. Nu­
klidgruppen ist meist mit einer Auf­
arbeitung vom Sammelproben ver­
bunden, die zu einer wesentlich 
niedrigeren Nachweisgrenze führt 
als sie im Routinebetrieb möglich 
ist. 
Das IAR des BfS ist für derartige 

Analysen ausgerüstet und über­
nimmt im Rahmen des integrierten 
Meß- und Informationssystems 
- die Messung und Interpretation von 

Sondernukliden, 
- die nuklidspezifischen Messungen 

der Edelgasaktivität in der Luft 
(z. B. Krypton) und 

- die Plausibilitätsprüfung der ihm 
aus dem Bereich des WO zugelei­
teten Meßergebnisse der 2000 WD­
Meßstelien sowie deren Sammlung 
und Weiterleitung an die Zentral­
steile des Bundes. 
Dem IAR kommt für seinen Bereich 

ebenfalls Leitstellenfunktion zu. 
Bundesanstalt für Gewässerkunde 

(BfG), Koblenz, mit seinen rd . 30 
Meßstelien und Zentrallabor. 

Die BfG mit seinen Meßstelien ist 
für die Messung und Überwachung 
der Radioaktivität an und in den Bun­
deswasserstraßen zuständig. Die 
Meßstelien wurden vornehmlich un­
ter dem Gesichtspunkt eingerichtet, 
die in Oberflächengewässer einge­
tragenen radioaktiven Stoffe aus 
kerntechnischen Anlagen zu überwa­
chen. Dazu wird kontinuierlich und si­
multan die Gesamt-Beta- und Gam­
ma-Aktivität in der fließenden Welle in 
zwei unabhängigen Meßkanälen 
überwacht. Neben der automati­
schen kontinuierlichen Messung der 
Gesamtaktivität sind die BfG-Meß­
stellen mit automatischen Probenah­
meeinrichtungen ausgestattet. Die 
automatische Probenahme wird bei 
Schwellwertüberschreitungen aus­
gelöst. Die gewonnenen Proben wer­
den bei der BfG in Koblenz nuklid­
spezifisch ausgewertet. 

Eine Verdichtung des automati­
schen Meßnetzes zur Überwachung 
der Umweltradioaktivität ist nicht er­
forderlich, da sich in Fließgewässer 
eingebrachte radioaktive Stoffe ent­
sprechend der gerichteten Strömung 
ausbreiten und damit eine unvorher­
sehbare Verteilung radioaktiver Stof­
fe wie etwa bei der Verfrachtung mit 
der Luft nicht möglich ist. Bei einem 
Eintrag radioaktiver Stoffe in die 
Fließgewässer ist das Meßnetz in der 
Lage, eine Frühwarnung für Vorsor-

gemaßnahmen sowie eine Prognose 
über die Entwicklung der Radioakti­
vität in der fließenden Welle zu geben. 

Für seinen Bereich hat das BfG 
auch Leitstellenfunktion. 

Deutsches Hydrographisches In­
stitut (DHI), Hamburg, mit rd. zehn 
Meßstelien auf Feuerschiffen, Platt­
formen, Helgoland und seinem Zen­
trallabor. 

Das DHI ist zuständig für die Mes­
sung und Überwachung der Radio­
aktivität in Nord- und Ostsee sowie in 
den Küstengewässern. Die Meßwer­
te der kontinuierlich arbeitenden 
Meßstelien zur Erfassung der Ge­
samt-Gamma-Aktivität werden zum 
DHI übertragen. Für auf See befindli­
che Meßstationen ist eine Daten­
übertragung über Satellit von den 
Meßstelien nach Offen bach (DWD) 
geplant, von wo sie über die Daten­
leitungen des DWD zum DHI weiter­
geleitet werden. Für die Übertragung 
der auf dem Festland gelegenen Sta­
tionen kommen alternativ auch Post­
leitungen in Betracht. 

Bei Schwellwertüberschreitungen 
werden automatisch Proben genom­
men, die so schnell wie möglich, vom 
DHI veranlaßt, von den Meßstationen 
abgeholt werden und in Hamburg im 
Labor des DHI nuklidspezifisch aus­
gewertet werden. Unter Berücksich­
tigung der relativ langsamen Ausbrei­
tung radioaktiver Stoffe im Wasser ist 
dies für Zwecke der Überwachung 
der Umweltradioaktivität ausrei­
chend. 

Dem Meßnetz des DHI kommt die 
Aufgabe der Frühwarnung bei Eintritt 
eines Unfalls mit radioaktiven Frei­
setzungen im Seegebiet mit Auswir­
kungen auf die deutschen Küstenge­
wässer zu. Gegebenenfalls .ist auch 
die Detektion radioaktiver Stoffe, die 
über Niederschläge in das Meer ein­
gebracht wurden, möglich. Darüber 
hinaus kommt diesem Meßnetz die 
Aufgabe der kontinuierlichen Über­
sichtsmessungen im Meerwasser so­
wie in den Küstengewässern zu. 

Im Falle eines Ereignisses mit Aus­
tritt von Radioaktivität in der Nord­
und Ostsee oder in angrenzenden 
Gewässern ist es notwendig, Pro­
gnosen über die Verfrachtung zu er­
stellen. Dazu ist die Möglichkeit vor­
zusehen, kurzfristig Proben auch aus 
weiter entfernten Seegebieten zu 
entnehmen und zum DHI zu beför­
dern. Beim Deutschen Hydrographi­
schen Institut erfolgt die Plausibi­
litätskontrolle der Meßdaten sowie 
die Erstellung von Prognosen über 
die zu erwartende Entwicklung. Die 
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aufbereiteten Daten werden zur Zen­
tralstelle des Bundes übertragen. 

Auch das DHI hat für seinen Be­
reich eine Leitstellenfunktion . 

Die reinen leitstellen 

Eingangs ist bereits ausführlicher 
auf das Bewertungsmonopol des 
Bundes hingewiesen worden. Es be­
zieht sich auf die Radioaktivitätsda­
ten, die durch Institutionen des Bun­
des (s.o.) und durch Einrichtungen 
der Länder gewonnen werden. Weit­
reichende Folgerungen gehen davon 
aus. Um so wichtiger ist es daher, daß 
alle mit Meßaufgaben betrauten Stei­
len ihre Aufgaben nach einheitlichen 
Kriterien erledigen. Gerade im Be­
reich der Nahrungs- und Genußmittel 
sowie des Wassers wird das jeder­
mann deutlich. 

Dem hat das StrVG dadurch Rech­
nung getragen, daß in diesem Be­
reich bestimmte, qualifizierte Einrich­
tungen des Bundes beauftragt wur­
den, Querschnittsgrundlagen zu 
schaffen , und zwar für 
- die Entwicklung und Festlegung 

von Probenahme-, Analyse-, Meß­
und Berechnungsverfahren, die 
Durchführung von Vergleichsmes­
sungen und Vergleichsanalysen, 

- die Zusammenfassung, Aufberei­
tung und Dokumentation der ermit­
telten und übermittelten Daten (§ 2 
Abs. 1 Ziff. 2 +3). 
Im einzelnen werden die vorste­

henden Aufgaben erledigt durch: 
- die Bundesforschungsanstalt für 

Ernährung im Bereich der Lebens­
mittel , 

- die Bundesanstalt für Milchfor­
schun~ im Bereich der Milch, 
Milchprodukte, Futtermittel, Bo­
den, Pflanzen und Düngemittel, 

- die Bundesforschungsanstalt für 
Fischerei mit ihrem Labor für Ra­
dioökologie der Gewässer im Be­
reich Fische, FIschprodukte, Kru­
sten- und Schalentiere, Wasser­
pflanzen und Plankton , 

- das Bundesamt für Strahlenschutz 
-Institut für Strahlenhygiene im Be-
reich Tabakerzeugnisse, Bedarfs­
gegenstände, Arzneimittel und de­
ren Ausgangsstoffe, 

- die Bundesanstalt für Gewässer­
kunde im Bereich oberirdischer Ge­
wässer, 

- das Bundesgesundheitsamt -Insti­
tut für Boden-, Wasser- und Luft­
hygiene im Bereich Trink-, Grund­
und Abwasser, Klärschlamm, Rest­
stoffe und Abfälle. 
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Die Physikalisch-Technische Bun­
desanstalt (PTB), Braunschwelg, 
stellt die Radioaktivitätsstandards für 
die vorgenannten Arbeiten an den 
Querschnittsgrundlagen bereit. Da­
bei handelt es sich darum, eine genü­
gend genaue Meßsicherheit hinsicht­
lich der Meßrichtigkeit und Meßbe­
ständigkeit von Radioaktivitätsmes­
sungen durch Schaffung von Voraus­
setzungen der Meßmethodik und der 
Meßgerätebauarten herbeizuführen. 
Die PTB hat eine Schlüsselfunktion 
im Gesamtsystem der Strahlen­
schutzvorsorge. Daneben mißt das 
PTB Sondernuklide, um so neben 
dem IAR und DWD (Zentraliabor) eine 
dichtere netzmäßige Erfassung die­
ser Sondernuklide zu gewährleisten. 

Damit sind die Verwaltungsbehör­
den, und ihre Aufgaben nach dem 
StrVG zusammenfassend darge­
stellt. 

Betretungsrecht 

Ähnlich, jedoch nicht so weitge­
hend wie in den Landeskatastro­
phenschutzgesetzen, die der frie­
densmäßigen Katastrophenabwehr 
dienen, enthält auch das StrVG eine 
Bestimmung, die das Betreten von 
Grundstücken u. a. und die Probe­
nahme regelt (§ 12). Sie gibt Beauf­
tragten der zuständigen Behörden im 
Rahmen der Zweckbestimmung des 
Gesetzes (§ 1) die Befugnis, 
- Grundstücke sowie Betriebs- und 

Geschäftsräume während der Be­
triebs- und Arbeitszeit (auch gegen 
den Willen der Eigentümer bzw. In­
haber) zu betreten, 

- dort die Radioaktivität zu ermitteln 
und 

- von den Grundstücken und aus den 
Betriebs- und Geschäftsräumen 
Proben zu entnehmen. 
Das Betretungs- und Probeent­

nahmerecht schließt die Befugnis ein, 
vom Eigentümer oder Betriebsinha­
ber Proben von dem zu untersuchen­
den Gegenstand zu fordern oder ent­
nehmen zu lassen. Außerhalb der Be­
triebs- und Arbeitszeit ist das Betre­
ten und Probenehmen nicht zulässig, 
es sei denn, es geschieht einver­
nehmlich auf freiwilliger Basis. 

Straf-, Bußgeld- und 
Einziehungsvorschriften 

Zur Durchsetzung von Geboten 
und Verboten im Rahmen des StrVG 

werden Straf- und Bußgeldvorschrif­
ten sowie Vorschriften über die Ein­
ziehung von Gegenständen, auf die 
sich eine Straftat oder Ordnungswid­
rigkeit bezieht, erlassen (§§ 13, 14, 
15). 

Straftaten 
Als Straftat werden Zuwiderhand­

lungen bestraft, die sich gegen 
Rechtsverordnungen , auch sog. Eil­
verordnungen (RVOen), die Verbote 
und Beschränkungen bei Lebensmit­
teln, Futtermitteln, Arzneimitteln und 
sonstigen Stoffen enthalten, richten, 
soweit die RVOen für bestimmte Tat­
bestände auf die Strafvorschrift des 
§ 13 verweisen. Das gleiche gilt auch 
für solche RVOen, die zur Erfüllung 
von völkerrechtlichen oder gemein­
schaftsrechtlichen Verpflichtungen 
erlassen werden. 

Ordnungswidrigkeiten 
Wer die zuvor behandelten 

Straftatbestände (§ 13) fahrlässig be­
geht, handelt ordnungswidrig (§ 14 
Abs. 1). Ebenso handelt ordnungs­
widrig, wer einer vollziehbaren Hand­
lung der Grenzbehörden (§ 8 Abs. 1 
+ 2) zuwiderhandelt (§ 14 Abs. 2). 

Einziehung 
Schließlich schafft das StrVG eine 

Bestimmung, nach der Gegenstän­
de, auf die sich eine Straftat bzw. 
Ordnungswidrigkeit im dargelegten 
Sinne beziehen, eingezogen werden 
können (§ 15 S. 1). Durch den Hinweis 
der Einziehungsvorschrift (§ 13 S. 2) 
auf § 74a StGB und der im wesentli­
chen gleichen Vorschrift des § 23 
OWiG gilt im Strahlenschutzvorsor­
gerecht nicht nur die beschränkte, 
sondern eine erweiterte Einziehungs­
möglichkeit. Danach dürfen Gegen­
stände auch dann eingezogen wer­
den, wenn derjenige, dem sie zur Zeit 
der Entscheidung gehören oder zu­
stehen, "erstens wenigstens leicht­
fertig dazu beigetragen hat, daß die 
Sache oder das Recht Mittel oder Ge­
genstand der Tat oder Vorbereitung 
gewesen ist oder zweitens die Ge­
genstände in Kenntnis der Umstän­
de, welche die Einziehung zugelas­
sen hätten, in verwerflicher Weise ge­
worben hat". 

Schlußbemerkungen 

"Das Strahlenschutzvorsorgege­
setz schafft in wesentlichen Berei­
chen, insbesondere durch die Ver­
ordnungs-Ermächtigungen, aber 



auch durch Einzelregelungen zum 
Überwachungssystem, Grundlagen, 
die, wenn sie bereits unmittelbar 
nach Tschernobyl vorhanden gewe­
sen wären, sicher zu einer erheblich 
besseren Bewältigung der Probleme 
hätten führen können" (so Rengeling, 
Das neue Strahlenschutzvorsorgege­
setz, DVBI. 1987 S. 204 ff). 

Natürlich wirkt hier auch suprana­
tionales Recht der EG mit hinein, was 
sich durch das Zusammenwachsen 
Europas noch verstärken wird. 

Verwendete Uteratur. 

- Das Deutsche Bundesrecht, Dezember 1988, Bi­
schof, Erläuterungen zum Gesetz zum vorsor­
genden Schutz der Bevölkerung gegen Strah­
lenbelastung (Strahlenschutzvorsorgegesetz -
StrVG). 

aktivität - Neukonzeption des FrOhwarnsystems 
-1986. 

- Weiss, Bundesamt für Zivilschutz, Institut fOr At-
mosphärische Radioaktivität, Freiburg , Das 
Meßnetz des Bundesamtes 10r Zivilschutz. 

- Ossenberg, Zivilschutz-Magazin, 1988, Heft 
12/88 S 21 ff, Messen, Auswerten, Aufbereiten, 
Das neue Meß- und Informationssystem des 
Warndienstes. 

- Bundesverband für den Selbstschutz, Bonn, 
Broschüre - Strahlenschutz Im Selbstschutz. 1. 
Auflg. 

"Für sich allein gewährleistet die­
ses Gesetz noch nicht die erforderli­
che Vorsorge. Es bedarf hierzu der Er­
gänzung durch Verordnungen, zu de­
nen es verschiedene Bundesminister 
ermächtigt. Von dem Inhalt dieser 
Verordnungen wird es abhängen, ob 
das Strahlenschutzvorsorgegesetz 
seinen Namen zurecht trägt" (Czajka, 
Das Strahlenschutzvorsorgegesetz, 
NVwZ 1987 S. 556 ff). 

- Schriftenreihe Umwelt 90 des BMU, Heft Strah­
lenschutz und Reaktorsicherheit. 

- Strahlenschutzvorsorgegesetz, Kommentar von 
Roewer, Can Heymanns Verlag. 

- Fischer, 30 Jahre Überwachung der Umweltra­
dioaktMtät in der Bundesrepublik Deutschland, 
1986, Vortrag. 

- BMU. Zentrale Bestandteile des Integrierten 
Meß- und Infonnationssystems zur Überwa­
chung der Umweltaktivität nach dem Strahlen­
sChutzvorsorgegesetz, 20. September 1988. 

- Schutzkommission beim Bundesminister des In­
nern, Ook 711, Überwachung der Umweltradio-

- GüntherfTretschok, Kritische Justiz, 1987 S. 53 
ff, Vom Strahlenschutz zur Informationsherr­
schaft Ober Strahlen - Das Strahlenschutzvor­
sorgegesetz 1986. 

- Rengeling , Das neue StrahJenschutzvorsorge­
gesetz. DVBI1987, S. 204. 

- Czajka, Das Strahlenschutzvorsorgegesetz, 
NVwZ 1987, S. 556 

- Peine, Verlassungsprobleme des StrahJen­
schutzvorsorgegesetzes, Natur und Recht 1988, 
Heft 3, S. 115. , 

- Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft. 
- SeifertlHOmig, Grundgesetz für die Bundesre-

publik Deutschland, Das Deutsche Bundes­
recht, Taschenbuchkommentar, 2. AufIg. 1985, 
Nomos Vertagsgesellschaft, Baden-Baden . 
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22. bis 24. Januar 1993: 
Ausstellung und Fachtagung 
.. FIRE" 

Bangkok 
Info: FMJ International Pu­

blications Ud., Queensway 
House - 2 Queensway, RedhilI 
Surrex RHI I QS, England 

I. bis 3. April 1993: .. Ret­
ten und Bergen", Fachausstel­
lung für den Brand- und Kata­
strophenschutz, Rettungs­
dienst und Umweltschutz 

Berlin 
Info: Weber Werbung, Klus 

7-12, 3223 Delligsen 
6. bis 8. Mai 1993: .. UBA 

93", 3. Fachmesse ftir Um­
welt-, Brand- und Arbeits­
schutz 

Cottbus 
Info: BIB GmbH, Karl­

straße 52, 0-7500 Cottbus 
27. bis 30. Mai 1993: X. In­

remationale Feuerwehr-Stern­
fahrt 

Gyula (H) 
Info: Organisationskomitee 

der X. Internationalen Feuer­
wehr-Stemfahn, Postfach 64, 
H-570 I Gyula (Ungarn) 

Ter",;ne 

17. bis 20. Juni 1993: 125 
Jahre Landesfeuerwehrver-
band Niedersachsen 

Hannover 
Info: LFV Niedersachsen, 

Am Maschpark I/Haus 4, 
3000 Hannover I 

11. bis 17. Juli 1993: 10. In­
temationale Feuerwehrwett­
kämpfe und 9. Internationaler 
Wettbewerb für Jugendfeuer­
wehren 

Berlin 
Info: 8erliner Feuerwehr, 

Nikolaus-Groß-Weg 2, 1000 
Berlin 13 

1. bis 5. September 1993: 
Fachausstellung .. Security 93" 

New Delhi (Indien) 
Info: NOWEA [ntemational 

GmbH , Postfach 320203, 
4000 Düsseldorf 30 

26. bis 29. Oktober 1993: 
Arbeitsschutz und Arbeitsme­
dizin .. A+A 93" - Fachmesse 
und Kongreß 

Düsseldorf 
Info: Messegesellschaft 

mbH, Postfach 320203, 4000 
Düsseldorf 30 

24. bis 26. November 1993: 
Fachmesse für Katastrophen­
schutz und Hilfeleistung .. Res­
cue 93« 

Utrecht (NL) 
Info: Jaarbeurs, Jaarbeurs­

plein 6, NL-352 I Utrecht 
3. bis 8. Juni 1994: Inter­

schutz - Der Rote Hahn 
Hannover 
Info: Deutsche Messe- und 

Ausstellungs-AG, Messe-
gelände, 3000 Hannover 82 

Seminare und Lehrgänge von 
InstHuten und Finnen 

Brandschutz- und Kata­
strophenschutzschule Hey­
rothsberge, Biederitzer 
Straße 5, 0-3101 Hcyroths­
berge: 

30. November bis 4. De­
zember: Baulicher Brand­
schutz, Industriebauten; 

14. bis 18. Dezember: 
Brandsicherheitsschau . 

Technische Akademie Ess­
lingen, Postrach 1265, 7302 
Ostfildern: 

I. Dezember: Explosions­
gefahren. 

Technische Akademie 
Wuppertal e. V., Postrach 
100409,5600 Wuppertall: 

14. und 15. Dezember: 
Brandschadenverhütung in 
Schalt- und Meßwarten; 

15. und 16. Dezember: 
Brandschutzkonzepte; 

26. und 27. Januar 1993: 
Vorbeugender baulicher 
Brandschutz - Teil I. 

28. und 29. Januar 1993: 
Vorbeugender baulicher 
Brandschutz - Teil 11. 

Prosicht GmbH, Münster­
straße 5, 4700 Hamm: 

8. bis 10. Dezember: Si­
cherheit in Industrieanlagen. 
(Anlagensicherhei~ Störfall­
VO, Ex-Schutz, Brandschutz). 
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I Bundesyerband für den SelbsuchuU 

QuerdurcIJ 
NiederstlcIJsen 

Hildesheim 

"Können Sie in Gefahrensi­
lualionen richlig handeln?" So 
laulele da> MOllo einer Akl ion, 
die der BVS in Zusammenar­
beil mil der DLRG, dem DRK 
und der Freiwilligen Feuer­
wehr durchfühne. Diese Akli­
on wurde 7um drillen Male 
während der Badesaison im 
Freibad ordSlemmen durch­
gefühn. Der Sicherheilswell­
bewerb lief in der Zeil von 
12.00 bi, 15.00 Uhr und er­
slreckle ,ich über 8 Slalionen. 
Die Schirmherrschaft hallen 
OnsbürgernlCislerin Erika 
Grzemba lind der sIelIv. Ge­
samlgemeindedireklor Rolf 
Prager übernommen. Insge­
samt konnten 22 Teilnehmern 
Urkunden und Medaillen aus­
gehändigl werden. Darüber 
hinaus erhielten die erSlen 
neun Teilnehmer einen Preis. 

lIicltpunltl Nord­
mein-Weslftllen 

Duisburg 

Um die akluelle Situalion 
im Zivil- und SelbslschulZ 
ging es bei einern Gespräch 
mil dem Parlamentarischen 
StaalSsekrekliir im Bundesmi­
nislerium für Arbeil, Horsl 
Günler, an dem neben B VS­
Diensl;lelienleiler Benhold 
Bose auch BVS-Lande"lel­
lenleiler Peler Eykmann leil­
nahm. 

Der Bc\ucher aus Bo"n in­
tcressiene \ich dabei beson­
ders für die Auswirkungen der 
organisalorischen Verände­
rungen des BVS auf das Infor­
malions- und Bildungsangebol 
für die Bevölkerung. Dazu 
Günler: "SelbstschulZ bedeu­
leI, daß pra~lisches Wissen für 

Psychiatrie In Lippsladl­
Eickelborn: "Die sehr ange­
nehme Vortragsfoml dürfte für 
den jeweiligen Teilnehmer­
kreis eine nachhahige, posili­
ve Wirkung hinlerlassen ha­
ben", heißI es unter anderem. 

Paderborn 

Gespräch in Ouisburg: Parlamentarischer Staatssekretär Horst Gün­
tcr (M ille), BVS-Lundesstellenlei lcr Peler Eykmann (links) und ßVS­
Dienststellenleiter Uerthold Hose. 

Ein sehenes Jubiläum konn­
ledie BVS-DienSlslelle Pader­
bom registrieren: Sie venm­
Slahele jetzl ihren 50. Sicher­
heilswenbewerb. Ein Ange­
bot, mit dem sie sich vor zehn 
Jahren zum ersten mal an die 
Bevölkerung gewandl hane 

Hilfe in otsitu3tionen erwor­
ben werden kann. Das muß 
auch in Zukunflmöglich sein." 
Der Poliliker weiter: "Gerade 
den ehrenamIlichen Helfern, 
die sich mil viel Engagemenl 
in ihrer Freizeit in den Dienst 
dieser humanitären Sache stel­
len, falh bei der geplamen Re­
duzierung des hauplamllichen 
Personals eine besondere Be­
deutung zu." 

Der Parlamentarische 
Staal;sekrelär belrachlel die 
schrillweise Übernahme der 
Ausbildung im SelbslschulZ 
durch die Gemeinden eher 
skeplisch, da die finanzielle 
Lage der Kommunen extern 
angespannt sei. 

Arnsberg 

In ihrem Bemühen um Aus­
und Weilerbildung in den Be­
lrieben, zum Beispiel in Fonn 
von Einführungslehrgängen, 
iSI die BVS-DienSlSlelle Arns­
berg erfolgreich. Nach mehr 
als 250 enlsprechenden Veran­
slahungen iSI das Echo in der 
Bevölkerung nach wie vor 
groß. 

So bedankle sich <um Bei­
spiel der LandschaflSverband 
Weslfalen-Lippe für 17 erfolg­
reiche BVS-VeranSlallungen 
in der Weslfalischen Klinik für 

Nachruf 

Am 5. Augusl 1992 ver­
slarb der ehemalige Leiler 
der BVS-Bundesschule 
Waldbröl 

Hans-Gerha rd Meyer 

im Aher von 88 Jahren in 
Waldbröl. 

Am27. Oktober 1904 in 
Zenin (Pommern) gebo­
ren, besuchle Meyer nach 
dem Abilur die Höhere 
Poli<eischule in POlsdam­
Eiche, die er als Polizei­
Offi,ier verließ. Anschlie­
ßend war er bei der 
Schulz- und späler bei der 
Landespolizei läIig. 1935 
bis 1945 war er an der 
Kriegsakademie, zulelzl 
als Oberst. 

1953 kam Meyer zum 
damaligen Bundesluft­
schulzverband, wo er bis 
1955 die Kreisslelle AI­
fe ld/Leine ehrenamIlieh 
leilele. Von 1955 bis 1956 
warerehrenamtlicher Lei­
ler der Fahrbaren Schule 
Niedersachsen. Am 16. 

April 1956 übernahm er 
hauptamIlieh die Leilung 
der Bundesschule in 
Waldbröl. 

In Anerkennung seiner 
VerdiensIe rur den Zivil­
schutz erhieh Meyer 1966 
die BVS-Ehrennadel. 

Am 16. März 1970 
schied Meyer aus Ahers­
gründen aus dem Dienst 
beim Bundesverband rur 
den Selbstschutz. 

Mil viel Umsichl und 
organisalorischer Bega­
bung leilele Meyer lange 
Jahre die Geschicke der 
Schule. In seiner mensch­
lich sympathischen Art 
war er um das Wohlerge­
hen jedes einzelnen Lehr­
gangsleilnehmers bemühl 
und besorgl, so daß sich 
die BVS-Milarbeiter und 
alle Teilnehmer- an lehr­
gängen und Tagungen in 
der Bundesschule stels gUI 
aufgehoben fühhen. Sein 
verbindliches Wesen haue 
ihm zahlreiche Freunde 
erworben. 

Ilundesverba nd für den Selbstschutz 
Der Direklor 

Schuch 
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und das sich auch in diesem 
Sommer wieder als ein Renner 
in punctoÖffentlichkeitsarbeit 
erwies. 

Die Bilanz dieser erfolgrei­
chen Serie, die in jedem Jahr 
Schwerpunkt der sommerli­
chen Aktivitäten ist, kann sich 
sehen lassen: In insgesamt 21 
Städten und Gemeinden des 
Dienststellenbereichs konnten 
die jeweiligen Schirmherren­
vom Regierungspräsidenten 
über den OberkreisdireklOr bis 
hin zu örtlichen Repräsentan­
ten - bei nahe 6000 B ürgeri n­
nen und Bürger begrüßen. Je 
Sicherheits wettbewerb waren 
dies im Schnitt 120 Personen 
bei durchschnittlich neun 
Übungsaufgaben. 

Körllinghausen 

In der BVS-Schule Kört­
linghausen nahmen Bauinge­
nieure aus verschiedenen Bun­
desländern an einer Schu­
lungsveranstaltung teil. Zwei 
Wochen lang hatten die Teil­
nehmer die Möglichkeit, sich 
in Theorie und Praxis sowohl 
im betrieblichen Brandschutz 
als auch im Schutz gegen che­
mische Gefahren sowie in der 
Organisation und Führung des 
betrieblichen Katastrophen­
schutzes weiterbilden zu las­
sen. Außerdem galt es, eine 
Werks- undlletriebsanalysezu 
erstellen, und schließlich 
gehönen zum Unterrichtsplan 
auch die Vennitt lung von 
Kenntnissen über das staatli­
che Hilfeleistungssystem. 

Der betriebliche Katastro­
phenschutz, der von den je­
weiligen Arbeitgebern einge­
richtet und unterhalten wird, 
soll Leben und Gesundheit der 
Mitarbeiter 3m Arbeitsplatz 
gewährleisten und damit auch 
den Arbeitsplatz sicherer ma­
chen. 

Duisburg 

Rechtzei tig zu Beginn der 
Urlaubszeit wandte sich die 
BVS-Dienststelle Duisburg 
mit der Aktion "Fit in die Fe­
rien" an die Bevölkerung. Zum 
Angebot gehörten Quizveran­
staltungen ebenso wie Vor­
führungen aus dem Bereich 
der Ersten Hilfe. Mehr als 100 
Bürgerinnen und Bürger nah­
men zum Beispiel in Oberhau­
sen an einem entsprechenden 
Spiel- und Sponwochenende 
des BVS teil , um bei dieser Ge­
legenheit ihr Wissen im Be­
reich der Notfallhilfezu testen. 
Teil der Aktion war auch ein 
Sicherheitswettbewerb, bei 
dem sich 30 Bürger ins Zeug 
legten. 

Auf sei ne Sommeraktion 
"Fit in die Ferien" machte der 
BVS mit Plakaten und Hand­
zetteln in Duisburger und 
Oberhausener Schulen auf­
merksam. Das Angebot: In der 
ersten oder zweiten Ferien­
hälfte kann jeder sein Wissen 
im Bereich der Notfallhilfe 
auffrischen, indem er einen 
Selbstschutz-Grundlehrgang 
besucht. 

Die Tei lnehmer der Schulungsveranstalt ung in Körtlinghausen stel len 
sich zum Erinnerungsroto. ---

Hessensplegel 

Johannisberg 

Ende August fand zum drit­
ten Male der Helfenag für die 
im Katastrophenschutz mit­
wirkenden Organisationen im 
Regierungsbezirk Darrnstadt 
statt. Mehrere tausend Besu­
cher und ehrenamtliche Helfer 
mit ihren Familien fanden sich 
dazu in Johannisberg ein. 

Unter der Schirmherrschaft 
des Darmstädter Regierungs­
präsidenten Dr. Horst Daum 
wurde den Besuchern die Lei­
stungsbereitschaft des Bevöl ­
kerungsschutzes demonstrien. 
Neben dieser Präsentation für 
die Bevölkerung verband der 
Regierungspräsident damit 
seinen Dank an die ehrenamt­
lichen Mitarbeiter des Kata­
strophenschutzes. 

Gleichzeitig bot dieser Hel­
fertag Regierungsdirektor UI­
rich Lüdke, Dezernent für Zi­
vil- und Katastrophenschutz 
beim Regierungspräsidium , 
die Gelegenheit, sich von den 
vielen Helfern der Organisa­
tionen zu verabschieden. Zwi­
schen Lüdke und den Helfern 
hat sich im Laufe der Jahre 
eine überaus gute Zusammen­
arbeit entwickelt. 

Lüdke, der nach Erreichen 
der Altersgenze in den Ruhe­
stand wechselt, hatte sich über 
Jahrzehnte für die Belange des 
Katastrophenschutzes einge-

setzt. Die Verbreitung des 
SelbslSChutzgedankens war 
für ihn damit unmittelbar ver­
bunden. Seine vielfaltigen 
Kontakte hat Lüdke immer 
wieder genutzt, um auf die 

otwendigkeit der ergänzen­
den Eigenvorsorge hinzuwei­
sen. 

Eigens zu dieser Veranstal­
tung angereist war der Präsi­
dent des Bundesamtes für den 
Zivilschutz (BZS), Hans-Ge­
org Dusch. Neben vielen Ge­
sprächen mit anderen Organi­
sationen halle auch BVS-Lan­
desstellenleiter Hachen die 
Möglichkeit zu einem Erfah­
rungsaustausch mit dem Di­
rektor. 

Sehr interessiert zeigte 
Dusch sich beim BVS-Sicher­
heilsquiz, der mit vorbereite­
tem Fragebogen und einem 
Frage-Antwon-Gerät durch­
geführt wurde. Überrascht 
vom großen Andrang am 
B VS-Stand - insgesamt nah­
men rund 180 Personen inner­
halb von vier Stunden arn Quiz 
teil -, beteiligte sich auch der 
BZS-Präsident am Wettbe­
werb. 

Wie für die Hilfsorganisa­
tionen war dieser Helfertag 
auch für den BVS erfolgreich. 
Der starke Zuspruch beim 
BVS-Quiz fühne zu einer 
großen Beteiligung der Besu­
cher an der Siegerehrung, die 
Regierungsdirektor Lüdke zu­
sammen mit BVS-Fachge­
bietsleiter Hennig vornahm. 

BZS-Präsident Dusch im Gespräch mit ßVS-Fachgebietslciter Hennig. 
(Foto: Behrens) 
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AlttuelIes t/us 
R/lelnlt/nd-Plt/lz 

Koblenz 

Hand in Hand arbeiteten 
Koblenzer Polizeipräsidium 
und BVS-Dienststelle auf der 
BVS-Ausstellung über Not­
rufs)'Meme zusammen. Im 
Foyer des Polizeipräsidiums 
präsentiene der BVS auf ver­
schiedenen Schautafeln und 
.chten Notrufsäulen verschie­
dene Notrufsysteme und Mög­
lichkeiten der Alarmierung. 
Ergänlend dazu veranschau­
lichte eine Tafel die Standone 
aller im Stadtgebiet vorhande­
nen Notrufsäulen. Per Knopf­
druck konnte so jeder Besu­
cher erkennen, wo sich von 
seiner Arbeit oder Wohnung 
aus der nlichste SOS-Notruf 
befindet. 

Polizeipräsident Helmut 
Wintrich hob im Gespräch mit 
BVS-Dienststellenleiter Her­
ben Neuland das gemeinsame 
Anliegen von BVS und Polizei 
hervor: Die Bevölkerung müs­
se informien werden, damit 
bei Unfallen die erforderliche 
Hilfe schneller und effektiver 
erfolgen könne. 

Rund ums Thema Selbst­
schutzging es eine Woche lang 
in der Berufsbildenden Schule 
in Koblenz. Unter dem MOllO 
.. Wer hilft im Notfall?" wiesen 
die BVS-Ausstellung und 20 
Informations veranstaltungen 
auf die wichtige Aufgabe des 
Selbstschutzes hin. Lebhaft 
ging's dann auch in den Pau­
sen und vor Schulbeginn an 
den Tafeln und otrufsäulen 
her. Das B VS-Personal halle 
alle Hände voll zu tun, den 
überaus interessienen Berufs­
schülern alle Fagen zu beant­
worten . 

Bad Ems 

Feuer auf der Säuglings­
und Entbindungsstation der 
Bad Emser Paracelsus-Klinik 
löste Alamt aus. Ein Kabel­
brand war die Brandursache. 
Sofon karnen die vom BVS 
ausgebildeten SelbslSChutz-

Bei der Eröffnung der Ausstellung in Koblenz (v. links): BVS-Oienst­
stellenleiter Neuland. Polizei. Verwullungsleiler Wilhelm und Polizei-
präsident Wlol_rl-'-c_h. ________ _ 

kräfte zum Einsatz und evaku­
ienen sämtliche vom Feuer ge­
fahrdeten Stationen. 

Bereits vor Eintreffen der 
Feuerwehr war damit eine not­
wendige Maßnahme erledigt. 
Beim Ablöschen des Feuers 
unterstützlen die Selbstschutz­
kräfte die Feuerwehr. 

Zwecks Intensivierung der 
Selbstschutz-Kenntnisse ver­
einbane die Verwaltungslei­
tung der Klinik einen BVS­
Brandschut71ehrgang in der 
Bundesschule. Themen­
schwerpunkt wird der Brand­
SChUlZ im Krankenhaus sein. 

Ahrweiler 

Mit Eifer und Begeisterung 
engagiene sich die Mädchen­
realschule Calvarienberg in 
Ahrweiler bei der BVS-Pro-

jektwoche. Millierweile zum 
zweiten Mal an der Realschu­
le zu Gast, bot die Koblenzer 
BVS-Dicnslstelle eine breite 
Veranstaltungspalette an: Mit 
der Informationsveranstaltung 
beginnend, konnte anschlie­
ßend ein Selbstschutz-Grund­
lehrgang besucht werden. 

Krönung und zugleich Ab­
schluß des einwöchigen Aus­
bildungsprojekts im Selbst­
SChUll war ein Sicherheits­
wellbewerb. Hier konnten die 
Schülerinnen ihre neu erwor­
benen Kenntnisse unter Be­
weis stellen . Bei der Siegereh­
rung zeichnete BVS-Dienst­
stellen leiter Neuland die lei­
stung aller Teilnehmerinnen 
aus. Schulleiterin Schwester 
Maria dankte dem BVS für die 
Ausbildung ihrer Schülerin­
nen, in Notfallen gezielt und 
schnell richtig helfen zu kön­
nen. 

Schulleiteri" Sch"'ester 1arin (rechts) und ßVS·Dienslstellenleite ... 
tuland (2. v. r.) bei der Siegerehrung. 
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't/Yern /leule 

München 

Jeder Russe möchte einmal 
im Leben in Moskau auf dem 
Roten Plalz gewesen sein. Für 
Rüdiger Netter, Mitarbeiter 
der BVS-Dienststelle Mün­
chen, erfüllte sich dieser 
Traum jetzt. Abgeordnet zum 
THW-Landesverband Bayern, 
hilft er seit einigen Monaten 
mit, die Tanspone in die GUS 
und nach Oste uropa zu organi­
sieren. 

Um nun auch praktische Er­
fahrung bei den Hilfslieferun­
gen zu erhalten, wurde er für 
einen Transpon in die GUS als 
Begleiter eingeteilt. Der Kon­
voi stanete in NeuburgIDonau 

Rüdiger NeUer und ein Moskauer 
Miliz·Mann vor der ßasillus·Ka· 
thedrole. 

---
und fuhr die mittlerweile ein­
gefahrene "normale Route" 
über Frankfurt/Oder und Po­
sen nach Brest-LilOwsk zum 
Grenzübergang nach Weißruß­
land. In der Hauptstadt Minsk 
wurden 4000 Gläser Kinder­
nahrung in ein Kinderkranken­
haus geliefen. 

Weiter ging es über Smo­
lensk nach Moskau. Hier wur­
de der Großteil der Ladung -
25 Tonnen Bekleidung, Medi­
kamente und medizinisches 
Gerät - an eine neurologische 
Kinderklinik abgegeben. 

Die Rückfahn über Smo­
lensk und Minsk verlief ereig­
nislos. Mittlerweile sind Fahr­
ten dieser Größenordnung zur 
Routine geworden. Nach 
10500 Kilometern Fahrlei­
stung kehnen die FahITeuge 
mitsamt der Besatzung wohl­
behalten zuruck. 



ITechnisches Hilfswerk 

Bremen 

Von Kiew an die 
Weser 

Bremen. Das Reaktor-Un­
glück von Tschernobyl im 
April 1986 liegt schon sechs 
Jahre zurück, aber die Folgen 
sind noch lange spürbar. 30 
Jungen und Mädchen einer 
deutschsprachigen Schule aus 
der ukrainischen Hauptstadt 
Kiew, nur 70 Kilometer von 
Tschernobyl entfernt, verleb­
ten jüngst einen Erholungsur­
laub in Bremen. Der Betriebs­
rat der Stadtwerke Bremen AG 
hatte wesentlich dazu beige­
tragen, den drei wöchigen Feri­
enaufenthalt in der Hansestadt 
zu ermöglichen. 

Die Idee hatte Hans Bruns, 
Geschäftsführer der Kommu­
nalen Gas-Union im Bremer 
VorOI1 Stuhr, als er in seiner Ei­
genschaft als THW-Kreisbe­
auftragter mit einem Hilfsgü­
terkonvoi in Kiew war. Dabei 
hatte er erlebt, daß die Bewoh­
ner von Kiew noch heute unter 
den Folgen der Reaktor-Kata­
strophe zu leiden haben. Gera­
de die Kinder sind von den 
Auswirkungen des Unglücks 

Die stellvertretende Leiterin der 
Kiewer Schule bedankt sich bei 
THW-Ortsbeauftragtem Ger­
hard Franke für die freundliche 
Aufnahme. (Foto: Lohmann) 

besonders hal1 betroffen. Häu· 
fig ist ihr Immunsystem so 
stark geschwäCht, daß bereits 
kleinste lnfektionen zu schwe­
ren Krankheiten führen. 

Als Hans Bruns den Ge­
samtbetriebsrat der Stadtwer­
ke um Unterstützung bat, wur­
de dOI1 eine spontane Spen­
denaktion ins Leben gerufen. 
Bei der Organisation half ne­
ben dem THW-Ol1sverband 
Bremen-Osterholz auch der 
Verein "Sorgenfrei leben". Der 
Ministerpräsident des klein­
sten Bundeslandes, Bürger­
meister Klaus Wedemeier. 
übernahm die Schirmherr­
schaft für das Projekt. 

Während ihres Aufenthaltes 
in der Weser-Metropole wohn­
ten die dreißig Kinder aus 
Kiew und fünf ihrer Lehrkräf­
te im Bremer "Lidice-Haus" 
und an zwei Wochenenden bei 
Gasteltern, um auf diese Wei· 
se so viel wie möglich über den 
Alltag in ihrem Gastland zu er­
fahren. 

Auf dem umfangreichen 
Programm der jungen Ukrai­
ner standen neben dem Besuch 
des Technischen Hilfswerkes 
auch ein Freizeitpark, die 
Schiffsreise durch das nieder­
sächsische Wattenmeer, Grill­
feste und ein Disco-Abend. 

Den Aufenthalt im THW­
Ol1verband Bremen-Oster­
holz nutzten die Besucher, um 
sich nochmals für den Hilfsgü­
terkonvoi vom Frühjahr zu be­
danken. So sprach die stellver­
tretende Leiterin der deutsch­
sprachigen Schule eine Einla­
dung in die Ukraine aus und 
überreichte eine Nationalflag­
ge ihres Landes. 

P. L. 

Neue Fahrzeuge 
In Bremen 

Bremen. Große Freude 
herrscht in den Instandset­
zungszügen der bremiscl)en 
THW-Ol1sverbände Neustadt, 
Osterholz, West und Schwach­
hausen: Sie konnten jetzt aus 

~ I 

THW-Landesbeauftragter Hildebrandt übergibt die neuen Fahneuge, 
hier an den Ortsverband Bremen-Osterholz. (Foto: Lohmann) 

der Hand des THW-Landesbe­
auftragten Günther Hilde­
brandt Papiere und Schlüssel 
für insgesamt 16 neue Instand­
setzungstruppkraftwagen ent­
gegennehmen. Die neuen Ein­
satzfahrzeuge ersetzen ihre be­
tagten und völlig veralteten 
Vorgänger. P. L. 

Hilfskonvoi 
Im Kaukasus 

Bremen. Aufgrund der be­
kannten Versorgungsengpässe 

fuhr im Juni dieses Jahres wie­
der ein Bremer Hil fskonvoi in 
die GUS. Ziel war die Adygei­
sche Republik, und hier die 
Hauptstadt Maikop. 

Nachdem in Oyten, einer 
Kleinstadt vor den Toren Bre­
mens, die Hilfslieferung gela­
den war. startete der Konvoi 
mit einem Ford Transit 
(Führungsfahrzeug) und vier 
Sattelzügen. Über Frank­
furt/Oder, Posen, Brest, Kiew, 
Rostow erreichte der Konvoi 
nach sechs Tagen die Haupt­
stadt. 0011 wurden die Helfer 

Staalspräsident Aslan Jarim dankt den THW· Hetfern für ihr Engage· 
ment. (Foto: Kardet) 
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vom Adygeischen Außenmi­
nister empfangen . 

Zwei Tage später wurden 
die vier Sutlelzüge mit den 
Hilfsgütern, bestehend aus Le­
bensmineln, Bekleidung, Me­
dikamenten und medilini­
.chen Geräten, zollamtlich ab­
gefenigt und das Entladen be­
gann. Hierbei halfen extra ab­
gestellte Soldaten. die von ei­
ner in der Nähe liegenden Ein­
heit kamen . 

Am Abend stand ein Emp­
fang im Gästehaus der Repu­
blik durch Staatsprlisident As­
lan Jarim auf dem Programm. 
Bei einem gemeinsamen 
Abendessen wurden vom 
Staatspräsidenten und vom 
Oberbürgermeister der Stadt 
Maikop Wone des Dankes ge­
sprochen. 

Am näch. ten Morgen be­
gann für die 13 Helfer die Ab­
reise. Wieder ging es über vie­
le Kilometer Richtung 
Deutschland . Hier trafen alle 
wohlbehalten in Bremen nach 
fast 6500 km ein. 

J. K. 

Niedersachsen 

"Tag der ehrenamt­
lichen Helfer" 

Celle. Bei den Celler Hilfs­
organisationen herrscht in die­
sem Jahr Hochkonjunktur. 
Zahlreiche Veranstaltungen 
Lum 700jährigen Sllldtju­
biläum machen vielfach die 
Anwesenheit der ehrenamtli­
chen Helfer erforderlich. 
Gnilld genug, um einen Tag 
des Jubiläumsjahres diejeni­
gen in den Mittelpunkt zu steI­
len. die durch ihre ehrenamtli­
che Arbeit die reibungslose 
Durchführung des J ubi läums 
on erst möglich machen . 

Trotz Stunn und Regen 
ließen es sich Hundene von 
Zuschauern nicht nehmen, 
,ich am "Tag der ehrenamtli­
chen Helfer" von den leistun­
gen der Hilfsorganisationen zu 
über/Cugen. 

Technisches Hilfswerk. Jo­
hanniter-Unfall -Hilfe, Malte­
ser-Hilfsdienst, Deutsche le­
ben s- R ett u n gs-Gese II scha ft . 

Freiwillige Feuerwehr, Deut­
sches Rotes Kreuz sowie Ar­
beiter-Samariter-Bund hatten 
in monatelanger Vorbereitung 
ein attraktives Programm er­
ste llt . 

An verschiedenen Standor­
ten konnten sich die Besucher 
über faChgerechtes Löschen 
von Fettexplosionen im Haus­
halt . Anwendung des Feuerlö­
schers bei Öl bränden. Erken­
nen von Knochenbrüchen so­
wie inneren und äußeren Blu­
tungen, häusliche Unfall ver­
sorgung und Hilfe bei einern 
Unfall, Anwendung der Sauer­
slOrnanze zum Durchbrechen 
von Beton, Wasseraufberei ­
tung und die Versorgung von 
Brandverletzten informieren. 

Den Höhepunkt bildete die 
Simulation eines Mas~enun­

fall s mit sechs Fahrleugen. 
Die Zusammenarbeit zwi­
schen den Hi lfsorganisalionen 
bei der gemeinsamen Perso­
nenrenung klappte ausge­
Icichncl. 

Hessen 

Aus Patenschaft 
wird Freundschaft 

Fra nkfurt. Als der THW­
Onsverband Frankeun im Ok­
tober 1991 die Patenschan des 
neu gegründeten THW-Ons­
verbandes in Suhl (Thüringen) 
übernahm, wußte noch nie­
mand, was dieser Kontakt 
bringen würde. Schon nach 
den ersten "fonnellen" An­
trittsbesuchen kam der 
Wun~ch auf, auch einmal eine 
gemeinsame Übung durchLu­
führen. 

Frank Tbcz und Thomas 
Rupprecht, Zugführer des I. 
und 2. Bergungszuges, waren 
von dieser Idee sofon begei­
stert. In wochenlanger Pla­
nungsarbcil organisierten die 
beiden eine Wochenend­
Übung, deren Schwerpunkt 
das gemeinsame Zusammen­
wirken der beiden Ortsverbän­
de bildete. 

Der Übungsplatz, ein ehe­
maliges Ausbildungsgelände 
der DDR-Grenztruppen , bot 
hierfür geradezu ideale Rah-
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Der geballten Kraft von drei Gerätekraft" agen haben auch SO Tonnen 
Stahl nicht viel entgegenzusetzen. (Foto: Thomas) 

menbedingungen . Nach 
Klärung der organisatorischen 
Fragen seWen sich dann die 
Fahrzeuge des Frankfurter 
Onsverbandes, darunter drei 
Mannschaftskraftwagen und 
7wei Gerätekraftwagen. in Be­
wegung. 

Rund ftinf Stunden Fahrlei t 
benötigte der Konvoi für die 
annähe md 210 Kilometer lan­
ge Strecke. Die 33 Frankfuner 
Helfer wurden am Abend von 
ihren Kameraden in Suhl. vor­
an Ortsbeauftragter Silvio 
Volkmann, begrüßt. 

An den folgenden zwei Ta­
gen widmete man sich dann 
der intensiven Ausbildung. 
Zunächst wurden die Frank­
funer über das riesige Gelände 
geführt, um sich einen ersten 
Eindruck verschaffen zu kön­
nen. 

Dann wurde es ernst: In den 
unterirdischen Bunkeranlagen 
wurde das Ausleuchten von 
Einsatzstellen, mit dem dafür 
mittransportierten einachsigen 
Stromerzcuger. praktiziert. 
Auch konnten an den Lcntime­
terdicken Slllhltüren dieser 
Schutzräume Brennschneide­
arbeiten durchgeführt werden. 

Von den Übungs-Wachtür­
Illcn wurde das Abseilen von 
Personen geprobt. Weniger ge­
fahrlich, aber dennoch ein wei­
terer Höhepunkt, stellte die 
"Verlagerung" eines ausran­
gienen Panlers vom Modell T 
34 dar. Der 50 Tonnen schwe­
re Koloß wurde mit den Seil ­
winden von drei Gerätekraft­
wagen weggeLOgen . 

Ebenso hatte man auf dem 
Gelände ausreichend Gelegen-

heil, das Bergen von Personen 
aus Trümmem durchzuführen 
und Mauerdurchbrüche zu 
üben . 

Insgesamt wurden 15 Stun­
den intensiver Ausbildung ge­
leistet, und die beiden Zugfüh­
rer äußern sich positiv zum 
Verlauf dieser Wochenend­
Übung. Das enorme Ausbil­
dungs-Programm wurde bis 
zum letzten Punkt absolvien, 
die Zusammenarbeit habe aus­
ge/eichnet geklappt und der 
pe"önliche Kontakt unterein­
ander sei gefestigt worden. 

S. T. 

Wir trauern um unseren 
Althelfer 

G uslav G rabitzke 

Durch seinen jahrzehn­
telangen Einsatz für das 
Technische Hilfswerk hat 
er wesentlich am Aufbau 
des Onsverbandes Dann­
stadt mitgewirkt. 

Wir werden sein An­
denken stets in Ehren hal­
ten. 

Im Namen der Kame­
radinnen und Kameraden 

Konsul Peler Merck 
- Onsbeauftragter ­
Thorslen Meißner 
- Helfersprecher -

Dipl.-Ing. H.-A. Lossen 
- Landesbeauftragter -



Stabsrahmenübung 
in Dänemark 

Dänemark fühn die Übun­
gen der Serie "Brave Beduin", 
die das Zusammenwirken aller 
militärischen und zivilen SteI­
len - insbesondere auf dem 
Gebiet des ABC-Melde- und 
Warndienstes - im Rahmen 
der Landesveneidigung über­
prüfen und fördern sollen, ein­
mal jährlich für einen be­
stimmten Teil des Staatsgebie­
tes durch und beteiligt daher 
auch die in diesem Bereich an­
sässigen Kommandobehörden 
der NATO. 

Turnusmäßig war 1992 wie­
der der Ostteil des Landes 
Übungs gebiet, so daß seitens 
des dänischen Zivilschutzes 
die CD-Zentrale in Hilleroed 
sowie die Regional-Zentralen 
in Slagelse, Gentofte und R0n­
ne (Bornholm) mit jeweils ei­
nem Übungsstab beteiligt wa­
ren; alle übrigen an der Übung 
teilnehmenden Dienststellen 
waren mit ihren Arbeitsstäben 
im Eastern Land Command in 
Ringstedt (Seeland) unterge­
bracht. 

Für den Warndienst der 
Bundesrepublik Deutschland 
nahm als Beobachter der Lei­
ter des Warnamtes I, ORR 
Frerk Skau, an der Übung teil. 
Ihm bot sich dadurch die Ge­
legenheit, neben der Tätigkeit 
als deutsche Verbindungskraft 
in der CD-zentrale Hilleroed 
auch andere beteiligte Stellen 
aufzusuchen und in deren 
Tätigkeiten Einblick zu ge­
winnen. 

Von besonderem Interesse 
bei dieser Übung war das bei 
allen regionalen Arbeitsstäben 
eingerichtete NBC-ANALY­
SIS-System. Dieses computer­
gesteuene Datenverbundsy­
stem stellt allen Nutzern das 
von der Datenzentrale beim 
ACC COMBALTAP/Karup 
aufbereitete aktue lle NC-La­
gebild nebst den entsprechen­
den Prognosen über die weite­
re Gefahrenentwicklung zur 

Verfügung und ermöglicht so­
mit einen schnellen Informati­
ons- und Kommunikationsver­
kehr untereinander. 

So konnte in der CD-Zen­
trale in Hilleroed fonlaufend 
beobachtet werden, wie von 
dort mit der Datenzentrale in 
Karup in wenigen Minuten der 
Abgleich zum Teil unter­
schiedlicher Beobachter-Mel­
dungen zu einem Ereignis er­
folgte. Beeindruckend waren 
die in diesem Zusammenhang 
verwendeten Arbeitsprogram­
me, die - sehr einfach gehalten 
- es ermöglichen sollen, daß 
ehrenamtliche Mitarbeiter 
nach kurzer Zeit die Bedie­
nung des NBC-ANALYSIS­
Systems beherrschen. 

Ausführliche 
Unterrichtung 

Im Rahmen einer ZS-Infor­
mationsreise besuchte eine 
zwölfköpfige Delegation aus 
dem Bundesministerium der 
Finanzen und dem Bundesmi­
nisterium des Innern das 
Wamamt VII in Weinsheim bei 
Bad Kreuznach . 

Ausführlich unterrichtete 
man sich über die Aufgaben 
des Warnamtes. Auf einen 
Vonrag über Ausbau, Organi­
sation und Einsatz des Warn­
dienstes durch den Leiter des 

Wamamtes folgte die Besich­
tigung des Wambunkers. 

Die verschiedenen Arbeits­
plätze mit ihrer hochmoder­
nen Datenverarbeitungstech­
nik fanden großes Interesse. 
Hier wurden Einzelheiten des 
Warnamtsbetriebes nach dem 
Strahlenschutzvorsorgegesetz 
und nach dem Zivilschutzge­
setz erläutert. 

Der Besuch der Vertreter 
des Bundesministers der Fi­
nanzen und des Bundesmini­
sters des fnnern unter Leitung 
von Regierungsdirektorin 
Diehl wurde im Warndienst 
begrüßt. 

Bundestagsabge­
ordneter besucht 

dasWamamt 
Die seit Monaten herrschen­

de Unsicherheit und Unzufrie­
denheit des Personals in den 
Wamämtern im Zusammen­
hang mit den aktuellen Proble­
men veranlaßte den Bundes­
tagsabgeordneten Fritz-Ru­
dolf Körper (Mitglied im In­
nenausschuß und stellvenre­
tendes Mitglied im Veneidi­
gungsausschuß des Deutschen 
Bundestages) auf Einladung 
des önlichen Personalrates 
(ÖPR), dem Warnamt VII ei­
nen Informationsbesuch abzu­
statten ,und sich den Warn-

Informationen aus erster Hand erhielten die Vertreter der Ministerien 
im Warnamt VlJ. (Foto: Müller) 

dienst mit seinen neuen wie 
auch mit seinen allen Aufga­
ben vorstellen zu lassen. 

Nach einem Einführungs­
vortrag über Organisation und 
Aufgaben des Warnamtes 
durch Amtsleiter Gerd Hardt 
und nach einer eingehenden 
Besichtigung wurden folgende 
Punkte zu einer Umstrukturie­
rung des Warnamtdienstes an­
gesprochen: 
- vor einer Personalreduzie­

rung sollte die Neukonzepti­
on des Zivilschutzes stehen, 

- wenn mit Reduzierungen zu 
rechnen ist, sollten sie sozi­
al venräglich sein, 

- mit dem Verlust von Helfer­
plätzen in Rheinland-Pfalz 
muß gerechnet werden, 

- die Anzahl der Warn ämter in 
der alten Bundesrepublik 
darf nicht verringen werden. 
Zusammenfassend war die 

Aussage von Körper folgende: 
"Man weiß bis heute noch 
nicht genau, wie in derZukunft 
die zivile Sicherung aussehen 
wird. Der Wamauftrag für die 
Bevölkerung muß aber erhal­
ten bleiben. Bevor über den 
Abbau von Personal im Warn­
dienst diskutiert wird, muß erst 
eine neue Konzeption erstellt 
werden. 

Ein eventuell notwendiger 
Personalabbau muß sozial ver­
träglich sein und Hänen ver­
meiden; es sollte soweit gehen, 
daß die zur Streichung vorge­
sehenen Stellen mit einem 
,kw' -Vermerk (auch über län­
gere Zeit) versehen werden. 
Auch der Verlust von Helfer­
plätzen je Warnamt ist nicht 
bedeutungslos. 

Von der Reduzierung der 
Anzahl der Warnämter sollte 
abgesehen werden, da dann 
großflächigere Warngebiete 
technisch nicht mehr be­
herrschbar sind." 

Dipl.-Ing. Müller, 
Vorsitzender des ÖPR im 

WarnamtVII 
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1 Deldsches Rotes Kreul 

Noch vor dem ersten Hah­
nenschrei gehen im Zentralla­
ger des Bayerischen Roten 
Kreuzes in Ebenhausen die 
Lichter an. Auf dem Hof haben 
,ich bereits die Besatzungen 
der zehn lastzUge versam­
melt, die im Rahmen der 
.. Nachbar in ot"-Spenden­
aktion Hilfsgüter ins ehemali­
ge Jugoslawien bringen sollen. 
Einsatzleiter Günther Strobel 
muß den Männem nicht viel 
erklären. Das sind allesamt er­
fahrene Leute. Erst vor weni­
gen Tagen sind sie aus Molda­
wien zurückgekehrt. Davor 
haben sie Hilfskonvois nach 
Rußland gefahren. 

Nachbar in Not 
Hilfstransporte ins ehemalige Jugoslawien 

+ 1 

Auch dieses Mal warten 
Strapalen auf die Männer. Der 
Konvoi fahrt durch die Glut­
hitzedesSommers. Verbunden 
sind die Lastzüge per Funk. 
Strobel, der mit einern Klein­
bus vorausfahrt, steht so dau­
ernd im Kontakt mit seinen 
Männem. 

Das Zeichen des Rolen Kreuzes soll das Krankenhaus in Ossijek vor weiteren Schäden bewahren. 

Die Palette der Waren , die 
die Lastzüge geladen haben, 
reicht von Weizenmehl über 
weiße Bohnen, Zucker, Fisch­
und Fleischkonserven bis hin 
zu Hygieneartikeln, Wasch­
mitteln und Plastikplanen für 
die Abdeckung von Häusern . 
Auch Blutbeutel sind an Bord 
und 1000 Familienpakete. Je­
des Paket umfaßt 30 Kilo­
gramm und versorgt eine fünf­
köpfige Familie mit dem le­
bensnotwendigen für einen 
Monat. 

(FOIO: Atlherr) 

An der deutsch-österreichi­
sehen Grenze ist der erste Halt. 
Während Strobel die Zollfor­
malitllten erledigt, erfrischen 
sich die Männer mit einem 
heißen Kaffee aus der Ther­
moskanne. Der Konvoi nimmt 
sei ne Fahrt wieder auf. Quer 
durch die Alpen geht es zur 

Die Räume des Krankenhauses von Vinkovici sind durch Kriegseinwirkung 'ollständig ,'erwüslel. 
(Foto: Pizer) 
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slowenischen Grenze. Hier 
werden Strobel und seine 
Männer mit der Mitteilung 
überrascht, daß am Tag Fahr­
verbot für Lkws herrscht. Erst 
um 19 Uhr soll es weitergehen. 
Doch da bewährt sich die Ge­
meinschaft der Rotkreuzge­
sellschaften. Das Slowenische 
Rote Kreuz handelt bei den 
Behörden eine Ausnahmere­
gelung aus. 

An der kroatischen Grenze 
wird der Konvoi bereits erwar­
tet. Eine Polizeieskorte bringt 
die Lastzüge zum Zentrallager 
des Internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz. Von dort 
werden die Hilfsgüter aus der 
"Nachbar-in-Not"-Aktion un­
ter der Obhut des im Kampf­
gebiet wirkenden IKRK auf 
kleineren Lastwagen und oft­
mals auf verschlungenen Pfa­
den nach Bosnien gebracht. 

In der Zagreber Innenstadt 
merkt man wenig vom Elend 
des Krieges. Auch hier findet 
man freilich kaum eine Fami­
lie, die nicht Flüchtlinge auf­
genommen hat. Doch die Bür­
ger versuchen, ungeachtet der 
großen Belastungen, nach 
außen ihren gewohnten Le­
bensstil beizubehalten. Die 
Kaffeehäuser sind voll wie im­
mer. 

Das Flüchtlingselend tref­
fen wir dagegen vor den Toren 
der Stadt im rund 50 Kilome­
ter entfernten Karlovac an. 
Diese alte Gamisonsstadt aus 
der Donaumonarchie ist vom 
Krieg gezeichnet. Vom 
Stadtzentrum ist die Front 
knapp zwei Kilometer ent­
fernt. Unmittelbar an der 
Frontlinie sind Flüchtlinge un­
ter erbärmlichen Zuständen in 
einem Sportzentrum unterge­
bracht. 

Infolge der Kriegseinwir­
kungen sind die Fensterschei­
ben zum Teil zerborsten. Die 
Menschen - es sind an diesem 
Wochenende rund 900 - kam­
pieren auf Matratzen. Es ist 
heiß und stickig in der Halle, 
deshalb lagern etliche vor dem 
Gebäude inmitten von Unrat 
und Schmutz. 

Dr. Maren 
Köster-Hetzendorf 

Gäste aus Übersee 

informierten sich beim DRK 

Oben: Der Generalsekretär des Roten Halbmondes von Sn l.anka, M. 
D. Sumanadasa (Mitte), besuchte das Generalsekretariat des Deutschen 
Roten Kreuzes. Er besprach mit Jürgen Kronenberger (links), dem L.ei­
ter des Referats rur Internationale Katastrophenhilfe und Entwiek­
lungszlIsammenarbeit, sowie dessen Referenten Dr. Johannes Richert 
die Möglichkeiten der Zusammenarbeit und des Ausbaus der bisheri­
gen Beziehungen zwischen den beiden Ländern. Nun plant das DRK, 
im l.aufe dieses Jahres einen Sachverständigen nach Sri tanka zu ent­
senden, um neue Projekte auf dem Feld der Basisgesundheitsdienste 
prüfen zu lassen. 

Unten: Thanl)uying Nualpong Senanarong (links), weibliches Präsidi­
umsmitglied des Thailändischen Roten Kreuzes, und ihre Begleitenn 
Surapee Snidvongs besuchten im Sommer das DRK-Generalsekretari­
at, um sich über aktuelle Rotkreuzthemen auszutauschen. Frau Senana­
rong, Direktorin der Abteilung Mittelbeschaffung und Ehrenamtlicher 
Dienst beim Thailändischen Roten Kreuz, interessierte sich primär rur 
die MittelbeschafTung und die Aktivengewinnung des DRK. Die beiden 
Damen, die zuvor auch das ßelgische Rote Kreuz besucht hatten, wol­
len die Möglichkeiten des Spenden marketings und der Aktivenwerbung 
rlir ihr Heimatland prüfen. Dieser Besuch zeigte erneut, daß diese The­
men von großer Bedeutung rur die meisten Rotkreuz- und Rothalb­
mondgesellschaften sind. (Fotos und Text: Margitta Zimmermann) 

Rotes Kreuz ver­
sorgt in Somalia 

eine 1WIlilion 
lWIenschen 

Das Elend der Hungerkata­
strophe in Somalia wird täg­
lich größer. Schon jetzt leiden 
mehr als 70 Prozent der Be­
völkerung an schwerer Unter­
ernährung. Das Rote Kreuz 
schätzt, daß das Überleben von 
wenigstens drei Millionen 
Menschen unmittelbar von 
Nahrungsmittelhilfen aus dem 
Ausland abhängig ist. 

In dem ostafrikanischen 
Land läuft die größte Hilfsak­
tion in der Geschichte des In­
ternationalen Komitees vom 
Roten Kreuz. Rund 20000 
Tonnen Nahrungsmittel bringt 
das IKRK monatlich nach So­
malia und versorgt damit über 
eine Million Menschen. Das 
Rote Kreuz schätzt aber, daß 
der tatsächliche Bedarf bei 
60000 Tonnen liegt. 

Die Verteilung der Hilfsgü­
ter erfolgt unter größtem Si­
cherheitsrisiko. In Somalia ist 
infolge des Bürgerkriegs alle 
Ordnung zusammengebro­
chen. Banden kontrollieren 
das Land. Um dem Diebstahl 
von Hilfsgütern vorzubeugen, 
versucht das Rote Kreuz, die 
Transportwege über Land so 
weit wie möglich zu verkür­
zen. Mit Helikoptern werden 
die Schiffe, die Reis aus Paki­
stan, Linsen aus China oder Öl 
aus Europa bringen, vor der 
Küste gelöscht. Die Waren 
werden von dort di rekt zu den 
600 Feldküchen gebracht, die 
das Rote Kreuz in den Hun­
gergebieten aufgestellt hat. 

Über eine halbe Million 
Menschen können auf diese 
Weise zweimal täglich mit ei­
ner warmen Mahlzeit versorgt 
werden. Dabei bilden die 1500 
freiwilligen Helfer des Soma­
tischen Roten Halbmonds eine 
wichtige Brücke zu den Hilfs­
bedürftigen. 

Das IKRK, das bei der seit 
über einem Jahr geleisteten 
Hilfe für die Hungernden fe­
derführend ist, begrüßt die 
weltweite Hilfswelle, die die 
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Oben: Das Rote Kreuz ist 
bemüht, die Wassernrsorgung 
sicherzustellen. 

Links: Die I-I ungerkatastrophe 
trifft besonders die Kinder. 

Unten: Wegen der mangelnden 
Versorgung ist medizinische 
Betreuung besonders wicht ig. 

Bilder vom Elend des Hungers 
in Somalia ausgelöst haben. 
Zugleich appelliert das IKRK 
aber auch an die Hilfsorgani­
salionen. ihre Aktionen stärker 
7U koordinieren und bewiihrte 
Verteilungskanäle zu benutzen 
und weiter auszubauen. Das 
Rote Kreuz warnt angesichts 
der extrem gefahrlichen Situa­
tion im Land davor, Hilfsgüter 
unkonlrolliert zu verteilen und 
etwa einfach über den Lagern 
aus Flugzeugen abzuwerfen. 
Gewaltliitige Unruhen und 
neue SicherheilSprobleme 
könnten die Folge sein. 

Der Finanzbedarf, um auch 
nur die ärgste 01 zu lindern. 
ist gigantisch. Das IKRK hat 
für die diesjährige Somaliahil­
fe 211 Millionen D-Mark ver­
anschlagt. Von dieser Summe 
ist über ein Drittel noch nicht 
gedeckt. 

Das Deutsche Rote Kreuz 
hilft aktiv bei den IKRK-Ak­
tionen mit und hat bisher Hilfs­
güter im Wert von 18,5 Millio­
nen D-Mark nach Somalia ge­
schickt. Aus Mineln der Bun­
desregierung kommen nun 
noch 3,5 Millionen D-Mark 
dazu, die zur Lieferung von 
10000 Tonnen Reis verwendet 
werden sollen, mit denen 
800 000 Menschen einen Mo­
nat lang versorgt werden kön­
nen. 

Das DRK will seine Hilfe 
aber noch weiter ausbauen und 
bittet die Bevölkerung um Un­
terstützung. Das Spendenkon­
tode DRK:414 141 bei allen 
Banken und Sparkassen sowie 
beim Postgiroamt Köln, Kenn­
wort: "Afrika-Hilfe". 

Dr. Maren 
Köster-Hetzendorf 
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Kinder helfen Kindern 
Der ASB setzt in Georgien erste Zeichen 

Nicht nur helfen will der 
ASB Saarbrücken in 'der geor­
gischen Hauptstadt Tblissi 
(Tiflis). Bei der Aktion "Kin­
der helfen Kindern" sollen vor 
allem auch persönliche Kon­
takte zwischen Kindern aus 
den georgischen Heimen und 
aus Saarbrücken entstehen. 
Die West-Ost-Geselbchafl, 
deren Ziel die Partnerschaft 
zwischen den russischen Re­
publiken und den westlichen 
Ländern ist, hat bereits eine 
Patenschaft zu einem georgi­
schen Kinderheim übernolTI­
men. 

Medizinische Soforthilfe 

Nach Ende des Bürgerkrie­
ges leisteten die Saarbrücker 
medizinische Soforthilfe, per 
Luftbrücke gelangten die drin­
gend benötigten Hilfsgüter in 
den Kaukasus. Besonders 
schlecht war die Situation in 
den Krankenhäusern und Hei­
men. 

Deshalb beschloß Hajo 
Hoffmann, Oberbürgermeister 
von Saarbrücken und saarlän­
discher ASB-Präsident, eine 
Hilfsaktion für die hilflosen 
und von der Katastrophe am 
härtesten getroffenen Kinder 
in den Heimen zu starten. 

Dem Saarbrücker ASB-Ge­
schäftsführer Jens Bicker war 
es dann vorbehalten, eine Ana­
lyse der Zustände in den Kin­
derheimen zu erstellen. Hier 
leben 750 Kinder, deren Situa­
tion allein vom Funktionieren 
des zerstörten staatl ichen Sy­
stems abhängt. 

Der Asn will das Los der Kinder in Goorgien verbessern. 

Von einem Sozial system 
redet gar niemand in einem 
Land, in dem wochenlang das 
Gas zum Kochen und Heizen 
fehlt , in dem im Winter alle 
Wohnungen monatelang kalt (Foto: Joker) 

bleiben, in dem die Nahrungs­
minelversorgung fast am Null­
punkt angelangt ist. 

Hilfe für 
K1ndertuankenhäuser 

Wichtig wird in der Zukunft 
aber auch eine Hilfe für die 
Kinderkrankenhäuser sein. 
Dort werden offenbar viele der 
Problemfalle "versteckt", die 
Zahl der Betten ist außeror­
dentlich hoch, die Strukturen 
sind jedoch verheerend. Die 
berei ts angelaufene Hilfe mit 
medizinischen Geräten kann 
hier nur positiv sein. 

Doch damit ist nur ein klei­
ner Teil der begonnenen Akti-
vitäten beschrieben. Die 
Ideensammlung in Saar-
brücken geht viel weiter: Ein­
richtung von "Sozialläden" in 
der Partnerstadt, bauliche Hil­
fe, auch an dringend erforder­
liche pädagogische Unterstüt­
zung wird gedacht. 

Zwischen der Stadt Saar­
brücken und Tblissi wurde 
1975 die erste Städtepartner­
schaft zwischen Kommunen 
derdamaligen Bundesrepublik 
und der ehemaligen Sowjet­
union gegründet. 

Der ASB Saarbrücken will 
den Menschen in der Partner­
stadt helfen. Deshalb wird 
auch an die Gründung einer ei­
genen Organisation in Tblissi 
gedacht, die die Zusammenar­
beit enonn erleichtern könnte. 
Doch es stehen noch große 
Hindernisse im Weg: die Spra­
che, die Schrift und rechtliche 
Fragen. Es fehlen noch frei­
willige und engagierte Helfer. 
Und vor allem fehlt es noch an 
Geld. 

Thomas Ladwein 
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ASB-BundesJugendwettbewerb 1992 in Wonns 
Im Pkw hängl jemand of­

fensichtlich bewußllos über 
dem Lenkrad, ein paar Meier 
davor liegl ein MOlorradfahrer 
ziemlich komisch da - Sze­
nenwech,el - blulÜberslrÖml 
Silll hier ein junger Mann, da­
neben am Boden krümml sich 
sein vennullicher Gegner, ein 
Mes..,r bi, zum Hef! im Bauch 

... Ersle Hilfe bei derartigen 
olfalisilUalionen gehört zu 

den Aufgaben, die die Teilneh­
mergruppen des diesjährigen 
Bundesjugendwellbewerbs 
bei der Sladlrallye durch 
Worms LU bewähigen haben. 
Theorie und Praxis der Erslen 
Hilfe sind aber nur ein Teil der 
ASJ-Arbeil. Das zeigl sich 

auch in Worms, wo die Grup­
pen z. B. die Sladlgeschichle 
erkunden und das Wellbe­
werbsmollo "Bunle Republik 
Deutschland" auch im Kuhur­
programm umselzen. 

Während der drei Tage gibl 
es für die ASJler, die als Lan­
dessieger ihr jeweiliges Bun-

des land vertrelen, jede Menge 
Punkte zu sammeln. 

Mil Plazierungen, Pokalen 
und Popmu,ik in der Jahnhal­
le enden drei erlebnisreiche 
Tage bei den sehr gaslfreund­
lichen Nibelungennachfahren. 

Ingrid John 

Gelernt ISI gelernt: Erste Hilfe Dm Unfallort. (Fotos: Knauthe) Strahlende Sieger auf der Bühne der Wormser Jahnhalle. 

Fliegende Intensivstation in Leipzig 
Unlängsl sleille der ASB­

Kreisverband Leipzig auf dem 
Hubschrauberlandeplalz im 
Universitätsklinikum den Ärz­
ten und der Presse seinen neu­
en Ambulanz-Hubschrauber 
vom Typ B ELL-412 vor. 

Dabei wurden die Sialionie­
rungsverträge zwischen dem 
Hubschrauberdiensl München 
(HDM Flugservice GmbH) 
und dem ASB-Kreisverband 
Leipzig unlerzeichnel. Danach 
wird der Hubschrauber vom 
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ASB Leipzig für Inlensivver­
legungen von Schwerslkran­
ken und Schwerverlelzlen im 
24-SlUnden-Belrieb einge­
setzt Der Hubschrauber enl­
sprichl in seiner Ausslallung 
einem Arbeilsplalz auf einer 

Links: Der neue 
ASO-Hub­
schrauber wird 
den Ärzten und 
der Presse vor· 
gestellt. 

Rechts: Blick in 
das Innere der 

Maschine . 

inlensiv-therapeutischen Sta­
tion und kann zwei Patienten 
transportieren. Zu seiner Be­
salzung gehören zwei Berufs­
pilolen. ein Inlensivmediziner 
und ein Rellungsassislenl. 



IJohannHer-Unlall-Hille 8 1 
J ohanniter holten Flüchtlinge aus Bosnien 
Der jüngste Passagier war 

gerade drei Tage alt, der älte­
ste 96 Jahre. Zwei der insge­
samt 881 Flüchtlinge aus Bos­
nien, die an einem Wochenen­
de von 21 Johanniter-Unfall­
Helfern aus Dortmund, Lüden­
scheid und Unna auf ihrer an­
strengenden Zugfahrt nach 
Deutschland begleitet wurden. 

Der Einsatz würde hart wer­
den. Das wußten die 21 frei­
willigen Helfer vor ihrer Ab­
fahrt. Um 6.30 Uhr startete das 
Team in RiChtung Kroatien. 
Von der Babynahrung über 
Windeln bis zur kompletten In­
tensivstation hatten die Ärzte, 
OP-Helferinnen, Helfer und 
Hebammen alles dabei. 
Schließlich mußten sie auf al­
les vorbereitet sein. 

Nach 19 Stunden Fahrt im 
Bundesbahn-Zug bei Tempe­
raturen bis 40 Grad erreichten 
sie ihr Ziel : VaraMin, nordöst­
lich von Zagreb, wo fast 900 
Menschen auf ihre Rettung 
warteten. Hauptsächlich Frau­
en und Kinder und ei nige älte­
re Männer standen am Bahn­
steig, als der Zug aus Deutsch­
land einrollte. 

"Sie waren sehr gut medizi­
nisch betreut, niemand unter­
ernährt, und die Evakuierung 
klappte hervorragend", be­
richtete Ulrike Matthies, Ärz­
tin im Bethanien-Kranken­
haus. Nach drei Stunden hatten 
die Johanniter und 20 weitere 
freiwillige Helfer vom Deut­
schen Roten Kreuz die Flücht­
linge im 500 Meter langen Zug 
untergebracht. Alte, Schwache 
und Kranke, darunter auch ei­
nige Kriegsverletzte, wurden 
sofort medizinisch versorgt. 
"Die Menschen warteten ge­
duldig, bis sie an der Reihe wa­
ren. Es wurde nicht viel ge­
sprochen. Alle waren total er­
schöpft", erinnert sich die Me­
dizinerin. 

An Schlaf konnten die Jo­
hanniter nicht denken. Gear-

Erschöpft bestei­
gen die Flücht­
linge den Zug. 

Ein letztes lebe­
wohl vor der 
langen Reise. 
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Oie Johanniler übernehmen die medizinische Betreuung der 880 Men­
schen. --------------------------------

Über 20 Stunden dauert die Fahrt nach Deutschland. 

Auch wiihrend der Fahrt ist für die vielen Kleinkinder gut vorgesorgt 
(Fotos: Bischof) 
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beitet wurde rund um die Uhr. 
Neben der Versorgung mit Es­
sen - gekocht wurde nur fürdie 
Kleinsten - und Flüssigkeit 
mußte sich das Team um einen 
Flüchtling kümmern, dereinen 
Herlanfall haue, und weitere 
Notfalle behandeln. "Die 
Menschen", sagte die Dort­
munder Ärztin, "haben Un­
wahrscheinliches hinter sich." 

Über 20 Stunden dauerte die 
Fahrt in dem Bundesbahnzug 
nach Deutschland. Stunden, in 
denen das Johanniter-Hilfs­
Team Flüchtlinge verpnegte, 
medizinisch und hygienisch 
betreute und auch tröstete. 
Sprachschwierigkeiten gab es 
nicht. Im Team war ein kroati­
scher Arzt, der seit Jahren in 
Deutschland lebt. Er dol-

JUH evakuiert alte 
und behinderte 

Menschen 
In einer bisher einmaligen 

Aktion hat die Johanniter-Un­
fall-Hilfe behinderte und alte 
Menschen der umkämpften 
Stadt Slavonski Brod (Bos­
nien) am 3. September per 
Flugzeug nach Deutschland 
evakuiert. Die 42 Bürger­
kriegsnüchtlinge wurden 
durch ein Team der Johanniter­
Auslandseinsatzzentrale in 
Köln mit einer lIiuschin-18 aus 
Zagreb abgeholt und nach 
Berlin-Schönefeld gebracht. 
Von dort ging es mit zwölf 
Krankentransportwagen, Be­
hindertenfahrzeugen und Bus­
sen des Landesverbandes Ber­
li nlBrandenburg der Johanni­
ter in das Altenheim Sewekow 
bei Wiustock und das pnege­
heim Lobethai (Brandenburg). 

.,Da einige Personen liegend 
transportiert werden mußten 
und mehrere behindertenge­
rechte Sitzmöglichkeiten not­
wendig waren, mußten in der 
Propellermaschine umfangrei­
che Umbaumaßnahmen vor­
genommen werden", erläuter­
te Teamleiter Günther Lohre 
die Vorbereitungen. Insgesamt 
wurden die Bürgerkriegs-

metschte und erklärte den Bos­
niern, was sie in Castrop-Rau­
xel - der Endstation der Reise 
- erwartete. 

Gegen 13 Uhr rollte der 
Flüchtlings-Zug in Castrop­
Rauxel ein. Erschöpft von der 
dreitägigen Reise hauen die 
Helfer, die als Entschädigung 
nur ein geringes Taschengeld 
erhalten, bei ihrer Ankunft nur 
einen Wunsch: Duschen und 
dann acht Stunden schlafen. 
"Danach", sind sie sich alle ei­
nig, "würden wires sofort wie­
der tun." 

(aus Ruhr Nachrichten, 
Dortmund) 

nüchtlinge während des flu­
ges von einer neun köpfigen 
Mannschaft nicht nur medizi­
nisch betreut. Neben einem 
Dolmetscher bestand die 
Mannschaft aus einem Arzt, 
vier Krankenschwestern, ei­
nem Rettungssanitäter und 
dem technischen Personal. 

Besonderen Dank sagte der 
Bundesgeschäftsführer der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe e. v., 
Andreas von Block-Schlesier, 
bei der Begrüßung der Bürger­
kriegsnüchtlinge in Schöne­
feld der brandenburgischen 
Ministerin für Arbeit, Sozia­
les, Gesundheit und Frauen, 
Dr. Regine Hildebrandt, die 
durch ihr Engagemem die Ak­
tion erst ermöglicht habe. 

Die Ministerin dankte an er­
ster Stelle der Johanniter-Un­
fall-Hilfe, die bei der Durch­
führung der Hilfsaktion und 
bei der Vorbereitung hohen 
Einsatz und professionelles 
Managemem gezeigt habe . 
Dies gelte sowohl für den Aus­
landsdienst als auch für den 
Landesverband BerlinlBran­
denburg. 



I tlauese ... Hllfscllens1 " ' 
Der neunte Zug 

Malteser begleiten bosnische Flüchtlinge nach Deutschland 

Es ist heiß am frühen Nach­
mittag des 7. August auf dem 
Bahnhof von Varazdin nahe 
der kroatisch-ungarischen 
Grenze. Seit 13.30 Uhr steht 
der Sonderzug Nummer 
17992 der Deutschen Bundes­
bahn an der Güterabferti­
gungsrampe in der prallen 
Sonne. Seine Ziele: Karlsruhe, 
Ingelheim und Saarbrücken. 
Seine Fahrgäste: 836 bosni­
sche Flüchtlinge, die soeben 
Bus für Bus an den Zug ge­
bracht werden. 

Knapp 40 Grad zeigen die 
Thermometer in den Waggons 
an. Medizinische Notfalle tre­
ten nicht auf, wie die Begleit­
mannschaft aus Helfern des 
Deutschen Roten Kreuzes und 
des Malteser-Hilfsdienstes er­
leichtert feststell!. Im Gegen­
satz zur ersten Flüchtlingsak­
lion zwei Wochen zuvor kom­
men die Vertriebenen diesmal 
nicht unmittelbar aus den Bür­
gerkriegsregionen Bosnien­
Herzegowinas. sondern wur­
den bereits mehrere Wochen in 
Kroatien betreu!. Dadurch 
konnten sich viele von ihnen 
von den Strapazen der Flucht 
erholen. 

Fünftausend Menschen sind 
es wiederum, die im Auftrag 
der Bundesregierung mit wei­
teren sechs Hilfszügen ins si­
chere Deutschland gebracht 
werden. An dieser zweiten Ak­
tion sind Mitarbeiter des Mal-
teser-Hilfsdienstes aus den 

pakete zu packen, die sie jetzt 
- noch im Bahnhof von Varaz­
din - zusammen mit Tee und 
Wasser an die Flüchtlinge aus­
geben. Es sind ältere Men­
schen und vor allem Müller 
mit ihren Kindern. Dasjüngste 
ist erst wenige Wochen alt. 
Mehrere hundert Fläschchen 
mit Säuglingsnahrung bereiten 
die mitgefahrenen Kinder­
krankenschwestern noch auf 
dem Bahnhof zu. 

Neben der vergleichsweise 
guten körperlichen Verfassung 
der Passagiere überrascht die 
Helfer deren äußere Erschei­
nung. Gerade die Jüngeren 
wirken mit ihren T-Shirts, Ber­
mudas und Leggings auf den 
ersten Blick eher wie Urlauber 
als wie Heimatlose, die gerade 
einem höllischen Bürgerkrieg 
enlronnen sind. Doch bei der 
anschließenden Registrierung 
jedes einzelnen wird für die 
Malteserhelfer nach und nach 
das Leid sichtbar, ' das diese 
Menschen auf den Weg nach 
Deutschland brachte. So sind 
nicht wenige Frauen und Kin­
der barfuß in den Zug gestie­
gen. Was zu Hause hochsom­
merliehe Allitüde sein könnte, 
ist hier von der Not diktiert. 
Die meisten haben sich in dem 
einen Paar Schuhe, mit dem an 
den Füßen sie genohen sind, 
DruckstelIen gelaufen. Andere 
werden vielleicht keine Schu­
he mehr haben. 

Diözesen Essen und Trier be- Flüchtlingsschicksal 
teilig!. Mit dem neunten Zug 
sind sie am Vortag von Bonn 
aus nach Kroatien aufgebro­
chen. In der zwanzigstündigen 
Zugfahrt haben sie mit den 
Helfern des Roten Kreuzes zu­
sammen den Zug für die Auf­
nahme vorbereitet, haben ge­
holfen, die achthundert Lunch-

Und dann ist da Osman im 
Waggon hinter der Plattform, 
auf der eine Familie ein klei­
nes gelbes Kinderfahrrad ab­
gestellt hat - was muß einem 
Kind dieses Fahrrad bedeuten, 
daß die Eltern es mitnehmen, 
obwohl kaum einer mehr als 

-------~.~---_. 

eine Plastiktüte dabei hat? Os­
man ist mit seiner Frau Nisve­
ta allein im Zug nach Deutsch­
land. Beide Söhne kämpfen in 

der bosnischen Armee und 
sind im Rest der Heimat ge­
blieben. Wie die meisten bos­
nischen Flüchtlinge sind Os-

Fragende Blicke in eine unge"isse Zukunft. 

Die Helrer verteilen Obst und Getränke an die Flüchtli nge. 
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man und Nisveta Moslems. 
Am 11. Juni haben die Serben 
Osman~ Heimatdorf Kotorsko 
im orden Bosniens an der 
Straße von Sarajevo nach Osi­
jek angegriffen. Zuerst mit 
Flugzeugen, dann mit Pan­
zern. Eine Feuerpause am 

achmittag haben Osman und 
seine Frau zur Flucht benutzt. 

Bei Freunden im kroati­
schen Slavonska Pozega fan­
den die beiden Zuflucht. Dort 
hörten sie im Rundfunk von 
den Zügen nach Deutschland 
und meldeten sich beim kroa­
tischen Roten Kreuz. Osman 
und Nisveta kennen Deutsch­
land bereits. Von 1970 bis 
1980 haben sie in Stuttgart ge­
lebt und gearbeitet. Dann sind 
sie zurückgegangen und haben 
sich vom Ersparten ein Haus 
gebaut, ein Haus, das seit dem 
11. Juni nicht mehr existiert. 

iemand im Zug macht den 
Eindruck, als führe er nach 
Deutschland um des Wohl­
stands willen. Deutschland ist 
nicht das Ziel , sondern die 
Notlösung. Daß die Bosnier 
nicht nach Deutschland drän­
gen, bestätigt auch Dr. Claude 
Ellner, Leiter des Verbin­
dungsbüros des Auswärtigen 
Amtes zur Koordinierung der 
deutschen humanitären Hilfe 
in Zagreb: .. Uns bleibt ja nichts 
anderes übrig", höre er immer 
wieder von den bosnischen 
flÜChtlingen , die sich nach 
Deutschland auf den Weg ma­
chen . 

Kroatien könne niemanden 
mehr aufnehmen, berichtet 
Ellner. 335000 Flüchtlinge 
aus Bosnien-Herzegowina sei­
en bereits im Land, 30000 von 
ihnen lebten in Zelten. Dazu 
kämen 270000 Venriebene 
aus Kroatien selbst und 50000 
sogenanme SOlialfalle, deren 
zerstörte Wohnungen im frei­
en Teil Kroatiens bisher nicht 
wieder aufgebaut werden kon­
nen. Damit habe Kroatien der­
zeit einen Flüchtlingsanteil 
von 14 Prozent der Gesamtbe­
völkerung und liege damit 
höher als Deutschland mit 
zwölf Prozem an Flüchtlingen 
nach dem Zweiten Weltkrieg, 
vergleicht Ellner ... Das Boot ist 
voll, niemand kann mehr die 
immer neuen FlUchtlinge aus 
Bosnien aufnehmen", be­
schreibt er die Lage 

Endstation Deutschland. 

Werden sie die Heimat wiedersehen ? 

Schnell sind freundschaftliche Bande gek.::".::ü:::p.::n:.... ______ _ 
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Und in der Tat, der Vergleich 
mit Schiffbrüchigen drängt 
sich auf. Nur fehlt den flücht­
lingen auf dem Weg nach 
Karlsruhe außerdem die Hei­
mat, in die sie nach ihrer Ber­
gung gebracht werden könn­
ten. Immer wieder stellen 
Deutsche ihnen die Frage, 
wann sie wieder zurückgehen 
woll~n. Doch die 541 Bosnier, 
dieam8. Augustum 11.15 Uhr 
in Karlsruhe aussteigen, wis­
sen keine Antwort. Ginge es 
nach ihnen, kehrten sie sofort 
wieder um. Aber es liegt nicht 
in ihrer Macht. Beim nächsten 
Halt um 13.45 Uhr in Ingel­
heim verlassen zusammen mit 
234 flÜChtlingen auch die 21 
Helfer der Malteser den neun­
ten Zug. Einer von ihnen be­
dankt sich bei Osman für des­
sen Übersetzungsdienste. Ob 
er jetzt weiter nach Stuttgart 
wolle? Osman muß erst mit der 
Ausländerbehörde verhan­
deln. Denn das im Zug ausge­
stellte Ausnahmevisum gilt 
nur für ein Bundesland, und 
Osman hat der Zufall ins rhein­
land-pHilzische Ingelheim ver­
schlagen. 

Sie brauchen Chancen 

Wieder stehen Busse am 
Bahnhof. Sie werden die 
FlÜChtlinge in eine Aufnahme­
einrichtung bringen. Lager, 
Busse, Züge, Busse, Lager -
Regelmäßigkeit im Flücht­
lingsalltag. Doch zunächst 
heißt es, die Personalien fest­
zustellen und das Gepäck zu 
finden. Die Sonne in lngel­
heim steht der in Varazdin in 
nichts nach. 35 Grad im Schat­
ten sind es mindestens. Es si nd 
die heißesten Tage des Jahres. 

Der Wille der bosnischen 
FlUchtlinge ist ungebrochen, 
doch aus eigener Kraft werden 
sie wenig bewegen können. 
Sie brauchen Chancen, die ih­
nen nur ihre europäischen 
Nachbarn geben können. 
Wenn schon nicht in ihrer Hei­
mat, dann wenigstens dort, wo 
sie gestrandet sind. 

Christoph Zeller 



Notruf 
auch ohne 
TeleKarte 

Der Deutsche Feuerwehr­
verband weist darauf hin, daß 
die Notrufnummern 110 und 
112 über Kartentelefone ohne 
eingeschobene TeleKarte ab­
gesetzt werden können. Diese 
bisher bundesweit unbekannte 
technische Möglichkeit wird 
von den Feuerwehren sehr be­
grüßt, stellt sie doch eine we­
sentliche Erweiterung der 
Technik zur Absetzung von 
Notrufnummern dar. Das bis-

herige Notruf-System 73 er­
hält hierdurch eine bedeutende 
Erweiterung. 

In einem Schreiben an das 
Bundesposlminislerium und 
die TELEKOM hat der DFV in 
diesen Tagen darum gebeten, 
daß alle Kartentelefone ein 
Hinweisschild bzw. einen Auf­
kleber (mehrsprachig) erhal­
ten, woraus für den Benutzer 
hervorgeht, daß die zuvor be­
schriebene Wahlmöglichkeit 
besteht. Eine Möglichkeit, die 
bisher fast gänzlich unbekannt 
ist. Des weiteren hat der DFV 
darum gebeten, daß die Tele­
fonhäuserlSprechkabinen die 
gleiche äußere Kennzeich­
nung erhalten wie die mit dem 
Notruf-System 73. 

Die Feuerwehren des Landes Baden-Württemberg trau-
emum 

Landesbranddirektor 
Leitender Ministerialrat 
DlpI.-fng. Helnz Schäfer 

der im Alter von ·62 Jahren am 23. August 1992 verstor­
ben ist. 

Mit Heinz Schäfer haben wir eine herausragende Persön­
lichkeit verloren, die unvergessen bleiben wird. Der Frau 
und dem Sohn gilt die Anteilnahme der baden-wümember­
gischen Feuerwehren. 

Heinz Schäfer übernahm 1972 das Amt des Landes­
branddirektors zu einer Zeit, als nach dem Aufbau ent­
scheidende Weichenstellungen für unser Feuerwehrwesen 
nötig waren. Der junge, von der Wasserwirtschaft gekom­
mene Diplomingenieur zeichnete sich sehr rasch durch weit­
blickende Entscheidungen aus, die sich als besonders trag­
fahig und dauerhaft erwiesen. "Sei der erste, doch sei dir erst 
sicher" war eine der Prämissen seiner Arbeit. 

Die Gründe für das hohe Ansehen, das Heinz Schäfer bei 
den Feuerwehren von Baden-Württemberg, in der Bundes­
republik und im Ausland über seinen Tod hinaus genießt, 
waren vielschichtig: Er war trotz der im technischen und or­
ganisatorischen Bereich gesetzten Akzente kein blinder An­
hänger des technischen Fortschritts. Vielmehr stellte er den 
Menschen in den Vordergrund seiner Überlegungen, dem die 
Technik die Arbeit zu erleichtern hat. 

Heinz Schäfer war im Umgang ntit Ministern, Abgeord­
neten oder den Verantwortlichen des Feuerwehrwesens ge­
nauso gewandt und erfolgreich wie mit dem einfachen Feu­
erwehrmann. Das Goethewort "Willst du das Ganze er-

DFV bittet um 
MHhiHe 

Die Feuerwehren in 
Deutschland live bei ihren oft­
mals dramatischen EiRsätzen 
begleiten will der private Fern­
sehsender SAT I in einer neu­
en Serie. Damit soll die Arbeit 
der Feuerwehren und ihrer 
überwiegend ehrenamtlich 
tätigen Mitglieder mehr als 
bisher in das Bewußtsein der 
Öffentlichkeit gerückt und ei­
nem Millionenpublikum am 
Bildschirm vor Augen geführt 
werden. 

Eine Reihe von Feuerweh­
ren zeichnet bekanntlich schon 
heute mit eigenen Videokame­
ras Einsatzszenen oder ganze 
Einsatzabläufe auf, wenn auch 

11 
überwiegend für eigene Aus­
bildungs- und Unterrichts­
zwecke. Mit solchem Filmma­
terial, so stellt es sich die 
SAT I-Redaktion vor, wären 
oftmals die intensivsten und 
realitätsnahesten Eindrücke 
von Einsatzgeschehen festge­
halten, weil eigene Fernseh­
teams in der Regel erst viel 
später vor Ort sein könnten. 

Darum sucht die Redaktion 
zunächst einmal solches 
seihstproduziertes Filmrnate­
rial auf Videokassette und wird 
bei Verwendung dieses auch 
bezahlen. Die Kassette sollte 
direkt geschickt werden an: 
team work, Stichwort "Ret­
ter", Postfach 6350, 5810 Wit­
ten, Telefon 02302180 19 10. 

blicken, so mußt du das Ganze im kleinen erblicken" war 
für Heinz Schäfer keine leere Worthülse. 

Wer Heinz Schäfer persönlich kennenlernen durfte - und 
vielen von uns war dies vergönnt - erinnert sich gerne an 
Gespräche, bei welchen die zukünftige Richtung der Ent­
wicklung unserer Feuerwehren eine zentrale Rolle spielte. 
Wir erinnern uns weiter an den ernsten Mahner Heinz Schä­
fer, der deutliche Hinweise, charmant verpackt und dantit 
nicht verletzend, an den Adressaten richten konnte. 

Das Amt des Landesbranddirektors war ftir den Verstor­
benen keine unliebsame Bürde oder Last. Es war für ihn 
mehr als Beruf - es war Berufung. Berufung zum helfenden 
Wort, zur bleibenden Tat, zur .teten Entwicklung. 

Die Arbeit des Landesfeuerwehrverbands und des Ver­
eins baden-wümembergisches Feuerwehrheim hat Heinz 
Schäfer entscheidend gefördert. Dankbar erinnern wir uns 
an seine bleibenden Verdienste um das Feuerwehrerho­
lungsheim "St. Florian" oder um die Gustav-Binder-Stif­
tung. Besondere Aufmerksamkeit widmete er der Jugend­
feuerwehr, unseren musiktreibenden Zügen und der Seni­
orenarbeit. Die Landesfeuerwehrtage 1978, 1983 und 1988, 
die Feuerwehrolympiade 1981 oder der Deutsche Feuer­
wehrtag 1990 sind herausragende Ereignisse, die Heinz 
Schäfer, von der gemeinsamen Idee begeistert, mitbestimmt 
hat. 

Heinz Schäfer war ,.seiner Feuerwehr" und damit uns al­
len mehr als ein guter Freund. Der Umfang des Dankes, den 
wir ihm schulden, läßt sich mit nichts aufwiegen. 

Für den Landesfeuerwehrverband Baden-Württemberg 
und den Verein baden-württembergisches Feuerwehrheim 

Rolf Englerth 
Vorsitzender 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Das Ehrenamt 
professionalisiert 

Interview mit Hans-Joachim Bartholdt 

Nach sechs Jahren als Prä­
sidenl der DLRG und insge­
saml 12 Jahren Präsidiums­
arbeil ziehl sich Hans-Joa­
chim ßarlholdl ins Privatle­
ben zurück_ Wie kein ande­
rer Präsident zuvor hat er 
"das Ehrenamt professiona­
lisiert", war stets präsent 
und oITen für alle Fragen, 
Wünsche und Anregungen. 
Daß gerade in seine Amtszeil 
die deutsche Einigung und 
damil die Chance zum Wie­
deraulbau der DLRG in den 
neuen ßundesländern liel, isl 
ein Glücksfall. Er haI diese 
große Aufgabe zur Chefsa­
che erklärl und mit hohem 
persönlichen Einsatz voran­
gelrieben. Zahllose Ge­
spr,iche mil ßundes- und 
Länderregierungen, I nstitu­
tionen und vor allem der di­
rekte Dialog mit den neuen 
Ortsgruppen haben enl­
scheidend dazu beigelragen, 
daß die DLRG bereits nach 
zwei Jahren einen guten Or­
ganisalionsgrad haI. Über 
die DLRG von heute und von 
morgen sprach Marlin Jans­
sen mil dem scheidenden 
DLRG-Präs idenlen Hans­
Joachim ßarlholdl. 

Frage: Seit dem Beginn Ih­
rer Amtszeit 1986 hat sich die 
Mitgliederzahl um mehr als 
40000 erhöht. 199 1 71ihlte die 
DLRG erstmalig in ihrer fast 
80jährigen Geschichte über !2 
Million Mitglieder. Ist das als 
Erfolg l U wenen? 

Ilarlholdl: Natürlich ist das 
e in Erfolg, zu mal dies Zahlen 
si nd. die die neue" Länder 
noch nicht e inschließen. Ich 
wen e das a ls Beleg für die 

Qualität unserer Arbeit in den 
önl ichen Gliederungen, die 
Akzeptanz unseres huma­
nitären Wirkens. Das Ergebnis 
ist um so höher 7U bewerten, 
wenn man bedenkt , daß Sport ­
vereine, karitative und im so­
zialen Feld tätige Organisatio­
nen über Mitgliederschwund 
kl agen. Dennoch dürfen wir 
im Werben um neue akti ve und 
pass ive Mitglieder nicht nach­
lassen, weil unsere Aufgaben 
wachsen. 

Frage: Die DLRG ist e in 
gese llschaftli ch anerkannter 
Verband. Als Spitzenverband 
des Deutschen Sponbundes 
und Hil fsorganisation ist die 
Ste llung in der Öffentlichke it 
aber nicht immer exakt be­
stimmbar. Ein Vor- oder Nach­
tei l? 

ßarlholdl: Ich möchte we­
der von Vor- noch von Nach­
te il sprechen. Humanität und 
Spon ergänzen sich wertvoll 
und bieten e in bre ites Betäti ­
gungsfe ld. Es muß aber in Zu­
kunft unsere Au f~abe sein , 
durch verstärkte Offentlich­
keitsarbeit unser Anliegen 
dem Bürger noch näherzubrin­
gen. Vor a llen Dingen die ab­
solute Ehrenamtlichkeit unse­
res Wirkens muß vie l deutli ­
cher gemacht werden. 

Frage: Die DLRG hat in 
den letztenlahrzehnten viel er­
reicht. S ie hat mit dazu beige­
tragen, daß die Zahl der Er­
trinkungsfalle erheblich ge­
sunken ist und immer mehr 
Menschen schwimmen kön­
nen. Fällt es nicht schwer, neue 
Ziele zu setzen. und welche 
sind das? 

Barlholdt: Ich möchte mit 
e iner Gegenfrage antworten. 
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Ein gefragter Mann und stets interessierter Zuhörer: Hans-Joachim 
Uarlholdl. (Foto: Mey) 

Brauchen wir neue Ziele? Wir 
sollten uns auf unsere Kern­
aufgaben besinnen, die Erste­
Hil fe-Ausbildung intensivie­
ren und die Mitarbeit für a lle 
Altersgruppen anraktiv und 
interessant machen. So wird 
unser neues Motto lauten: 
DLRG, der Verein für alle' 

Frage: Sechs Jahre Präs i­
dent der DLRG: Welches Fazit 
Lichen Sie nach zwei Amtspe­
rioden? 

Ilarlholdl: Ganz e infach: 
Es war e ine außerordentlich 
arbe itsreiche, mit vie len Pro­
blemen belastete und anstren­
gende Zeit. Neben und nach 
dem Berufhat sie mich voll ge­
forden . Es hat mir dennoch 
vie l Freude gemacht. 

Frage: Worüber haben Sie 
sich am mei sten gefreut , und 
was war die größte Enttäu­
schung? 

Ilarlholdl: Da gäbe es vie l 
zu sagen! Am meisten gefreut 
hat mich, daß meine Frau und 
meine Familie mein Engage­
ment mitgetragen und unter­
stützt haben , und natürlich bin 
ich erfreutliberdie Anfangser­
folge der Aufbauarbeit im 
Osten unseres Vaterlandes. 
Ennäuscht bin ich darüber, daß 
wir es nicht geschafft haben, 
mehr als bisher für den Wie­
deraufbau im Osten Deutsch­
lands LU tun. 

Frage: Der Wenewandel in 
der Gesellschaft , geschäftli ­
ches Kalkül und ich-bezoge­
nes Denken, aber auch Mög­
lichkei ten der modemen Frei­
zeitgese ll schaft machen es im­
mer mehr Menschen schwer, 
sich ehrenamtlich für e in hu­
maniUires Anliegen zu enga­
gieren. Wie kann sich die 
DLRG dagegen behaupten? 
Was muß sie tun? 

Ilarlholdl: Die DLRG muß 
sich mit dem Deutschen Spon­
bund und anderen sozial enga­
gierten Verbänden gemeinsam 
darum bemühen, gezielte 
Kampagnen rur das Ehrenamt 
zu stanen. Dazu gehön nicht 
nur e ine Forderung nach mehr 
öffentlicher An'erkennung, 
sondern auch stärkere fi nan­
l ielle Unterstützung durch die 
öffentliche Hand. 

Frage: Am Beispiel "Auf­
bau des Wasserrenungsdien­
stes in Ostdeutsch land" zeigt 
sich, daß die Unterstützung 
durch Bund und Länder für die 
subsidiär tätigen Organisatio­
nen mangelhaft ist. Ist das ein 
Trend, der sich durch die chro­
nische Magersucht öffentli ­
cher Haushal te in Zukunft fon­
setzen wird? 

Ilarlholdl: Das ist le ider zu 
befürehten. Nur bin ich mit 
dem Ausdruck "chronische 
Magersucht" nicht einverstan-



den. Was in den alten Bundes­
ländern möglich ist und tei l­
weise für die DLRG investiert 
wird, muß beim "Aufbau Ost" 
auch für uns möglich sein. Wir 
verlangen ja keine Milliarden. 
Die öffentliche Hand - und da 
meine ich Bund und neue Län­
der (die Kommunen sind viel­
leicht noch nicht in der Lage) 
müssen endlich aufwachen 
und merken, welches Kapital 
an Engagement und Einsatz­
bereitschaft sie zur Zeit aufs 
Spiel setzen, wenn sie sich 
ideell und materiell verwei­
gern. Man kann sich nicht hin­
ter Paragraphen zurückziehen. 
Der CDU-Fraktionsvorsitzen­
de Schäuble hat als Innenmini­
ster 1990 einmal sehr richtig 
gesagt: "Außergewöhnliche 
Lagen erfordern unkonventio­
nelle Entscheidungen." 

Frage: Wie muß die DLRG 
der Zukunft aussehen? 

Bartholdt: In kurzen Wor­
ten läßt sich die Frage eigent­
lich kaum beantwonen. Auf 
der Grundlage unserer sat­
zungsgemäßen Aufgaben muß 
die DLRG ihre Organisations­
struktur überdenken. Sie muß 
zurückfinden zu mehr Solida­
rität im Sinne gemeinsamen 
HandeIns nach außen, sich an­
passen an die Bedürfnisse un­
serer pluralistischen Gesell­
schaft sowie das Ehrenamt 
durch aufgabenorientierte Un­
terstützung im Verwaltungsbe­
reich und professionelle Ge­
staltung der ehrenamtlichen 
Führungspositionen stärken. 

Frage: Sie haben sich in ho­
hem Maße für die DLRG ein­
gesetzt. Was war und ist Ihr 
persönlicher Antrieb? 

Bartholdt: In 50 Jahren 
MitgliedsChaft und 42 Jahren 
aktiver Mitarbeit habe ich 
mich mit der DLRG stets iden­
tifiziert . Die DLRG hat mich in 
die Pflicht genommen, sie hat 
mir Aufgaben üben ragen, die 
zu erfüllen ich mich mit ganzer 
Kraft bemüht habe. Es liegt in 
meiner Erziehung und Lebens­
grundhaltung, eine Aufgabe, 
der ich mich gestellt habe, mit 
voller Hingabe zu erfüllen. So 
einfach ist das! 

Frage: Vor drei Jahren ha­
ben Sie als Leitender Polizei­
direktor von Ihrem Beruf Ab­
schied genommen, jetzt gehen 
Sie zum zweitcnmal in ,.Pensi-

on". Was hat der DLRG-Präsi­
dent a. D. für Zukunftspläne? 

Bartholdt: Ich möchte 
mehr Zeit für meine Frau, mei­
ne Kinder und Enkelkinder 
einsetzen. Meine Hobbys -
Malen, Zeichnen, Fotografie­
ren und Reisen - sollen endlich 
zu ihrem Recht kommen. Re­
gelmäßiger Spon ist ein weite­
res Ziel. Und wenn ich dann 
gefragt werde: Die DLRG mit 
Rat und Tat unterstützen. 

Tragischer Unfall 
auf dem Neckar 
In Neckarhausen fuhr eine 

Mutter mit ihrem fast drei­
jährigen Sohn auf der Fähre 
über den eckar. Während der 
Fahrt stieg die Frau aus, um 
den Fahrpreis zu entrichten. 
Diesen Moment muß der Sohn 
genutzt haben, um den Zünd­
schlüssel zu drehen. Da offen­
sichtlich ein Gang eingelegt 
war, bewegte sich das Fahr­
zeug nach vorne und stürzte 
über den Fährenrand in den 
Neckar. Der Fährführer ver­
suchte noch, das Kind aus dem 
Auto zu ziehen, wurde dabei 
aber mit in die Tiefe gezogen 
und verletzt. 

Während der Fährführer mit 
eigener Kraft wieder an die 

Wasseroberfläche kam , ver­
sank das Fahrzeug mit dem 
Kind im Neckar. Der Fährflih­
rer konnte von Anwohnern aus 
dem Wasser gezogen werden. 
Er mußte ins Krankenhaus 
Eberbach eingeliefen werden. 

Die sofort alarmierten Ein­
satzkräfte der DLRG, der Feu­
erwehr, des THW, der Polizei 
und der Wasserschutzpolizei 
nahmen unmittelbar die Suche 
auf. Da keine präzisen Anga­
ben über den Untergangsort 
des Fahrzeuges gemacht wer­
den konnten und der Neckar 
durch anhaltende Regenfalle 
erheblich verschmutzt war, 
konnte das Fahrzeug von Ret­
tungstauchern nicht sofort ge­
ortet werden. 

Erst nach Einsatz einer 
Suchkette zwischen den Poli­
zeibooten wurde das Fahrzeug 
gefunden und von Tauchern 
angeschlagen. Durch einen 
Schwimmkran wurde der Pkw 
geborgen. Hierbei wurde fest­
gestellt, daß das Kind sich 
nicht mehr im Fahrzeug be­
fand. 

ach der Bergung wurde 
der Fundort des Fahrzeuges 
nochmals durch Taucher der 
DLRG Neckargemünd abge­
sucht. Das Kind konnte jedoch 
nicht gefunden werden. Auch 
am nächsten Tag wurdedieSu­
ehe nach dem vermißten Kind 

Nach längerer Suche wird das Unglücksfahrzeug schlieUlich gefunden 
und per Schwimmkran an die Oberfläche bcmrderl. 

von den DLRG-Gruppen 
eckargemünd und Eberbach 

mit drei Booten fortgesetzt. 
Am dritten Tag setzte die 

DLRG Neckargemünd mit 
Unterstützung der DLRG Ag­
laslerhausen und der Feuer­
wehr Neckargemünd die Su­
che fort. Eingesetzt wurden 
hierbei fünf Boote und 13 Ret­
tungslaucher. Etwa 300 Meter 
unterhalb der Unglücksstelle 
wurde die Leiche des Kindes 
schließlich im Neckar treibend 
gesiChtet und durch ein Ret­
tungsboot der DLRG Neckar­
gemünd geborgen. 

Gedenkstein 
erinnert an Binzer 

Seeunglück 
1992 jährte sich zum acht­

zigsten Mal der Tag des See­
brückenunglücks in Binz auf 
Rügen. Dieses tragische Ereig­
nis war Anlaß für die Grün­
dung der DLRG 1913 in leip­
zig. 

Zur Erinnerung stiftete 
DLRG-Mitglied Bernhard 
Markwitz. einer der ersten 
Lehrscheininhaber der DLRG 
und Unternehmer aus Ham­
burg, einen Gedenkstein. Sei­
ne Enkelin Miriam (6) enthüll­
te in Anwesenheit von Meck­
lenburg-Vorpommerns Sozial­
minister Dr. Gollert, Kultus­
Ministerialdirigentin Frau 
Lettau und der Binzer Bürger­
meisterin Frau Lemke den 
Granitblock . 

DLRG-Präsident Hans-Joa­
chim Bartholdt erinnerte in 
seiner Ansprache an das da­
malige Unglück, bei dem 17 
Menschen ihr Leben ließen, 
aber auch an die "Wiederge­
burt der DLRG" und den 
Neuaufbau des Wasserret­
tungsdienstes an der Ostsee­
küste Mecklenburg-Vorpom­
merns. Friedrich Bertelsmeier, 
Vizeprijsident des DLRG-Lan­
desverbandes Mecklenburg­
Vorpommern. skizzierte die 
Stationen der Aufbauarbeit im 
Wasserretlungsdienst an der 
Ostseeküste. Moderien wurde 
die Veranstaltung von DLRG­
Bundesgeschäftsführer Lud­
ger Schulte-Hülsmann. 
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VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN ARKAI DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN-EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDES REPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

Hans HanBen, LandesvorsItzender ARKAT-NRW 

•• 
Mehr als eine Ubung 

Katastrophenschützer betreuten im Rahmen eines Pilotprojektes ein Anti-Drogencamp 

Der Traum von Freiheit und 
Abenteuer wurde Flir 120 
Schülerinnen und Schüler aus 
dem Kreis Wesel und der Stadt 
Duisburg wahr. Sie paddelten 
mit Autoreifen über einen 
Baggersee, glillen eine selbst­
gebaute Riesenrutsche hinun­
ter und bauten Brücken. Da­
beisein war alles, das galt nicht 
nur ftir die meisten Kinder, 
sondern auch für die vielen en­
gagienen Helfer des THW, 
DRK, der JUH und der Regie­
einheiten, die mit von der Par­
tie waren. 

Schon einen Tag, bevor die 
Mädchen und Jungen von dem 
Camp Besitz ergriffen, weI­
ches die nächsten vier Tage 
den "Dämmerwald" in einen 
Aktionsspielplatz verwandel­
te, waren die Helferinnen und 
Helfer damit beschäftigt, die 
erforderliche Infrastruktur und 
Logistik zu erstellen, um das 
zu realisieren, was Polizei, Ju­
gendämter, Allgemeine Ons­
krankenkasse sowie der Verein 
fur Bildung, Erziehung, Spon 
und Jugendhilfe aus Duisburg 
als erlebnispädagogisches 
Projekt entwickelt hallen. 

Michael Lubinski, Leiter 
der Sucht-Prophylaxe in Duis­
burg: ,,Je größer die Freude am 
Leben, um so geringer ist das 
Verlangen nach Drogen - das 
ist der Satz, auf dem dieses Pi­
lotprojekt aufbaute. Wir kön­
ncn nicht gegen das riesige 
Angebot von legalen und ille­
galen Drogen kämpfen. Aber 
wir können den Kindern zei­
gen, daß das Leben ohne Dro­
gen lebens wen isl." 

Die Helferdes THW und der 
önlichen Feuerwehr sorgten 

für die erforderliche Wasser­
versorgung (Frischwasser/Ab­
wasser), die Fernrneider des 2. 
Fernmeldezuges, eine Regie­
einheit des OberkreisdireklOrs 
in Wesel, verlegten mehr als 16 
km Feldkabel und errichteten 
eine Fernmeldezentrale in ei­
ner Pfadfinderhülle. Für den 
Sanitätseinsatz war die lUH 
verantwonlich, die vier Tage 
mit einem RTW und einer Sa­
nitätswache vor On war. Es 
kam GOII sei Dank zu keinem 

ARKAT-Arbelts­
gruppe Fernmelde­

dienst In Nord­
rhein-Westfalen 

konsUtulerte sich 

Chancen zur Steigerung der 
Effizienz im Gefahrenschutz 
liegen vor allem in integrati­
onsHihigen Schutzkonzepten. 
Wesentliche Grundlage für 
eine vernetzte Einsatzführung 
und -logistik bildet vor allem 
eine leistungsfahige Informa­
tions- und Kommunikations­
technik. 

Der Arbeitskreis V der Stän­
digen Konferenz der Innenmi­
nisler und -senatoren hat in sei­
nem Positionspapier vom 24. 
9. 1991 deshalb ausdrücklich 
festgestellt, daß es zur Erful­
lung der Aufgaben zeit­
gemäßer Führungs- und Kom­
munikationssysteme bedarf. 

Der Verband der Arbeitsge­
meinschaften der Helfer in 
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ernsthaften Einsatz. Es wurden 
täglich ca. 200 Ponionen Früh­
stück, Mittag- und Abendes­
sen herge teilt und ausgege­
ben. 

Am Ende der Aktion, so 
hoffen die Betreuer, nahmen 
die Kinder eine neue Erfah­
rung mit nach Hause, nämlich, 
daß sich die Lust auf Freiheit 
und Abenteuer im Leben selbst 
findet - und nicht in Drogen. 
Helfer und Führungskräfte des 
Katastrophenschutzes sind 

den Regieeinheitenl-einrich­
tungen des Katastrophen­
schutzes in der Bundesrepu­
blik Deutschland hat deshalb 
den ARKAT-Landesverband 
Nordrhein-Westfalen gebeten, 
eine Arbeitsgruppe Fernmel­
dedienst zu bilden und die 
Aufgaben des Fernmeldedien­
stes zu überdenken. 

Die AGr FmDi in der AR­
KAT- RW legte bereits 1990 
die Studie " Fernmeldedienst 
heute" vor, an der Helfer und 
Führungskräfte aus Minden, 
Paderborn, Mellmann, Neuss, 
Viersen, Wesel und Euskir­
ehen als Standone in Regie ge­
ftihner Femmeldezüge mitge­
arbeitet haben . 

Die Studie stellte zunächst 
eine Bestandsaufnahme dar, 
zeigte Verbesserungen zur 
technischen Ausstallung auf 
und befaßte sich mit den 
Schnillstellen hinsichtlich 
Führung und Logistik, z. B. 
Leitstellen für Feuerschutz, 
KatastrOphenschutz und Ret-

überzeugt, daß auch die Mitar­
beit im Katastrophenschutz in 
diesem Sinne vorbeugend zu 
wirken vermag. Für viele Kin­
der war es das erste Mal, daß 
sie Helfern des Katastrophen­
schutzes "zum Anfassen" be­
gegneten, was in den Ge­
sprächen am Randeoffensicht­
lich wurde. So gesehen, war 
die Veranstaltung auch ein gu­
tes Stück Motivation und Wer­
bung für den Dienst im Kata­
strophenschutz. 

tungsdienst, bezogen auf 
ordrhein-Westfalen. Die 

Studie wurde im März 1992 
verfeinen und mit dem Kon­
zept "Fern melde zentrale mit 
mobiler Komponente 
Schnelleinsatzgruppe Fern­
meldedienst" verbunden und 
in ordrhein-Westfalen vor­
gestellt. 

Hierbei ließ die AGr FmDl 
sich von folgenden Gesichts­
punkten leiten: 
- Der Bundesminister des In­

nern hat mit Schreiben vom 
12.4. 1991 ein Diskussions­
papier der Arbeitsgruppe 
KN 2 vom 20. 3. 1991 be­
kanntgegeben. Hiernach 
sollten die FmZ und FmZt in 
neustrukturiene FmZ umge­
wandelt werden, die auch 
die FlnZt betreiben. Wie die­
se neustrukturienen FmZ 
aussehen werden, blieb bis­
her offen. 

- Der Arbeitskreis V (AK V) 
der Innenministerkonferenz 
(IMK) - Unterausschuß 



"Katastrophenschutz und 
Zivilverteidigung" hat in 
seinem Positionspapier vom 
24.9. 1991 festgestellt, daß 
es zur Erfüllung der Aufga­
ben lageangepaßter Füh­
rungsmittel bedarf. Das 
Kommunikationssystem der 
Behörden, die für admini­
strativ politische und logisti­
sche Ent cheidungen zu­
ständig sind, muß so ausge­
legt sein, daß es auch für die 
Bewältigung von Katastro­
phen und im Verteidigungs­
fall geeignet ist. Für die Bil­
dung einer getrennten Fem­
meldezentrale KatS gab es 
nach Meinung der IMK kei­
nen Raum. 

- Die IMK oder die privaten 
Hilfsorganisationen und die 
öffentlich-rechtlichen Dien­
ste haben bis heute keine 
Vorschläge vorgelegt, wie 
sie sich die Kommunikation 
in Zukunft vo~tellen. 
Die AGr FmDi beabsichtigt, 

mit Unterstützung von Her­
stellern für Führungs- und Ein­
satzmittel (Kommunikations­
technik, EDV-Führungsmittel, 
Fahrzeugtechnik) und den ent­
sprechenden Ministerien (Mi­
nister für Wissenschaft und 
Forschung, Minister für Wirt­
schaft, Mittelstand und Tech­
nologie) des Landes Nord­
rhein-Westfalen, der Univer­
sität- Gesamthochschule - in 
Duisburg und dem Bundesmi­
nister für Forschung und Tech­
nologie eine modell hafte Un­
te~uchung, deren Ergebnisse 
auf der Interschutz 1994 - In­
ternationale Brand- und Kata­
strophenschutzausstellung in 
Hannover - vorgestellt werden 
sollen. 

So plant die ADr FmDI auf 
der Grundlage der Studie 
"Fernmeldedienst heute" und 
dem Rahmenkonzept "Fern­
meldezentrale mit mobiler 
Komponente" ein universal 
einzusetzendes Einsatzfahr­
zeug als mobile Komponente 
mit modular aufgebauten 
Gerätesätzen für den Fernmel­
dedienst zu konzipieren und 
bei einer Katastrophenschutz­
behörde zu erproben, mit dem 
es möglich wird 
- kurzfristig an einer Scha­

denstelle den gesamten 
Fernmeldebetriebsdienst als 
Fernmeldeleitstelle zu über-

nehmen und die eingesetz­
ten selbständig operierenden 
Dienste taktisch zu unter­
stützen - bzw. die techni­
schen Voraussetzungen für 
die Einrichtung einer Ein­
satzleitung (EL) zu schaffen, 
sowie Befehlsstellen (BSt) 
oder sonstige Stellen fern­
meIdemäßig zu e~chließen 
und zu betreiben (Fernmel­
debetriebsstellen), 

- einen Einsatz von Einheiten 
und Einrichtungen innerhalb 
des einheitlichen Hilfelei­
stungssystems und seiner er­
forderlich werdenden Er­
weiterung durch Kommuni­
kationsmittel, die den heuti­
gen Gegebenheiten entspre­
chen, zu ergänzen und zu un­
terstützen, 

- unter Einbeziehen des Stär­
ke ·und Ausstattungsnach­
weises für den Fernmelde­
zug (FmZ) im erweiterten 
Katastrophenschutz und für 
die Fernmeldezentrale Kata­
strophenschutz beim Haupt­
verwaltungsbeamten (FmZt 
HVB) vorhandenen Geräte 
und Fernmeldemittel zu ko­
ordinieren, bereitzustellen, 
einzusetzen und zu betrei­
ben, 

- dem Bundesminister des ln­
nern und der ständigen In­
nenministerkonferenz über 
die AGr FmDl Möglichkei­
ten einer Neustrukturierung 
von 440 Fernmeldezügen 
vorzustellen und in ein ein­
heitliches Hilfeleistungssy­
stern von Bund und Ländern 
zu integrieren, 

- der Industrie die Möglich­
keit zu geben, neue Techni­
ken vorzustellen und mo­
dellhaft für ein einheitliches 
Hilfeleistungssystem zu er­
proben und zu verbessern. 
Die Innenminister des Bun-

des und der Länder haben sich 
wohl so verständigt, daß die 
bekannten Fernmeldezentra­
len-HVB und Fernmeldezen­
tralen-Abschnitt, beides Ein­
riChtungen des Fernmelde­
dienstes, künftig entfallen und 
im Bundesgebiet 440 neu­
strukturierte Fernmeldezüge 
im Fachdienst Fernmelde­
dienst zur Verfügung stehen 
werden. 

Die AGr FmDl hat die Vor­
stellung, auch mindestens 440 
LeitsteIlen für den Feuer-

schutz, Katastrophenschutz 
und Rettungsdienst mit einer 
mobilen Komponente, wie sie 
gerade vorgestellt wurde, in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land installieren zu können 
und so den Fernmeldezügen 
neue, auf das einhei tliche Hil­
feleistungssystem von Bund 
und Ländern zugeschnittene 
Aufgaben zu übertragen. 

Die technische Ausstattung 
der jetzigen Fernmeldezüge ist 
unzeitgemäß, veraltet und ent­
spricht nicht mehr den Anfor­
derungen heutiger Kommuni­
kationssysteme. Vertreter aus 
Wissenschaft, Politik, Indu­
strie, He~teller von Einsatz­
und Führungsmitteln und die 
im einheitlichen Hilfelei­
stungssystem sowie seiner Er­
weiterung wirkenden Dienste, 
haben Interesse an der Erar­
heitung eines neuen Einsatz-, 
Organisations-, Aufgaben­
und Kommunikationskonzept 
bekundet. Hans Hanßen 

OberbOrgermel­
ster Rommal: 

KeIne Notwendig­
keit, ABC-ZOge 

Oberzulelten 
Der Stuttgarter Oberbür­

germeister und Präsident 
des Deutschen Städtetages, 
Manfred Rommel, bestätigt 
in einem Schreiben an den 
Bundesvo~itzenden der 
ARKAT, Klaus-Dieter 
Kühn, daß das Land Baden­
Wüntembergohne Abstim­
mung mit dem Bund eine 
Einbindung der Katastro­
phenschutz-ABC-Züge in 
die Feuerwehren betreibt. 
Aufgrund der bisherigen 
Erfahrungen be~teht nach 
Auffassung Rormnels keine 
zwingende einsalZtaktische 
Notwendigkeit. Kats­
ABC-Züge (Regie) anderen 
Organisationen zuzuord­
nen. 

Ein "Phantom" schlug zu 
Tradition ist eine schöne Sa­

che. Aber manchmal muß man 
wegen des vermeintlichen 
Fortschritts die Ausbildung 
den neuen Erfordernissen an­
passen. Diese Erfahrung muß­
ten jetzt auch die Regieeinhei­
ten des Fernmeldedienstes 
(Regie) in Neumünster ma­
chen. So wollten sie zum 10. 
Male ihre schon traditionelle 
Fernmeldeübung "Mai wind" 
durchfUhren. Daran sollten ca. 
200 Helferinnen und Helfer ­
auch aus anderen Fachdien­
sten - teilnehmen, die aus ver­
schiedenen Kreisen und Städ­
ten kommen sollten. Aber wie 
bereits 1991 wurde auch 1992 
die Übung vom Innenministe­
rium in Kiel mit der Begrün­
dung abgesagt, daß es für den 
Fernmeldedienst ein neues 
Konzept geben solle und daher 
eine UbunglAusbildung für 
eine veraltete Struktur nicht 
sinnvoll sei. 

Das neue Konzept scheint 
ein .. Phantom" zu sein, denn 
schon seit 1991 weiß man von 
ihm, gesehen hat es indes noch 
niemand. 

Nach An,icht der ARKAT 
Schleswig-Holstein kann es 
ein neues Konzept für den 
Fernmeldedienst nur geben, 
wenn zuvor die neue Struktur 
der anderen Fachdienste - ins­
besondere der Systematik der 
Führung -, deren Ausstattung, 
Einsatzgrundsätze usw. fest­
steht. Ansonsten wird das 
PFerd von hinten aufgezäumt. 

Zwischenzeitlich hat der 
Bundesl'erband der ARKAT 
den BMI darum gebeten, sei­
nen Einfluß geltend zu ma­
chen, daß bis zur Verabschie­
dung eines neuen Konzeptes 
für den erweiterten Katastro­
phenschlItz die bisherigen Re­
gelungen weitergelten. um 
Motil'alionseinbußen nicht 
unnötigen Vorschub zu leisten . 
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Suchen - Orten - lenken 

Karten in den unterschiedlichsten 
Maßstäben zu besitzen, ist (fast) eine 
Selbstverständlichkeit für uns alle. 
Doch die ungeheure Fülle macht 
ihren Gebrauch nicht immer einfach. 

Mit dem elektronischen Atlas Nu­
Lee gibt es einen neuen Markstein in 
der Zeittafel der Kartographie. Das 
Softwareprogramm zaubert in Se­
kundenschnelle Landkarten der un­
terschiedlichsten Maßstäbe auf den 
Bildschirm. 

Mit der NuLoc 2.2-Software wurde 
die Voraussetzung für eine völlig neue 
Art der Nutzung von Landkarten ge­
schaffen: Landkarten auf dem Bild­
schirm zu zeigen und den gesuchten 
Ort exakt markiert zu finden. 

In der Datenbank sind zum Bei­
spiel 56000 Orte der Bundesrepublik 
Deutschland gespeichert. Auf den 
Karten können Objekte an ihrem je­
weiligen Standort eingeblendet wer­
den. Mit der Darstellung von beweg­
lichen Objekten (Fahrzeuge aller Art 
mit entsprechender Ausrüstung zur 
Standort ermittlung und -übertra­
gung) wird ein Ortungssystem ge­
schaffen. 

In Verbindung mit der NuBase-Da­
tenbank und den verfügbaren Soft­
waremodulen können computerge­
stützte Leitstellen jeder Größenord­
nung aufgebaut werden, angefangen 
vom einfachen PC bis zu leistungs­
fähigen Systemen mit mehreren Ar­
beitsplätzen, wie sie für Polizei, Feu­
erwehr und Rettungsdienst notwen­
dig sind. 

(US, GmbH, 4994 Pr. Oldendorf) 

62 1 BEVOLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 10/921 

Schutz vor Wind und Wetter 

Entsprechend der Zunahme an Hil­
feleistungseinsätzen der Feuerweh­
ren stellt sich immer öfter und dring­
licher die Frage und Forderung nach 
einem unverzögert verfügbaren 
"Dach über dem Kopf". Mit dem neu­
en Schnelleinsatzzelt bietet sich hier 
eine optimale Lösung an. 

Das SEZ wurde speziell für den 
Einsatz bei Feuerwehren und Ret­
tungsdiensten entwickelt. Aus einem 
handlichen Paket mit den Pack­
maßen von 90 cm Länge und 50 cm 
Durchmesser entwickelt sich in ca. 40 
Sekunden ein standfestes Zelt mit ei­
ner nutzbaren Innenfläche von 16 m2 

bei einer durchgehenden Stand höhe 
von zwei Metern. 

Die Konstruktion und das große 
Raumvolumen machen das SEZ be­
sonders geeignet: 
Bei Hilfeleistungs- und Rettungs­
einsätzen als 
- Schutz und Unterbringung verletz­

ter Personen bei Erstversorgung; 
- Witterungsschutz bei Rettung und 

Bergung, wenn das SEZ ohne Bo­
den über die Arbeitsstelle gestülpt 
wird; 

- Witterungsschutz für sensible 
Geräte; 

- Umkleide- und Ruheraum bei 
Taucheinsätzen. 

Bei Gefahrguteinsätzen als 
- Umkleide- und Aufenthaltsraum für 

Träger von Chemikalienschutzan­
zügen; 

- Raum zu Meßauswertungen; 
- Raum zum Anlegen, Austausch 

und Zwischenlagern von Atem­
schutzgeräten; 

- Dekontaminationsraum (mit spezi-
eller Deko-Zelle). 

Bei Großeinsätzen als 
- Einsatzleitung; 
- VerpflegungsausgabeNersorgung 

für die Einsatzkräfte. 
Das Schnelleinsatzzelt besteht aus 

einem mit Druckluft gefülltem 



Schlauchgerüst, das mit wasserdicht 
beschichtetem Gewebe bespannt ist. 
Der Fußboden ist mittels Klettver­
schluß eingezogen und leicht her­
ausnehmbar. 

An bei den Stirnseiten befinden 
sich große Türöffnungen mit Ab­
schlußplanen, die mit Reißverschlüs­
sen eingezogen sind. Mittels der 
Reißverschlüsse ist es auch möglich, 
zwei Zelte miteinander zu verbinden 
und damit das Raumvolumen zu ver­
doppeln (Ziegler, 7928 Giengen) 

Vorbeugen 
ist besser als Heilen 

In vielen Arbeitsbereichen wird der 
Halteapparat der Wirbelsäule in be­
sonderer Weise belastet - durch stän­
diges Stehen, Heben oder Tragen. 
Liest man die Liste der angezeigten 
Erkrankungen, so denkt man bei den 
betroffenen Berufsgruppen zunächst 
an Packer, Fahrer etc. Aber auch an­
dere Berufe - zum Beispiel im Bereich 
Feuerwehr und Rettungsdienst - sind 
betroffen. 

In diesem Umfeld wurde jetzt die 
Proflex-Rückenstütze erfolgreich ge­
testet. Der breite, flexible Gürtel för­
dert die aufrechte Körperhaltung 
beim Aufnehmen von Lasten und un­
terstützt so den richtigen Bewe­
gungsablauf beim Heben und Tragen. 
Damitträgt die Rückenstütze zur Vor­
beugung von Rückenverletzungen 
und Haltungsschäden bei. 

In die von Orthopäden und Phy­
siotherapeuten entwickelte Rücken­
stütze sind Stangen aus Karbonfa­
sern eingearbeitet, die den Rücken 
beim Tragen unterstützen. Mit Hilfe 
zweier an den Seiten befindlicher Ela­
stikbänder kann die Stütze nachge­
spannt werden und so der unterstüt­
zende Druck beim Ausüben von He­
betätigkeiten zusätzlich erhöht wer­
den. (3 M Deutschland GmbH, 

4040 Neuss 1) 

Manövrierbarkeit gesteigert 

Für die Unimog-Typen U 1600 und 
U 1650 ist die Einführung einer Hin­
terachs-Zusatzlenkung zu Beginn 
des kommenden Jahres geplant. Da­
mit wird vor allem die Manövrier­
fähigkeit der ohnehin schon sehr 
wendigen Fahrzeuge nochmals er­
heblich verbessert. 

Bei der neuen Hinterachszusatz­
lenkung wird der Lenkeinschlagwin­
kel an der Vorderachse über ein Po­
tentiometer an der Lenksäule abge­
tastet. Der Einschlagwinkel wird an 
ein elektronisches Steuergerät wei­
tergeleitet, das die Hinterachse ent­
sprechend der an der Bedienkonsole 
vorgewählten Lenkfunktion steuert. 
Ab 15 kmlh verringert das Steuer­
gerät den Lenkeinschlagswinkel an 
der Hinterachse proportional zur Ge­
schwindigkeit. Ab 30 kmlh wird die 
Hinterachse nicht mehr gelenkt, ab 
40 km/h wird die Hinterachse zusätz­
lich mechanisch verriegelt. 

(Mercedes-Benz AG, 
7000 Stuttgart 60) 

"Safety first" 
für Wassersportier 

Immer mehr Bundesbürger sind in 
ihrer Freizeit als Surfer, Segler oder 
Taucher aktiv. Durch Unerfahrenheit, 
Unkenntnis der Reviere, leichtsinnige 
Überschätzung der eigenen Kräfte 
sowie nicht zuletzt durch eine man­
gelhafte Ausrüstung, kommt es dabei 
immer wieder zu Gefahrensituatio­
nen. 

Aus dieser Erkenntnis heraus wur­
de NICOSIGNAL entwickelt, ein waf­
fenscheinfreier Signalgeber. Aus dem 
Gerät können sechs Signalpatronen 
16 mm (Einzelstern rot, grün, weiß), 
die wasserdicht und wasserdruckge­
prüft sind, verschossen werden. 

Durch den Einsatz verschiedener 
Farben können Notsignale oder Si-

WO' 

gnale zur Kommunikation - zum Bei­
spiel bei Funkausfall - gegeben wer­
den. Das Gerät wiegt, geladen, 370 
Gramm und ist entsprechend leicht 
zu handhaben. Die Brenndauer liegt 
bei ca. sechs Sekunden, die Steig­
höhe bei 80 Metern. Das Gerät ist 
seewasserbeständig, rost- und pfle­
geleicht. 

(Nico-Pyrotechnik, 2077 Trittau) 

I BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 10/92 163 



Mythos Motivation 
Wege aus einer Sackgasse 
Von Relnhanl K. Sprenger 

campus Vet1ag, 6000 Frankfurt 90 

Alles Motivieren ist Demotivieren, 
belegt der Autor an zahlreichen Bei­
spielen. Belobigen, Belohnen, Beste­
chen, Bedrohen, Bestrafen: Alles, 
was in Unternehmen an Tricks und 
Tips zur Mitarbeiter-Motivation prak­
tiziert wird, funktioniert nicht. Je mehr 
sie die Leistungsbereitschaft der Mit­
arbeiter anstacheln, desto tiefer sinkt 
früher oder später die Arbeitsmoral. 

Sprenger beschreibt die weitver­
breiteten Anreizsysteme und ausge­
klügelten Antreibetechniken vieler 
Führungskräfte - Prämien, Boni zum 
Quartalsende, "leistungsvariable" 
Einkommen, "Visionen" als Sinn be­
wirtschaftungsmaßnahmen, Incenti­
ve-Reisen, "psychologische Mitar­
beiterführung" - und ihre kontrapro­
duktiven Folgen: immer höhere Reiz­
niveaus, unlösbare Gerechtigkeits­
probleme, Belohnungssucht, Passi­
vität, Tarnen und Täuschen, "Jam­
merzirkel", Burn-Out, Zynismus, 
letztlich: Demotivation. 

Der Autor läßt es aber nicht bei 
der Kritik bewenden, sondern zeigt 
Alternativen auf, wie Manager viel lei­
stungswirksamer führen können, als 
sie es derzeit tun. 

Feuerwehrfahrzeuge 
in Europa 

Von WoHgang Jendsch 
Bezug: Weltbild Vet1ag GmbH, 

B900 Augsburg 

"Ein Blick über die Grenzen!" - das 
soll der grundsätzliche Gedanke die­
ses neuen Feuerwehr-Buches sein. 
Natürlich darf eine vollständige Aufli­
stung aller Feuerwehr-Einsatzfahr­
zeuge in Europa nicht erwartet wer­
den - zu groß ist die Palette der Ty­
pen und Funktionen. Der Bildband 
kann nur informative Schwerpunkte 
setzen, eine Auswahl bringen an ty­
pischen, ganz "normalen" und an 
"besonderen" Fahrzeugen, die für 
den Fachmann und den interessier­
ten Laien von Bedeutung sind. 
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Das Buch will kein "hochwissen­
schaftliches" Werk sein über Fahr­
zeuggeschichte, Fahrzeugtechnik 
oder gar ein Nachschlagewerk über 
Motordrehleistungen, Reifengrößen 
und Pumpentypen - sondern es 
nennt die wichtigsten und interes­
santesten Angaben zu den einzelnen 
Abbildungen, die auch für den fach­
unkundigen Feuerwehr-Interessen­
ten verständlich und nachvollziehbar 
sind. 

Insgesamt stellt der vorliegende 
Bildband eine recht interessante 
Übersicht über das Feuerwehr-Fahr­
zeugwesen in Europa dar - auch, 
wenn dabei die fotografische "Aus­
beute" der einzelnen Länder unter­
schiedlich ist oder wenn technische 
Angaben zum Teil auf ein Minimum 
beschränkt bleiben mußten. 

Drahtlose 
Telekommunikation 
MoblHunknetze, Funkdienste und 

drahtlose Endgeräte 
Herausgegeben von Or.-Ing. 

Hans-Josef Forst 
VDE Vet1ag, 1000 Bet1ln 12 

Die Technik der drahtlosen Tele­
kommunikation steht mitten in einer 
atemberaubenden Evolution. Neue 
Anwendungen werden erschlossen. 
Die benötigten Apparaturen werden 
immer kleiner. Auch bestehende An­
wendungen ziehen daraus ihren Vor­
teil. Für den privaten Benutzer wird 
die drahtlose Telekommunikation im­
mer interessanter und die geschäftli­
che Nutzung leistungsfähiger. Fol­
gende Themen werden schwer­
punktartig behandelt: Grundlagen 
der drahtlosen Kommunikation, Be­
stehende Funkanwendungen. Die 
Funktelefonnetze B, C und D und 
Weitere Entwicklung der drahtlosen 
Telekommunikation. 

Neben Ingenieuren und Technikern 
wird insbesondere den Anwendern 
und Benutzern der letzte Stand zu 
eingeführten oder vorbereiteten An­
wendungen der drahtlosen Telekom­
munikation vermittelt. 

Bibliographie des 
Feuerlöschwesens 

bis 1945 

Im Rahmen der Forschungsarbei­
ten im Referat 11 "Brandschutzge­
schichte" der Vereinigung zur Förde­
rung des Deutschen Brandschutzes 
(VFDB) entstand die bisher umfang­
reichste Bibliographie des Feuer­
löschwesens bis 1945. Dabei handelt 
es sich um ein Verzeichnis der selb­
ständigen Druckwerke zum Feuer­
wehr- und Brandschutzwesen inkl. 
Brandkassen und Feuerversicherun­
gen. 

Wo immer möglich beziehungs­
weise bekannt, wurden auch die heu­
tigen FundsteIlen der Originalbücher 
beziehungsweise Zeitschriftenjahr-
9,änge aufgeführt. Um eine bessere 
Ubersichtlichkeit zur erreichen, er­
folgte eine Untergliederung in zehn 
Abschnitte. 

Erhältlich ist die Bibliographie als 
Manuskriptdruck über folgende An­
schrift: Helmut Raab, Friedensstraße 
21, W-6057 Dietzenbach. 

Die Roten Hefte 
Lehrschrtften für den 

Feuerwehnnann 
Vet1ag W. Kohlhammer, 

7000 Stuttgart 80 

Die Hefte der Schriften reihe, die 
über 50 Titel umfaßt, werden ständig 
überarbeitet, um den vielfältigen Auf­
gaben der Feuerwehr gerecht zu wer­
den. Auch in den vorliegenden Neu­
erscheinungen wurden alle neuen Er­
kenntnisse berücksichtigt, um den je­
weiligen Themenbereich auf den ak­
tuellen technischen Stand zu brin­
gen. 

Ferdlnand Tretzel 
Fonneln und Tabellen 

für die Feuerwehr 
Hr. 18, 6. Auflage 

Dleter Kartscb und Waller Jonas 
Vorbeugender Brandschutz 

Hr. 25, 4. Auflage 



Wallgang Jendsch 

MINI MAGAZIN 

Gerätekraftwagen (GKW) 
Magirus 170 D 11 

Bereits in der Ausgabe 9/89 des 
Minimagazins hatten wir einen GKW 
des THW auf Basis des MB 1113 vor­
gestellt - nunmehr macht die Modell­
industrie auch die Realisierung eines 
Magirus-GKW (72-2) möglich. Das 
dem Bergungszug (Gerätegruppe) 
zugehörige Einsatzfahrzeug verfügt 
über einen Mannschafts- (7 Plätze) 
und einen Geräteteil (Rolladenauf­
bau). Seine Grundmaße: 7150 mm 
lang, 2490 mm breit, 2800 mm hoch. 
Die Lackierung erfolgt üblicherweise 
in Blau (RAL 5002) mit schwarzer 
Stoßstange und schwarzen Randum­
randungen. 

Das Modell 

Die Firma Roco hat nunmehr das 
bislang im Einsatzfahrzeugbereich 
vermißte Magirus-Fahrerhaus im 
Maßstab 1 :87 herausgebracht (Tank­
löschfahrzeug TLF 16: Bestellnum­
mer 1366). Dieses Fahrerhaus kann 
mit dem Geräteaufbau des GKW von 
Preiser (1192) kombiniert werden. 
Dazu ist es erforderlich, die Chassis 
bei der Fahrzeuge auf die gleiche 
Höhe zu bringen (Träger abfeilen, kür­
zen) - die Dachansätze von Fahrer­
haus und Aufbau müssen in gleicher 
Höhe verbleiben! Die Räder des Ma­
girus werden gegen Räder aus dem 
Preiser-Bausatz ausgetauscht. Aus­
getauscht werden müssen zudem die 
Trittstufen des ehemaligen TLF 16 ge­
gen eigenhändig aus Riffelplatten ge­
fertigte Stufen (Länge ca. 12 mm). 
Fahrerhaus und Geräteaufbau wer­
den fest miteinander verklebt. 

Nach dem Umbau (und einer not­
wendigen Trocknungszeit des Kle­
bers) erfolgt die Lackierung des kom­
pletten Fahrzeugmodells in Blau (RAL 
5002), ausgenommen des Chassis, 
der Stoßstange, der Kotflügel, der 
Rückspiegel, der Scheibenwischer 
und der Radkappen. Rolladen und 
Dach des Aufbaus werden alufarben 
abgesetzt. Das Fahrzeug erhält Ge 
nach Vorbild) ein oder zwei Blaulich­
ter (Dachblaulicht und/oder Steck­
blaulicht zwischen Fahrerhaus und 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Aufbau) sowie die organisationstypi­
sche Beschriftung (Müller, Siegen). 

Die Detaillierung erfolgt in bekann­
ter Weise: Farbgebung von Schein­
werfern , Blinkern, Rückleuchten und 
Türgriffen - , dazu das Anbringen von 
Kfz-Kennzeichen (div. Hersteller, ggf. 
Eigenproduktion über PC oder Ko-

pierer: 8000er-Kennzeichen!) und 
Rückspiegeln (im Grundmodell ent­
halten). 

Angebracht werden muß zudem 
eine Winde an der Frontstoßstange 
(am Modell noch nicht vorhanden!). 
Sie kann dem Preiser-Bausatz 1172 
entnommen werden. 

Vorbild für den GKW aul Magirus 170: THW-Einsatzlahrzeug aus Berlin-Tlergarten . 

Modell des GKW: Hier muß noch die Frontwinde (Preiser-Zubehör) ergänzt werden . 



Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 
Vertrieb: Druckhaus Neue Presse 
Postfach 2563, 8630 COburg 
Vertriebskennzahl Z 2766 E 

Ein erlolllreicller 1'311 

Unter dem Motto "Wir hetfen ge­
meinsam" veranstatteten die im nieder­
sächsischen Katastrophenschutz mitwir­
kenden Hilfsorganisationen am Sonntag, 
dem 13. September 1992, in Hannover ei­
nen Aktionstag. Tausende von Besuchern 
nutzten die Gelegenheit und informierten 
sich an hand einer umfassenden Fahrzeug­
und Geräteschau, praktischer Vorführun­
gen und nicht zuletzt im persönlichen Ge­
spräch mit den Helferinnen und Helfern 
uber den Leistungsstand und die Einsatz­
möglichkeiten des Katastrophenschutzes 
in Niedersachsen. 

Wer sich von den Besuchern aktiv be­
teiligen woll te , hatte hierzu vielfältige 
Möglichkeiten. Bei einem Sicherheits-
wettbewerb und bei Quizaktionen gab es 
attraktive Preise zu gewinnen. 

Für die jüngsten Besucher hatten die Organisationen eine Spielstraße mit 
Schlauchbootschaukel, Geschicklichkeitsspielen, Spiel mobil u. v. m. aufgebaut. Mu­
sik- und Fanfarenzüge der Hilfsorganisationen sorgten für die musikalische Umrah­
mung. 

Unser Titelbild zeigt den Schirmherrn des Aktionstages, Innenminister Gerhard 
Glogowski (links) , und Hannovers Oberbürgermeister Herbert Schmalstieg bei einer 
Vorführung der Feuerwehr. Die Fotos auf dieser Seite geben einen Einblick in die Ak­
tivitäten dieses Tages (siehe auch Beitrag im Innern des Heftes). 

(Fotos: Sers) 


